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Da horcht man auf in Frankfurt. 
Der Hessische Kultusminister hat et-
was erkannt, das wir in Frankfurt
schon lange wissen: „Frankfurt ist im-
mer irgendwie besonders“. Stimmt. 
Bezogen hat er es wohl auf das expo-
nentielle Wachstum der Stadt. Denn 
auch in Bereichen, in denen an ande-
ren Orten die Schüler*innenzahlen 
nicht  mehr steigen, steigen sie in 
Frankfurt weiter. Noch wichtiger 
als seine Erkenntnis, über die wir 
uns tatsächlich freuen, sind aber 

die Schlussfolgerungen, die daraus 
gezogen werden. Und hier folgt lei-
der nichts. Zum Beispiel: 400 Stellen 
für sozialpädagogische Fachkräfte 
an Grundschulen gibt es für ganz 
Hessen, 41 da von kommen nach 
Frankfurt. Das sind 10,25 %. Im 

Vergleich dazu ist aber festzuhal-
ten, dass 11,14 % aller hessischen 
Grundschulkinder in Frankfurt zur 
Schule gehen. 10,25 % der Stellen 
für 11,14 % der Kinder? Sieht so 
die Berücksichtigung der Beson-
derheit aus? Hinzu kommt: Da die 
Stellen wohl nicht mehr auf ge  stockt 
werden, verschiebt sich die Relati-
on von Jahr zu Jahr zu Ungunsten 
Frankfurts.

Aber vielleicht gibt es ja andere 
Lichtblicke. Der Leiter des Staatli-

chen Schulamts verkündet, 
die Stellen im Grundschul-
bereich seien weitestgehend 
besetzt und zwar mit Grund-
schullehrkräften, nicht mit 
Quereinsteigern. Nun kann 
man darüber streiten, ob 
Gymnasiallehrkräfte in ei-
ner Weiterbildung Quer-
einsteiger sind oder nicht. 
Das ginge aber am eigentli-
chen Problem vorbei: Nach 
dieser Aussage kann man 
sich beim Betreten vieler 
Frankfurter Grundschulen 
nämlich nur noch wundern. 
Denn hier begegnen einem 
auf einmal viele Unterricht 
haltende Menschen, die kei-
ne Lehrerausbildung haben. 
Sie werden mit befristeten 

Verträgen oder als Leiharbeiter be-
schäftigt. Wie vertragen sich diese 
beiden Aussagen? 

Die Aussage des Schulamtslei-
ters mag auf dem Papier stimmen. 
Alle Planstellen sind besetzt, be-
deutet aber eben nicht zwingend, 

Die Bezirksdelegiertenversammlung am 26. Februar 2018 hat einen neuen Vorstand ge-
wählt und zahlreiche Beschlüsse gefasst, sowohl im Blick auf die Stadt Frankfurt als auch 
die hessische Landtagswahl am 28. Oktober 2018. – Berichte in dieser Ausgabe.

dass dadurch Unterricht abgedeckt 
wird. Auch eine erkrankte Lehr-
kraft besetzt weiterhin eine Plan-
stelle, ebenso wie eine in Elternzeit 
befi ndliche. Und diese Ausfälle sol-
len/ müssen vertreten werden; und 
da keine Grundschullehrkräfte da 
sind, eben von nicht dafür ausge-
bildeten Menschen, mit schlechten 
Verträgen. Auch für die Schulen ein 
großes Problem: Planungen müs-
sen ständig geändert werden, neue 
Kolleg*innen ständig eingearbeitet 
werden, teilweise der Unterricht mit 
vorbereitet werden. Das ist die Re-
alität an den Schulen. 

Ein Eindruck sollte jetzt aber 
nicht entstehen: Es geht hier nicht 
darum darzustellen, dass es Frank-
furt schlecht und im Rest von Hes-
sen gut läuft. Durch die Probleme 
einer rasant wachsenden Stadt tre-
ten hier die Missstände noch ein-
mal deutlicher auf. Aber auch im 
Rest von Hessen gibt es diese Pro-
bleme und vielleicht auch noch an-
dere, die es in Frankfurt nicht gibt. 
Frankfurt ist besonders. Es wäre an 
der Zeit, dass das Hessische Kul-
tusministerium differenziert auf die 
hessische Bildungslandschaft schaut 
und angemessene Lösungen sucht 
und umsetzt, anstatt die Situation 
schönzureden. Wenn man auf ei-
nem Schiff die Spitze des Eisbergs 
sieht, sollte man handeln und nicht 
darüber diskutieren, ob das auch 
wirklich ein Eisberg ist. 

Sebastian Guttmann,
Laura Preusker

Foto: Ansgar Walk [CC BY-SA 2.5 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)], via Wikimedia Commons

„Frankfurt ist immer
 irgendwo besonders“ sagt 

Kultusminister Lorz.

„Frankfurt ist nur die
Spitze des Eisbergs“ sagt 

die GEW.

     Frankfurt hat gewählt: 

       Keine neoliberale Verstärkung im Römer 

Eisberg in Sicht
Handeln und nicht darüber diskutieren, ob das 
auch wirklich ein Eisberg ist 

Das neu gewählte Vorsitzendenteam Laura 
Preusker und Sebastian Guttmann 

Sechs Prozent mehr Gehalt
Mindestens aber 200 Euro
Eingruppierung für kommunale
Lehrkrä  e

Jahressonderzahlungen:
Angleichung von Ost und West
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Situation und Begründung:

Die in den letzten Jahren bzw. Jahr-
zehnten gestiegene Arbeitsbelas-
tung im schulischen Bereich wird 
nicht zuletzt durch die konstant ho-
he Zahl an Überlastungsanzeigen 
von Kollegien aller Schulformen 
dokumentiert. Doch leider bleiben 
(spürbare) positive Signale oftmals 
aus. Aus diesem Grund ist es sinn-
voll und notwendig, diese verstärkt 
mit politischem Druck und Akti-
onen zu verbinden. Erschwerend 
kommt hinzu, dass die Bandbreite 
der angezeigten Be-, bzw. Überlas-
tungsanzeigen sehr vielschichtig ist.

Erschwerend kommt hinzu, 
dass Arbeitszeitverkürzungen wie 
beispielsweise im Bereich der IG-
Metall und die bescheidenen Ge-
haltserhöhungen, wie sie der Durch-
schnitt der Beschäftigten durchset-
zen konnte, unseren Kolleg*innen 
vorenthalten wurden. Durch die 
Überlastung vielfach erzwungene 
Teilzeit führt zu weiterem Gehalts-
abbau und beeinträchtigt die At-
traktivität des Lehrberufs.

Um hier Stoßrichtungen und Hand-
lungsoptionen entwickeln zu kön-
nen, erscheint uns die im Folgen-
den aufgeführte Sortierung sinn-
voll. Hierbei wird bewusst nicht 
nach Schulformen unterschieden, 
da wir davon ausgehen, dass in der 
Sortierung allgemeine Grundmus-
ter, die für alle Schulen gelten, ab-
gebildet werden und dadurch auch 
schulformspezifi sche Problematiken 
mit abgedeckt werden.

a) Belastungen durch
die räumliche Situation –
Adressat: Stadt Frankfurt
Sei es durch dringend notwendige,
aber nicht stattfi ndende, Sanierung 
oder durch mangelhafte Neubau-
ten: An vielen Frankfurter Schulen 
ist die räumliche Situation eines der 
drängendsten Probleme. Klar ist, 
veränderte Situationen erfordern 
veränderte Bedingungen: Leider 

Gute Arbeitsbedingungen an Frankfurter Schulen
durchsetzen

scheitern sehr einfache und erprobte
Entlastungskonzepte sehr häufi g 
ganz banal an fehlenden Räumen 
(z.B. bei der Klassenteilung von 
Intensivklassen). Hinzu kommen 
oft unzureichende Reinigung, War-
tung u.ä.

b) Belastung durch
zusätzliche Anforderungen/ 
Aufgaben –
Adressat: Stadt Frankfurt,
Land Hessen
Außerunterrichtliche Aufgaben 
nehmen einen immer größeren Teil 
der Arbeitszeit ein. Bei Zunah me 
dieser Aufgaben bleibt die Pfl icht-
stundenzahl nahezu unverändert 
und somit deutlich zu hoch. Eine 
abschließende Aufzählung all dieser 
Aufgaben würde den Rahmen des 
Antrags sprengen, exemplarisch sei-
en folgende genannt: Eltern- und Be-
ratungsgespräche, Zunahme an ver-
pfl ichtenden Tests und Vergleichsar-
beiten, Übernahme von technischen 
Leistungen (Gerätewartung, IT-Ver-
waltung), Schulprogrammentwick-
lung, Tage der Offenen Tür u.v.m. 

Diese unvollständige Aufzäh-
lung zeigt schon die immense Band-
breite an dieser Stelle.

c) Belastung durch 
zu hohe Pfl ichtstundenzahl – 
Adressat: Land Hessen
Wir alle wissen es: guter Unterricht 
braucht Vor- und Nachbereitung. 
Dies kann im Einzelnen an jeder 
Schulform sehr unterschiedlich aus-
sehen, braucht aber immer eines: 
Zeit! Und die fehlt eben, aufgrund 
der hohen Pfl ichtstundenzahl und 
der oben beschriebenen Zunahme 
der außerunterrichtlichen Aufgaben. 

Um langfristig einen qualitativ
hochwertigen Unterricht anbieten 
zu können, müssen die zeitlichen 
Rahmenbedingungen verbessert 
werden.

d) Belastung durch 
zu große Klassen –
Adressat: Land Hessen, 
Stadt Frankfurt
Jeder kennt es: Man würde sehr ger-
ne einzelne Schüler*innen individu-
eller fördern. In Klassen mit 25 und 
mehr Schüler*innen ist dies jedoch 
oft nicht möglich. Leider ist dies in 

Frankfurt keine Ausnahme. Im Ge-
genteil, durch das rasante Wachs-
tum der Stadt steigt der Klassen-
durchschnitt weiter nach oben an. 
Dies belastet einerseits in der kon-
kreten Situation, aber auch insge-
samt, da man die eigenen pädago-
gischen Ansprüche immer weniger 
umsetzen kann.

Im Hinblick auf die umrissenen 
Belastungen beschließt die BDV 
folgende Punkte:
■   Die GEW Frankfurt unterstützt 
ausdrücklich Kollegien, die durch 
Überlastungsanzeigen oder ande-
re Mittel auf die an Frankfurter 
Schulen bestehenden Missstände 
hinweisen. Sie bietet insbesondere 
bei Aktionen und Öffentlichkeits-
arbeit Unterstützung an.

■   Auch an anderen Stellen kann die 
Stadt durchaus die Problemlage an 
den Frankfurter Schulen verbessern. 
Zusätzliche Stellen für die Schulso-
zialarbeit sind ebenso notwendig,
wie eine Verbesserung der Reinigung
oder auch die Wiedereinführung der 
früher an Schulen vorhandenen Schul-
assistenten, die sich beispielsweise
um die Wartung der technischen Ge-
räte gekümmert haben.
■   Auf Landesebene muss deutlich 
gemacht werden, dass die Pfl icht-
stundenzahl und außerunterrichtli-
che Aufgaben reduziert werden müs-
sen. Zu diskutieren wäre hier ne ben-
einer generellen Reduzierung auch 
eine Verbindung von Deputatstun-
den mit außerunterrichtlichen Auf-
gaben (z.B. Klassenführung, Mento-
rentätigkeit). Derzeit werden solche 

die Lehrämter weiter Nachdruck 
verliehen werden, um hier das bil-
dungspolitisch vom Kultusministe-
rium selbst verschuldete Problem 
des Lehrermangels mittelfristig aus 
der Welt zu schaffen.

Die hierfür notwendigen Maßnah-
men sind unverzüglich einzuleiten. 
Eine neue Landesregierung muss 
hierfür schnellstens einen Umset-
zungsplan entwickeln. Von den Par-
teien erwarten wir im Landtags-
wahlkampf entsprechende Zusagen.

Die hierfür erforderlichen Mit-
tel sind zu beziffern und bereit zu-
stellen. Sowohl in Bezug auf die neue
Landesregierung als auch in Bezug 
auf die neue Bundesregierung gilt: 
Für die nachzuholenden Investitio-
nen im Bildungsbereich (Sachmittel 
und Personal) sind der Bedarf und 
seine Finanzierung sicherzustellen.

Soweit die Mittel, die nach dem 
ab 2020 geltenden neuen Länder-
fi nanzausgleich um 9,3 Milliarden 
Euro für die Länder vom Bund auf-
gestockt worden sind, nicht ausrei-
chen, sind entsprechende Gesetzes-
vorhaben zur Einnahmeerhöhung 
vorzubereiten.

Die GEW fordert die Kollegien in 
diesem Zusammenhang auf, die 
UmSteuer-Kampagne der GEW zu 
unterstützen. Denn schon jetzt wer-

den im Rahmen der Verhandlungen 
über eine Große Koalition im Bund 
die mit 46 Milliarden Euro über die 
im Finanzplan des Bundesfi nanzmi-
nisters vorgesehenen Ausgaben hi-
nausgehenden Mittel verteilt!

Beschluss der Delegierten-
versammlung des 

GEW-Bezirksverbands Frankfurt 
am Main vom 26. 2. 2018

…Weiter wurden gewählt:
– Lioba Boll und Bernd Engelhardt
 als Schatzmeister-Team
– Katja Weber und Christoph 
 Baumann als Referats-Team Schule
 und Bildung
– Sabine Friedrich und Steffen 
 Weber als Referats-Team Tarif, 
 Besoldung und Beamtenrecht
– Meike Bär und Rainer Koch
 als Referats-Team Umwelt und
 Arbeitsschutz

Privatschulen
Die Delegiertenversammlung des 
BV Frankfurt fordert den Bezirks-
vorstand Frankfurt und den Landes-
vorstand auf, das Thema „Privat-
schulen“ als einen Schwerpunkt in 
ihre Arbeit aufzunehmen.

Mindestens einmal jährlich ist 
auf einer Bezirksvorstandssitzung 
und auf einer Landesvorstandssit-
zung über die erfolgten Aktivitäten 
zu berichten.

Begründung:
Der Anteil der Schüler*innen in Pri-
vatschulen nimmt ständig zu. Dies 
trägt zur Bildungsungerechtigkeit 
und Spaltung der Bevölkerung bei.

Staatliche Mittel zur Unter-
stüt zung der Privatschulen fehlen 
zur Verbesserung des öffentlichen 
Schulsystems. Die Arbeitsverträge 
der Lehrkräfte an Privatschulen sind 
in der Regel schlechter als die an öf-
fentlichen Schulen.

Die Landesvorsitzende Maike Wiedwald 
beleuchtete alle aktuellen Themen aus 
Landessicht und stellte die Aktionsvor-
haben der GEW Hessen in Bezug auf die 
Landtagswahlen im Oktober, aber auch 
in Bezug auf den enormen Sanierungs-
stau an hessischen Schulen vor.

Der neu 
gewählte 
geschäftsfüh-
rende Bezirks-
vorstand:

Christina 
Avellini, Dirk 
Kretschmer
u. Bettina 
Happ-Rohe 
als Geschäfts-
führungs-
Team …

... (Foto links:)Melanie Hartert und Meike Bär als Referats-Team Mitbestimmung/Gewerkschaftliche Bildungsarbeit; 
(rechts:) Ernst Olbrich, Christine Rensing-Grüter und Herbert Storn als FlZ-Redaktions-Team … 

… Daniel
Gnida, 
Heide Krodel-
Johne und 
Thomas Sachs 
als Rechtsbe-
ratungs-Team
…

■   Gerade im Hinblick auf den an-
stehenden Landtagswahlkampf soll-
ten bis zum September auch landes-
weite/ frankfurtweite Aktionen in 
Betracht gezogen und ggf. durch-
geführt werden.
■   An die Adresse der Stadt muss von
der GEW Frankfurt auch weiterhin 
die Forderung offensiv vertreten
werden, dass für die Sanierung der 
Frankfurter Schulen nicht nur eine 
zusätzliche Milliarde Euro bereit-
gestellt werden muss, sondern auch 
das für Planung, Verausgabung und 
Baukontrolle notwendige Personal 
eingestellt werden muss. Das dafür 
notwendige Geld kann durchaus 
durch eine Erhöhung der Gewerbe-
steuer dauerhaft gewonnen werden. 
PPP als Finanzierungsform von Sa-
nierungen und Neubauten von Schu-
len lehnt die GEW Frankfurt ab.

Anliegen von Seiten des Hessischen 
Kultusministeriums immer mit dem 
Verweis auf den Lehrermangel als 
nicht umsetzbar dargestellt. Aller-
dings wäre selbst dann eine Belas-
tungsreduzierung nicht unmöglich, 
beispielsweise durch den Verzicht 
auf Vergleichsarbeiten. Hier muss 
gezielt nach solchen verzichtbaren 
Aufgaben gesucht und deren Strei-
chung vehement vertreten werden.
■   Des Weiteren muss auch die Forde-
rung nach kleineren Klassen beibe-
halten werden, denn nur so können
tragfähige pädagogische Konzepte 
sinnvoll umgesetzt sowie den unter-
richtlichen bzw. pädagogischen An-
sprüchen aller Akteure Rechnung
getragen werden.
■   Darum muss schließlich auch 
der GEW-Forderung nach einem 
Ausbau der Studierendenplätze für 
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Als im Herbst 2017 Bilder von Sklavenauktionen 
in Libyen durch die Medien gingen, war die Em-
pörung groß. Dabei ist die nützliche Funktion 
der dortigen lokalen Machthaber für die EU-Mi-
grationsabwehr die Geschäftsgrundlage für die 
postmodernen Sklavenhändler, da sie überhaupt 
erst die Situation totaler Ohnmacht für Gefl üch-
tete schafft, die von den Menschenhändlern für 
ihre zynischen Geschäfte genutzt wird. An die-
ser Migrationsabwehr, Programm von so gut wie 
allen politischen Parteien in der EU, wird sich 
höchstens ändern, dass sie mit deutscher und 
französischer Unterstützung in Zukunft noch ef-
fektiver gehandhabt werden dürfte und so die 
entscheidende Voraussetzung für entsprechende 
Geschäfte bestehen bleibt.

Wer es allerdings trotz aller Schranken und 
Gefahren über das Mittelmeer geschafft und 
auch den innereuropäischen Transit bis über 
die deutsche Grenze hinter sich gebracht hat, 
dem kann es im weiteren Verlauf passie-
ren, einem ganz anderen Geschäftema-
cher in die Hände zu fallen, der ganz oh-
ne Auktion sein Menschenmaterial zum 
„Festpreis“ anbietet. Die Rede in von 
Deutschlands „ersten Integrationsdienst-
leister“, einem laut Selbstcharakterisie-
rung „Non-Profi t“-Unternehmen, das 
sich Social-Bee nennt und seine Dienst 
wie folgt anpreist:

„Unser Rundum-Sorglos-Ansatz: So-
cial-Bee ist Deutschland erster Integrati-
onsdienstleister. Durch soziale Arbeitneh-
merüberlassung ermöglichen wir Unter-
nehmen die nachhaltige Integration von 
Gefl üchteten, einfach und professionell.

Im Rahmen der Arbeitnehmerüber-
lassung übernehmen wir jegliche Bürokratie, Or-
ganisation und Haftung. Lernen Sie Gefl üchtete 
unkompliziert kennen – zum Festpreis ohne ver-
steckte Kosten.“

„Gefl üchtete“ zum „Festpreis“ ist die letz-
te Steigerungsform des Humanismus unter den 
Vorzeichen eines Marktradikalismus, bei dem 
allmählich die letzten Sicherungen rausfl iegen. 

„Gutes tun & Verantwortung übernehmen.
Gehen sie als Vorreiter voran und ermöglichen 
Sie echte Integration. Mit jeder Arbeitsstelle 
schaffen Sie Perspektive und fördern eine bunte 
Gesellschaft, in der jeder eine Chance bekommt“, 
preist Social-Bee sein Menschenmaterial an und 
erklärt damit die gewinnorientierte Benutzung 
desselben schon zu DER sozialen Tugend über-
haupt: Ausbeutung als menschliche Wohltat pur, 
da gehen Geschäft und Moral eine so innige Bin-
dung ein, dass man sich als Unternehmer die 
nächste Spende zur Linderung des weltweiten 
Elends und der ethischen Besserstellung der eige-
nen Person gleich sparen kann! Die Grundqua-
lifi kationen, die man auf dem „nachhaltigen“ 
Sklavenmarkt des Neoliberalismus braucht, brin-
gen die Bewerber glücklicherweise auch gleich 
mit, denn für die Härten der Lohnabhängigkeit 
bereitet man sich nirgendwo besser vor als auf 
den verschlungenen Wegen eines Überlebens-
kampfes, den die Flucht vor Krieg und Elend 
heute dank Frontex darstellt, wie man einer im 
Auftrag des „Integrationsdienstleisters“ erstell-
ten Plakatkampagne entnehmen kann:

„Belastbarkeit“ als die Fähigkeit defi niert, 
auf die Befriedigung von Grundbedürfnissen ver-
zichten zu können: Hier werden die schönen 

neuen Arbeitswelten auf ihren menschenfeindli-
chen Begriff gebracht und zugleich deutlich ge-
macht, dass der Krieg und seine Entbehrungen 
die beste Vorbereitung für den Arbeitsalltag dar-
stellen, ja, die Arbeit wird selbst zu einer Art 
Krieg, den zu überleben die Survivaltugenden des 
durch den wirklichen Krieg Hindurchgelangten 
gerade das passende Instrumentarium darstellen. 
Nicht umsonst steht am Beginn der Geschichte 
des deutschen Nachkriegs„wunders“ der Mythos 
der Trümmerfrauen, die sich durch keine Kata-
stro phe davon abhalten lassen, die Ärmel hoch-
zukrempeln und das Integrationsuniversum des 
deutschen Reichs der Arbeit wieder aufzurichten. 
Belastbar sein bedeutet aus dieser Perspektive ge-
sehen die Fähigkeit, auch dann nicht „einzukni-
cken“, wenn es dicker als dick kommt, eine wis-
senswerte Klarstellung für die nächste dienstliche 
Beurteilung, die ohne die Abschätzung der Be-
lastbarkeit nicht auskommt!

 „Ich habe mit 85 Menschen in einem klei-
nen Schlauchboot überlebt.“ – „Teamfähigkeit“ 
ist ein anderes dieser Schlagworte, mit denen heute 
druckvoll dafür eingetreten wird, sich am Arbeits-
platz bloß keine Eigenheiten herauszunehmen, 
sondern sich den jeweiligen berufl ichen Zwecken 
im Verein mit anderen bedingungslos und mit lä-
chelnder Miene zu unterwerfen. Wie man sich 
diese Teamfähigkeit vorzustellen hat, bringt ein 
weiteres Plakat der Kampagne zur Anschauung:

Wenn sich die „Teamfähigkeit“ aus dem 
Überleben in einem voller dicht gedrängter Men-
schen das Meer überquerenden Schlauchboot er-
geben soll, dann wird damit auch der individuelle
Bewegungsspielraum abgemessen, der dem Ein-
zelnen in einem „Team“ bleibt, für das die zitierte
äußerste Notlage die Qualifi kationsbasis darstellt. 
Damit ist die Fähigkeit zum puren Überleben als 
die nötige Grundausstattung für die heutige Ar-
beitswelt benannt und nichts mehr übriggeblie-
ben von einem Anspruch, dass Arbeit etwas für 
die Menschen, die sie verrichten, bewirken soll, 
was über eine Existenzgewährung hinausgeht.

„Ihr habt einige eurer Mitarbeiter zum Bei-
spiel bei [sic!] als Essensliefertanten engagiert. 
Ist das wirklich ein Erfolg, wenn viele von ih-
nen doch höhere Qualifi kationen haben? fragt 
die kritische Journalistin vom SpiegelOnline-
Format „Bento“ und erhält die passende Ant-
wort: „Jede Arbeit ist ein Erfolg.“ Wer denkt 
da nicht an die Fotos von bis aufs Äußerste ver-
zweifelten Arbeitssuchenden in der Weltwirt-
schaftskrise mit der Aufschrift „Nehme jede Ar-
beit an!“ Wer so weit ist, verbindet mit der Ver-
richtung einer Arbeit keinerlei eigene Ansprüche 
mehr, sondern ist bereit, allen nur denkbaren 
fremden Ansprüchen an sein Arbeitsvermögen 
das Material abzugeben. Social-Bee hat als „In-
tegrationsdienstleister“ Gefl üchtete als Men-
schen entdeckt, für die genau diese Vorausset-
zung gilt: Eine veritable Marktlücke, die sich
zynischer Weise auch noch mit einem guten
Gewissen dekoriert. Dass es unter der „Kund-
schaft“ von Social-Bee auch Menschen gibt, 
die ordentliche Jobs erreichen, macht dies alles 
keinen Deut besser.

Die Wochenzeitung Jungle World zitiert im 
Zusammenhang mit Social Bee einen Facebook-
Kommentator, „der durch eine fi ktive Modellsi-
tuation im Bewerbungsgespräch den zynischen 
Charakter der Kampagne auf den Punkt brach-
te: “Konnten Sie schon Foltererfahrung sam-
meln? Das ist in unserem Betrieb nämlich Vor-
aussetzung.” Wäre nicht vielleicht für die An-
stellung in manchen Bildungseinrichtungen auf 
diese Weise künftig der Erwerb der nötigen 
„Mobbingresistenz“ nachzuweisen?

Log In

In den kommenden gesellschaftli-
chen Auseinandersetzungen ist es 
von entscheidender Bedeutung, wie 
sich Gewerkschaften gegenüber der 
Politik positionieren. Wir nehmen 
die aktuelle Debatte um „pro oder 
contra zur GroKo“ zum Anlass, dies 
zu tun. Dabei geht es uns nicht um 
die Einwirkung auf die zur Zeit ab-
stimmenden SPD-Mitglieder, son-
dern darum, die Politik an gewerk-
schaftlichen Zielen zu messen und 
die Politik mit gewerkschaftlichen 
Politikinhalten zu konfrontieren. Aus 
diesem Grunde haben wir nachste-
henden Aufruf verfasst:

 
Der Koalitionsvertrag zwischen Uni-
on und SPD wird trotz einiger posi-
tiver Elemente wie beispielsweise die 
paritätischen Beiträge in der Gesetz-
lichen Krankenversicherung den An-
forderungen aus gewerkschaftlicher 
Sicht nicht gerecht.
 
Keine Umverteilung
Obwohl die Ungleichheit in Deutsch-
land wieder das Ausmaß von vor 
hundert Jahren angenommen hat, 
verzichtet die GroKo auf Umvertei-
lung von oben nach unten: keine Ver-
mögenssteuer, keine Änderung der 
Erbschaftssteuer, keine Erhöhung 
des Spitzensteuersatzes. Die geplan-
te Abschmelzung des Soli-Zuschla-
ges führt zu erheblichen Einnahme-
ausfällen der öffentlichen Hand und 
entlastet vor allem Haushalte mit re-
lativ hohen Einkommen.
 
Investitionsstau
Der Investitionsstau in Deutsch-
land beläuft sich auf hohe dreistelli-
ge Milliarden beträge. Es gibt riesige 
Bedarfe für Verbesserungen in der In-
frastruktur und mehr Personal in Bil-
dung, Gesundheitswesen und Pfl ege. 
Statt diese Herausforderungen ernst-
haft anzugehen, setzt die große Ko-
alition auf ein „weiter so“ mit nur 
kleinen und völlig unzureichenden 
Korrekturen.
 
Altersarmut
Die Stabilisierung des Rentenniveaus 
bis 2025 ist ein Scheinerfolg. Laut 
Rentenversicherungsbericht liegt das 
Nettorentenniveau vor Steuern bis 
einschließlich 2024 sowieso mindes-
tens bei 48 Prozent und knickt erst 
danach nach unten ab. Die geplante 
Grundrente ist unzureichend. Wenn 
die falschen Weichenstellungen in der 
Rentenpolitik nicht korrigiert wer-
den, droht Millionen Beschäftigten 
Altersarmut.
 
Zweiklassenmedizin und Pfl egenotstand
Trotz der geplanten Wiedereinfüh-
rung der paritätischen Beitragssätze 
sind wir meilenweit von einem solida-
rischen Gesundheitssystem entfernt: 
Tatsächliche hälftige Finanzierung 
der Gesundheitsversorgung, Schrit-
te hin zu einer Bürgerversicherung, 
Einschränkung der Anbieterdomi-
nanz? Alles Fehlanzeige. Die Unter-
fi nanzierung der Pfl ege bleibt beste-
hen, die 8.000 neu geplanten Stellen 
greifen viel zu kurz.
 
Arbeitsmarkt
Nichts fi ndet sich zu dringend not-
wendigen Maßnahmen gegen prekäre 
Beschäftigung und den Missbrauch 
von Werkverträgen, zur Stärkung des 
Mindestlohns und der Tarifverträge, 
zur sozialen Regulierung digitaler 
Arbeit. Die Einschränkung grund-
loser Befristungen ist nur ein schwa-

cher Kompromiss, Midi-Jobs sollen 
sogar ausgeweitet werden. Auch in 
der Arbeitsmarktpolitik gibt es kei-
nen Kurswechsel: keine Verbesserung 
der durch die „Hartz-Gesetze“ ein-
geschränkten Leistungen (Bezugsdau-
er Arbeitslosengeld I, Leistungshöhe 
Arbeitslosengeld II, Zumutbarkeits-
regelungen und Sanktionen). Unter 
dem Strich werden so in Deutschland 
prekäre Beschäftigung und Niedrig-
löhne zementiert statt eingedämmt.

Der Gesamtbeitragssatz zu den 
Sozialversicherungen soll unter 40 
Prozent gehalten werden. Damit wer-
den Leistungskürzungen im Verlauf 
der 2020er Jahre vorprogrammiert.
 
Sündenbock Gefl üchtete
Das Ganze wird dann noch garniert 
mit Formulierungen, die stark an die 
von der CSU geforderte Obergrenze 
von Flüchtlingen erinnern. Suggeriert 
wird, dass Deutschland keine Ver-
antwortung für die Fluchtursachen 
trägt. Zudem soll verstärkt aufge-
rüstet werden und Deutschland sich 
weiter an Militäreinsätzen des Wes-
tens beteiligen. Suggeriert wird fer-
ner, dass etwaige Belastungen durch 
die Gesellschaft nicht aushaltbar wä-
ren. Beides ist falsch.
 
Gewerkschaften müssen ihr politisches 
Mandat offensiv wahrnehmen!
Die Umsetzung des GroKo-Vertrages 
wäre ungeeignet, die realen gesell-
schaftlichen Probleme, insbesondere 
die Armuts- und Reichtumsentwick-
lung, zu lösen. Statt den Koalitions-
vertrag zu bejubeln, müssen die Ge-
werkschaften ihre inhaltlichen An-
forderungen an die Koalition und 
die Regierung bekräftigen und diese 
durch öffentlichkeitswirksame Kam-
pagnen untermauern. Die Gewerk-
schaften müssen konsequent ihre Auf-
gabe als parteipolitisch unabhängige 
Interessenvertretung der von Lohn-
arbeit abhängigen Menschen wahr-
nehmen. Eine soziale Alternative, ein 
Politikwechsel für gute Arbeit und 
soziale Gerechtigkeit und für Frie-
den ist und bleibt notwendig.
 
Wir engagieren uns im DGB und sei-
nen Gewerkschaften insbesondere für
eine Politik, die gute Arbeit für alle 
schaffen will, mit voller sozialer und 
tarifl icher Absicherung und mehr Be-
schäftigung in gesellschaftlichen Be-
darfsbereichen.

■   eine Steuerpolitik, die auf Mehrein-
nahmen zielt und von oben nach un-
ten umverteilt (z.B. Vermögenssteuer, 
Erbschaftssteuer, Unternehmenssteu-
er und Spitzensteuersatz)

■   eine Sozialpolitik, die ein auskömm-
liches Leben für alle ermöglicht (z.B. 
Nein zur Rente mit 67, Anhebung des 
Rentenniveaus auf vor Agenda-Ni-
veau, Erwerbstätigen- und Bürgerver-
sicherung, Anhebung der Bezugsdauer 
des Arbeitslosengeld I, deutliche An-
hebung des Arbeitslosengeld II, Sank-
tionsfreiheit des Existenzminimums)

■   eine Politik gegenüber Migrantin-
nen und Migranten, die verdeutlicht: 
Der Gegensatz verläuft nicht zwischen 
drinnen und draußen, sondern zwi-
schen oben und unten! Solidarität 
und Verständigung statt Rassismus 
und Sündenbockpolitik.

 Mehrere Hundert Gewerkschafter 
haben bereits unterschrieben.

Für eine soziale Alternative zur 
Politik der Großen Koalition!
GewerkschafterInnen-Aufruf vom 20. Februar 2018
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Offener Brief der Bezirksdelegierten-
versammlung der Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft Bezirk 
Frankfurt

Im Koalitionsvertrag CDU, SPD, DIE 
GRÜNEN 2016 –2021 steht: „Der 
Aktionsplan Schule wird schnellst-
möglich umgesetzt, überprüft und 
mit auskömmlichen Mitteln fortge-
schrieben.“ Die Reform des Hoch-
bau- und Liegenschaftsamtes soll 
schnelleres Bauen und die Unter-
haltung von Schulen ermöglichen, 
die Schulgemeinden vor Ort besser 
über Maßnahmen informiert und 
beteiligt werden. 

Die GEW Frankfurt hatte  die 
sträfliche Vernachlässigung der 
Schulentwicklung und Schul sa nie-
rung durch die schwarz-grüne Koali-
tion gemeinsam mit der Elternschaft 
und Schülerschaft heftig bekämpft. 
Der Investitionsstau an Frankfurt 
Schulen war auf  ca. 1 Milliarde Euro 
angewachsen, von 2006-2009 wa-
ren aufgrund der Sparpolitik städti-
sche Planstellen um 17 % herunter-
gefahren worden. Der Widerstand 
der Betroffenen und der Opposition 
im Römer zwang schwarz-grün zum 
„Aktionsplan Schule“ 2014 –2018 
und hatte einen gewichtigen Anteil 
am Machtwechsel im Oberbürger-
meisteramt 2012 und der Stadtre-
gierung 2016.

Aktuelle Probleme bei der
Schulentwicklung und Sanierung
An dieser Stelle wollen wir nicht 
ausführlich auf die v. a. durch die 
Hinterlassenschaften der vorherigen 
Koalition verursachten Probleme 
bei der Umsetzung  des fortgeschrie-
benen Schulentwicklungsplans – 
Standortfi ndungen, Verzögerun-
gen, Provisorien und Neubauten 
von Schulen – eingehen. Dazu hat 
die GEW-Frankfurt immer wie-
der öffentlich kritisch Stellung ge-
nommen und u.a. herausgearbeitet: 
Die im Haushalt für die Schulent-
wicklung und Schulsanierung in 
Frankfurt vorgesehenen Mittel wur-

den zwar aufgestockt, konnten in 
den letzten Jahren aber wegen feh-
lender Stellen bei Planung, Auf-
tragsabwicklung und Controlling 
nur zum geringeren Teil investiert 
werden. Fehlende personelle Kapa-
zitäten dürfen nicht wieder als Aus-
rede für PPP-Finanzmodelle dienen.

Die GEW fordert deshalb erneut 
eine radikale Kehrtwende in der Perso-
nalpolitik der Stadt und die Besetzung 
der 100 noch nicht besetzten Stellen 
und die Bereitstellung weiterer Stellen
für das neu gegründete Amt für Bau 
und Immobilien (ABI).

Der Gesamtpersonalrat der 
Stadt und ver.di, unterstützt von 
der GEW, hatten vor der Wahl 1000 
zusätzliche Stellen für die Stadtver-
waltung gefordert.

Die Fortschreibung des Aktions-
plans zur Schulsanierung muss 
endlich angegangen werden.
Täglich fi nden sich Presseberichte
über bauliche Mängel, Verzögerun-
gen, Sanierungsforderungen von 
Schule. Die Versäumnisse und Spar-
politik der Vergangenheit haben zu 
katastrophalen Män geln bzw. zum 
Wegfall von Räumen, Gebäuden, 
Schwimm-, Sporthallen und Sport-
stätten geführt. Das führt im Schul-
alltag zu erheblichen Behinderungen 
bei der Erteilung ord nungs ge mä ßen 
und vollen Unterrichts, bei der Inte-
gra tion und Inklusion der Schüler 
und der Durchführung von Reform-
vorhaben wie der Ganz tag schule. 
Nach Unterrichtsbetrieb sind Fort-
bildungs-, Sport- und Freizeitmög-
lichkeiten für die Vereine, Jugend-
liche und Bürger des Stadtteils ein-
geschränkt. Und das in einer Zeit, 
in der lautstark und mit Recht nach 
dem Kampf ge gen ethnische, religiö-
se und soziale Ausgrenzung und nach 
Willkommenskultur gerufen wird.

Die Vorgaben des „Aktionsplans 
Schule“ sind noch nicht abgearbei-
tet. Auf einer Podiumsdiskussion des 
Stadtelternbeirats mit der Bildungs-
dezernentin Sylvia Weber und dem 
Leiter des ABI Michael Simon stellte 

letzterer klar, dass „bislang der „Ak-
tionsplan Schule“ die verbindlichste 
Grundlage“ für die Sanierungsmaß-
nahmen darstellt. (FNP, 22. 1. 2018) 
Diese Grundlage muss erhalten blei-
ben, das Versprechen  seiner Fort-
schreibung durch die Koalitionsver-
einbarung jetzt eingelöst werden.

In dem neu aufzulegenden Akti-
onsplan ist aber dem wirklichen Fi-
nanzbedarf für Schulsanierung von 
mindestens 1 Milliarde Euro für die 
Bauunterhaltung und sonstigen Sanie-
rungsinvestitionen sowie den Stellen-
bedarf Rechnung zu tragen.

Es dient zur Kenntnis, dass seit dem
letzten Bericht B 261 vom 7.10. 2016 
folgende Projekte aus dem Aktions-
plan im Zeitraum vom 1.9. 2016 
– 15. 2. 2017 fertig gestellt wurden:
 
1. Adolf-Reichwein-Schule Toilet-
tensanierung: Das 2. Toilettenhaus 
wurde termingerecht Ende 2016 
fertiggestellt.
2. Boehleschule Austausch der Pa-
villonanlage: Der Austausch der 
Pavillons erfolgte nach zeitlichen 
Verzögerungen wegen Liefereng-
pässen für Pavillons aufgrund der 
damaligen Flüchtlingssituation im 
Herbst 2016.
3. Robert-Schumann-Schule Sanie-
rung Toiletten: Die Sanierung der 
WC-Anlagen wurde termingerecht 
zum 1.11.2016 abgeschlossen. Die 
Schlussrechnungen stehen noch aus.
4. Uhlandschule Sanierung Toilet-
ten: Die marode Toilettenanlage 
im Außengebäude wurde im fest-
gelegten Zeitplan zum 30.11.2016 
umfassend saniert. Die Schlussrech-
nungen für die Maßnahme stehen 
noch aus.
 

Es dient ebenfalls zur Kenntnis, dass
die im letzten Bericht als zeitlich 
verzögert benannten Projekte nun 
mit Fertigstellungsterminen verse-
hen sind:

a) Comeniusschule Dachsanierung 
und Akustikdecken im EG und 1. 
OG: Die Dachsanierung erfolgt in 
einzelnen Bauabschnitten. Die Fer-
tigstellung des 2. Bauabschnitts ist 
bis Herbst 2018 geplant.
b) Ebelfeldschule SBK-Sanierung
Dächer und Decken. Erneuerung 
Fassade und Fenster. Brandschutz-
maßnahme: Die Fertigstellung wird 
durch die zeitlichen Verzögerungen 
nicht für Februar 2018 sondern für 
Ende 2018 prognostiziert.
c) Eduard-Spranger-Schule Austausch 
der Pavillonanlage: Der Austausch 
der Pavillonanlage erfolgt in den 
Sommerferien 2017.
d) Franckeschule Beseitigung von 
Baumängeln / Erweiterung für vier 
Klassen / Abriss und Neubau der 
Toilettenanlage: Die Fertigstellung 
ist nun für Herbst 2019 prognos-
tiziert. Als Auslagerungsstandort 

Der Aktionsplan 2014 –2018 zur Schulsanierung läuft Ende 
dieses Jahres aus. Das Versprechen der Fortschreibung durch
die neue Koalition muss jetzt eingelöst werden.

(Der auslaufende rot-grüne Ak-
tionsplan verschweigt dieses Ge-
samtvolumen und seine 1:1-Fort-
schreibung (150 Millionen Euro für 
5 Jahre) würde einen Sanierungs-
zeitraum von 30 Jahren ergeben.)

Die GEW-Frankfurt fordert 
deshalb:
■ eine Neuausrichtung des Aktions-
plans Schule auf eine vollständi ge 
Beseitigung des katastrophalen Sa-
nierungsstaus innerhalb der nächs-
ten 5 Jahre und auf den wirklichen 
Finanzbedarf,

■ die Fortschreibung/Neuerfassung 
der Begutachtung aller 167 Gebäu-
de der Öffentlichen Schulen unter 
bautechnischen, pädagogischen und 
gesundheitlichen Gesichtspunkten,
■ einen jährlichen Mindestbetrag 
für die Instandhaltung der Schulge-
bäude, um den Verfall zu stoppen.

Eine Kürzungspolitik als Bildungs-
bremse stößt zunehmend auf 
Ablehnung.
Umfang und Dauer der beabsich-
tigten Fortschreibung ist bis dato 
ungewiss. Laut Koalitionsvertrag 
soll der Aktionsplan zwar mit „aus-
kömmlichen“ Mitteln fortgeschrie-
ben werden. Im Widerspruch da-
zu steht, dass die „Haushaltskon-
solidierung“ wie bisher Vorrang 
vor neuen Investitionen haben soll.

Die Erfahrung hat gezeigt, dass 
eine Mobilisierung der Schulen und 
der Vertretungen von Eltern-, Schü-
ler-, und Lehrerschaft in der Lage ist, 
politische Widerstände im Römer zu 
überwinden, den Kampf für zusätz-
liche Mittel von Bund und Land zu 
forcieren und bei der Bestimmung 
des Umfangs bereitgestellter Mittel 
ein Wörtchen mitzureden.

An Vorschlägen zur besseren 
Ausstattung der Kommunalhaushal-
te (Gewerbesteuererhöhung, Umver-
teilung des Reichtums usw.) hat es 
auf Seiten der Gewerkschaften nicht 
gefehlt. Sie haben deshalb auch die 
„Schuldenbremse“ abgelehnt. Ein 
„Weiter so“ der Kürzungspolitik 
wird, wie die letzten Wahlen zeigen,
von der Bevölkerung zunehmend 
abgelehnt. Die GEW Frankfurt 
for dert deshalb eine grundsätzli-
che fi nanzpolitische Wende.

„Wer nach Kassenlage inves-
tiert, muss sofort den Rotstift anset-
zen, sobald am Konjunkturhimmel 
dunkle Wolken aufziehen. Diese fi -
nanzpolitische Selbstfesselung ist in 
Anbetracht des milliardenschweren 
Investitionsbedarfs und historischer 
Tiefzinsen ökonomischer Schwach-
sinn.“            (Dirk Hirschel, ver.di)
Gemeinsam mit der Frankfurter Eltern- 
und Schülerschaft wird die Frankfur-
ter GEW für die Fortschreibung und 
Neuausrichtung des Aktionsplans zur 
Schulsanierung eintreten.

Beschluss der
Delegiertenversammlung des 

GEW-Bezirksverbands Frankfurt 
am Main vom 26.2.2018

wurde das Grundstück hinter der 
FTG festgelegt. 
e) Linnéschule Fassadensanierung: 
Die Ausbesserung der Fassade ist 
in Bearbeitung. Während der Über-
prüfung ist aufgefallen, dass die 
Tragfähigkeit der Rohdecken im 
Hauptgebäude in Teilbereichen ver-
stärkt werden muss (u.a. wegen Ge-
simsen). Der Fertigstellungstermin 
liegt nun im Herbst 2017.
f) Ludwig-Weber-Schule Abriss / Neu-
bau: Die Fertigstellung ist nun für 
Sommer 2019 geplant.
g) Römerstadtschule Bauliche Er-
weiterung / Grundstückserwerb 
für Erweiterung / Austausch der 
Pavillonanlage: Der Baubeginn ist 
für Sommer/Herbst 2017 geplant. 
Der prognostizierte Fertigstellungs-
termin liegt nach zweijähriger Bau-
zeit im Sommer / Herbst 2019.
h) Willemerschule (inkl. Deutschher-
renschule), Beseitigung Feuchtigkeits-
schäden / Umbau der ehemaligen 
Abendhaupt- und -realschule zur 
Cafeteria / Abriss und Neubau To-
ilettenanlage / Kanalsanierung: Die 
Bau- und Finanzierungsvorlage ist 

im Unterschriftengang. Der Baube-
ginn wird somit noch Mitte 2017 er-
folgen. Die Fertigstellung wird sich 
aufgrund der zeitlichen Verzögerun-
gen nun auf Mitte 2019 verschieben. 
i) Wöhlerschule Austausch der Pavil-
lonanlage: Die Pavillonanlage wur-
de fertiggestellt. Der Prüfbericht des 
Statikers liegt nun vor, somit kann 
die Pavillonanlage für den Unter-
richt freigegeben werden. Dies soll 
bis Ostern 2017 erfolgen.

Nachfolgende Veränderungen im 
Maßnahmenpaket des Aktions-
plans sind:

a) Bettinaschule, Kanal/Hofsanie-
rung, Neujustierung der Fahrrad-
ständer, Anlage Sportfeld: Die ge-
plante Kanalsanierung im Zusam-
menhang mit der Schulhofsanierung 
der Schule wurde bereits in 2013 im 
Rahmen der Bauunterhaltung be-
auftragt und fertiggestellt.

Die Kanalsanierung wird somit 
als Maßnahme aus dem Aktionsplan 
herausgelöst. Die dafür eingestellten
Mittel im Rahmen der Gesamtmaß-

nahme Hofsanierung verbleiben im
Projekt.
b) Gruneliusschule, Sanierung des 
Gesamtgebäudes / Erweiterung auf 
5-Zügigkeit / Ausbau Ganz tags an ge-
bot: Die zurzeit laufenden Be darfs-
pla nun gen für das gesamte Schula-
real der Gruneliusschule – Phase 0 
– berücksichtigen die neuen Ent-
wicklungen zur Ganztagsschule in 
Frankfurt und notwendige Maßnah-
men zur Inklusion. Der ursprüngli-
che Realisierungstermin innerhalb 
des Zeitrahmens des Aktionsplans 
2018/2019 kann damit nicht ein-
gehalten werden.

Die Maßnahme wird aus dem 
Aktionsplan 2014 – 2018 herausge-
löst. Das Projekt wird als Maßnah-
me des SEP weiter verfolgt und im 
Rahmen des investiven Haushalts 
unter Beibehaltung der PSP-Elemen-
te 5.005504 (Schule) und 5.005505 
(Cafeteria) umgesetzt. Die Mittel 
verbleiben beim Projekt. Eventu-
elle Mehrkosten durch die Berück-
sichtigung neuer Anforderungen wie 
Ganztag und Inklusion werden über 
die Bauunterhaltung gedeckt. 

Aktionsplan Schule – Sachstand
Zwischenbericht des Magistrats vom 17. 3. 2017 (B 95) Betreff: Aktionsplan Schule – Sachstand. Vorgang: u.a. Zwischenbescheid des Magistrats vom 2. 8.2017
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Situation und Begründung:

Seit mehreren Jahren hat sich die 
Stadt Frankfurt die Vorgabe gege-
ben, Schulen in Passivhausbauwei-
se zu errichten. Da in Frankfurt in 
die ser Zeit durchaus einige Schulen 
errichtet wurden, liegen einige Er-
fahrungen hierzu vor.

Rückmeldungen aus den be-
troffenen Kollegien zeigen, dass es 
in diesen Schulen zu diversen Prob-
lemen kommt, die Gesundheit und 
Wohlbefi nden der KollegInnen, aber 
natürlich auch der SchülerInnen und 
aller anderen Nutzer beeinträchti-
gen. Beispielhaft aufgezählt seien 
hier schlechte und trockene Raum-
luft, Geruchsbelästigungen, aber 
auch unangenehme Raumtempera-
turen (sowohl zu warm als auch zu 
kalt), je nach Tageszeit, Lage und 
Nutzung der Räume.

In der Folge treten auch gesund-
heitliche Probleme auf wie Kopf-
schmerzen, Konzentrationsschwie-
rigkeiten, Augentränen bzw. -tro-
ckenheit, Schleimhautreizungen, die 
zu Hustenreiz u.ä. führen können.

Aus Sicht der GEW sollten Gebäu-
de und Räume („Raum als dritter 
Pädagoge“) den Unterricht unter-
stützen, Gesundheit und Wohlbe-
fi nden der NutzerInnen zumindest 
nicht beeinträchtigen.

Dies erscheint in den bisher im 
Passivbau errichteten Schulen nicht 
der Fall zu sein. Ständiges Prüfen der
Lüftung, Öffnen der Fenster und 
ähnliche von der Stadt empfohlene 
Maßnahmen zur Abhilfe behindern 
den Unterrichtsablauf zum Teil er-
heblich und stellen auch die beab-
sichtigten Energiekosteneinsparun-
gen in Frage.

Die Bezirksdelegiertenversamm-
lung beschließt deshalb:

Der GEW Bezirksverband Frank-
furt spricht sich gegen die Errich-
tung von weiteren Schulen in Pas-
sivbauweise in Frankfurt aus. Die 
potenziellen Energieeinsparungen 
gleich die Nachteile für die Nut-
zung als Unterrichtsräume bei wei-
tem nicht aus. Dies – die Nutzung 
als Unterrichtsräume – ist aber der 
Hauptzweck von Schulen!

Auch die bereits im Passivbau 
errichteten Schulen müssen so bau-
lich verändert werden, dass die Pro-
bleme beseitigt werden.

Der Bezirksvorstand prüft folgen-
de Möglichkeiten, diese Forderun-
gen durchzusetzen und setzt diese 
dann um:

■ Treffen mit KollegInnen und Per-
sonalräten der betroffenen Schulen 
und der in Gründung befi ndlichen 
Schulen, um sich über die akuten 
Probleme zu verständigen und wei-
tere Schritte zu entwickeln.
■ Kontaktaufnahme zu Stadtschü-
lerInnenrat und Stadtelternbeirat, 
um eine mögliche Zusammenarbeit 
in dieser Sache auszuloten.
■ Sensibilisierung der Öffentlich-
keit durch Veröffentlichungen und 
Statements in öffentlichen Gremien 
wie beispielsweise dem Ausschuss 
für Bildung und Integration.
■ Gespräch mit Verantwortlichen 
der Stadtpolitik

Beschluss der Delegiertenver-
sammlung des GEW-Bezirksver-

bands Frankfurt am Main vom 
26.2.2018c) Kerschensteiner Schule, Abriss / 

Neubau Turnhalle: Die Umsetzung 
der im SEP entschiedenen Ganz-
tagsschulentwicklung erfordert 
zusätzliche Räume in der Schule. 
Die bisherigen Planungen berück-
sichtigten diesen Bedarf nicht. Da-
her musste die auf den aktuellen 
Bedarf ausgerichtete Umplanung 
für eine Erweiterung erfolgen. Der 
Fertigstellungstermin der Gesamt-
maßnahme wird sich infolgedessen 
nicht im Zeitrahmen des Aktions-
plans 2014 – 2018 realisieren lassen.
Die Maßnahme wird auch aus dem 
Aktionsplan 2014 – 2018 heraus-
gelöst. Das Projekt wird als Maß-
nahme im Rahmen des investiven 
Haushalts unter Beibehaltung des 
PSP-Elements 5.006639 (Schule) 
umgesetzt. Eventuelle Mehrkos-
ten für das Projekt durch die Be-
rücksichtigung neuer Anforderun-
gen werden über die Bauunterhal-
tung gedeckt.

Maßnahmen des Aktionsplans, die 
in 2017 begonnen werden sollen, 
sind bereits beauftragt bzw. wird 
deren Beauftragung zurzeit vor-
bereitet.

Gegen Schulgebäude in Passivbauweise, für bedarfsgerechte Gebäude

In einem gerade publizierten Ar-
beitspapier der GEW Hessen wei-
sen Achim Truger (Professor an 
der Hochschule für Wirtschaft und 
Recht, Berlin) und  Kai Eicker-Wolf 
von der GEW Hessen dem Hessi-
schen Rechnungshof eine Fehlinter-
pretation bei der Beurteilung der In-
vestitionstätigkeit auf der kommu-
nalen Ebene nach. 

Dazu sagte die hessische GEW-
Vorsitzende Maike Wiedwald heute 
in Frankfurt: „Der Hessische Rech-
nungshof macht auf der kommuna-
len Ebene ein wie er schreibt ‚sehr 
hohes Investitionsniveau‘ aus und 
stellt weitere Investitionsför-
dermaßnahmen in Frage. Be-
zugspunkt ist eine Studie der 
Bertelsmann-Stiftung. Die 
dort präsentierten Zahlen 
enthalten aber eine Institu-
tion, die sehr hohe Investiti-
onen tätigt – diese Investiti-
onen werden alle in Hessen 
erfasst, obwohl sie auch auf 
andere Bundesländer entfal-
len. Leider ist es nicht mög-
lich, diese Institution zu iden-

tifi zieren. Sie verzerrt den hessischen 
Wert aber in einem erheblichen Aus-
maß.“ 

Michael Rudolph, Vorsitzender 
des DGB Hessen-Thüringen forder-
te Konsequenzen: „Der Hessische 
Rechnungshof hat den gesetzlichen 
Auftrag, sich mit den erforderlichen 
Investitionen auf der Ebene der Städ-
te, Gemeinden und Landkreise zu be-
fassen. In den vergangenen Jahren ist 
in seinen Kommunalberichten dazu 
nichts zu fi nden – außer im aktuel-
len Kommunalbericht die geschil-
derte Fehlinterpretation. Für mich 
ist nicht nachvollziehbar, warum 

der Hessische Rechnungshof nicht 
längst den Investitionsstau etwa an 
den hessischen Schulen erhoben hat. 
Zwar befassen sich die Rechnungs-
hof-Berichte mit den Schulträgern, 
aber das Thema marode Schulbau-
ten wird ausgeklammert. Das muss 
schon verwundern, da etwa in Frank-
furt, Wiesbaden oder Kassel zahlrei-
che Schulgebäude in einem baufälli-
gen Zustand sind und allein in diesen 
drei Städten ein öffentlich bekann-
ter Investitionsstau von weit mehr 
als 1,5 Milliarden Euro besteht.“ 

Wiedwald und Rudolph wiesen 
abschließend auf den für Deutsch-
land insgesamt geschätzten Investiti-
onsstau auf der kommunalen Ebene 
hin, der sich laut KfW-Kommunalpa-
nel auf 126 Milliarden Euro beläuft 
– davon entfallen alleine 33 Milliar-
den Euro auf den Schulbereich. Es 
sei dringend erforderlich, entspre-
chende Zahlen auch für das Bun-
desland Hessen zu erheben. Hierzu 
müsse der Hessische Rechnungshof 
einen Beitrag leisten. 
Presseerklärung des GEW Landes-
verbands Hessen vom 2. März 2018

Fehlinterpretation und falsche Schlussfolgerungen im aktuellen Kommunalfi nanzbericht
des Rechnungshofs:

DGB und GEW fordern Hessischen Rechnungshof
zur Befassung mit kommunalem Investitionsstau
an Schulen in Hessen auf Das hessische Innenministerium hat 

den Haushalt 2017 der Stadt Frank-
furt mit Aufl agen genehmigt. Dem-
nach soll die Stadt den Konsolidie-
rungskurs beibehalten. „Der Kon-
solidierungskurs des Magistrats ist 
nichts anderes als ein drastisches 
Kürzungsprogramm“, kommen-
tiert Michael Müller, fi nanzpoliti-
scher Sprecher der Fraktion DIE 
LINKE. im Römer, die Aufl agen. 
Insbesondere bei den Ausgaben für 
Personal sowie Sach- und Dienst-
leistungen soll gespart werden. Für 
Müller ist das der falsche Ansatz. 
„Es ist fatal, wenn der Magistrat 
dem Hessischen Rechnungshof in 
blindem Gehorsam folgt, der eine 
Ausgabendisziplin fordert und so-
gar empfi ehlt, die Kosten der Ki-
tabetreuung durch Personalabbau 
zu reduzieren. Ich teile die Forde-
rung der Gewerkschaft ver.di, die 
vor einer fatalen Fehleinschätzung 
warnt, wenn im sozialen Bereich 
auf Personal verzichtet wird. Viele 
der Mehrkosten der Vergangenheit 
sind der Stadt Frankfurt doch gera-
de durch den Mangel an Personal 

entstanden. Dies wurde schon bei 
den Beratungen des Haushalts 2017 
deutlich. Die Ämter und Behörden 
in Frankfurt brauchen nicht weni-
ger Personal, sondern mehr, um ihre 
Aufgaben zu erfüllen. Der Magist-
rat müsste sich hinter seine Beschäf-
tigten stellen und beim Land dafür 
kämpfen, gemeinsam mit den Per-
sonalräten zu einer angemessenen 
Personalbemessung zu kommen. 
Durch die fehlgeleitete Kürzungspo-
litik der letzten Jahre befi nden wir 
uns in einer Situation, wo Investi-
tionen in die marode Infrastruktur 
nicht mehr hinausgezögert werden 
können. Wir müssen in die Schulen 
und in den öffentlichen Nahverkehr 
investieren. Da brauchen wir gutes 
und motiviertes Personal, das diese 
Aufgaben stemmt.“ (…)

Vielmehr muss die Stadt bei den 
Einnahmen ansetzten“, wiederholt 
Müller die Forderung der LINKEN 
nach einer Erhöhung der Gewerbe-
steuerhebesätze. 

 Aus einer Presseerklärung der 
Linken im Römer vom 8.12.2017

„… befi nden wir uns in einer Situation, 
wo Investitionen in die marode Infrastruktur 
nicht mehr hinausgezögert werden können.“
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Aus den Bildungsausschuss-Sitzungen
im Frankfurter Römer

Ausschuss für Bildung und Integration (B)

Quelle: www.frankfurt de / Alle Dokument aus dem PARLamentsInformationsSystem der 
Stadt Frankfurt am Main unter: http://www.stvv.frankfurt.de/parlis2/parlis.html

Der Ausschuss setzt sich gemäß Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 
12. 5. 2016 aus 21 Mitgliedern (5 CDU, 5 SPD, 3 GRÜNE, 2 AfD, 2 LINKE, 1 FDP, 1 BFF,
1 FRAKTION, 1 FRANKFURTER) zusammen. 

Er berät und entscheidet unter anderem über Angelegenheiten und Belange aus den
Bereichen: Schule · Volkshochschule · Kindertagesstätten · Stadtbüchereien.

Des Weiteren befasst er sich mit Angelegenheiten, die ausländische Mitbürgerinnen und
Mitbürger sowie Aussiedler und Personen, die die deutsche Staatsangehörigkeit ange-
nommen haben, betreffen.

Ausschuss vom 
4.12.2017 

Es wurden u.a. folgende Berichte 
und Anregungen zur Kenntnis ge-
nommen:
Bericht des Magistrats vom 22.09. 
2017 (B 309) mit dem Betreff: Siche-
re Planung – Neue Gesamtschule für 
Niederrad
Darin wird u.a. festgestellt:
„In der aktuellen Fortschreibung 
des SEP 2016–2021 kann nach der-
zeitigem Kenntnisstand noch kein 
Bedarf für eine gymnasiale Oberstu-
fe im Frankfurter Süden dokumen-
tiert werden. Dieser Bedarf wird je-
des Jahr erneut überprüft. Aus den 
Neugründungen IGS Süd und KGS 
Niederrad in der Bildungsregion 
Süd ergibt sich nicht nur ein quan-
titativer, sondern auch ein konzep-
tioneller Neubedarf für ein gymna-
siales Oberstufenangebot. Eine po-
tenzielle Angliederung an die KGS 
Niederrad muss zu gegebenem Zeit-
punkt geprüft werden.“
 
Zwischenbericht des Magistrats vom 
22.09.2017 (B 310) mit dem Betreff: 
– Sanierung und Erweiterung der Fried-
rich-Fröbel-Schule
„Die künftigen Baumaßnahmen an 
der Friedrich-Fröbel-Schule müssen
im Zusammenhang mit der im Schul-
entwicklungsplan A von 2015 bereits
beschlossenen und genehmigten zu-
sätzlichen Grundschule in Nieder-
rad gedacht und geplant werden.
Die nun eingestellten 20.000 Euro 
an Planungsmitteln werden, nach 
der Genehmigung des Haushalts-
plans 2017 durch das „Ministerium
des Innern und für Sport“, für die 
Durchführung einer Machbarkeits-
studie verwendet.

Im Anschluss daran werden in 
enger Abstimmung mit der Schul-
gemeinde die tatsächlichen Maß-
nahmen geplant und in die Wege 
geleitet.“

Zwischenbericht des Magistrats vom 
22.9.2017 (B 313) mit dem Betreff: 
Holzhausenschule

„Die Inbetriebnahme des Proviso-
riums wird voraussichtlich zum 
Schuljahr 2019/2020 zusammen 
mit dem Gymnasium Nied erfolgen. 
Der Beschluss zur Planungsmittel-
freigabe liegt erst seit kurzem vor. 
Eine frühere Fertigstellung ist auf-
grund der Planungsverläufe und 
städtischen Abläufe nicht möglich. 

Der Vertrag zur Grundstücks-
übertragung mit dem Land Hessen
zur Bebauung des Sportplatzes der 
Philipp-Holzmann-Schule steht 
noch aus.

Der Sportunterricht fi ndet in 
der Sporthalle der TGS Vorwärts 
1874 e.V in Rödelheim statt. Es wur-
de ein Bustransfer eingerichtet. In 
Abstimmung mit den Bäder-Betrie-
ben-Frankfurt kann der Schwimm-
unterricht im Rebstockbad erfolgen. 
Auch hier wurde ein Bustransfer 
eingerichtet.

Der Magistrat hat seine Beratun-
gen zur Sanierung der Holzhausen-
schule noch nicht abgeschlossen.“ 

Zu diesem Bericht und TOP haben 
sich der stellvertretende Schulleiter 
der Holzhausenschule, Witte und 
eine Elternbeirätin zu Wort gemel-
det. Von diesen wurden sowohl die 
Zustände im Treppenhaus als auch 

das Ausweichquartier für die Turn-
halle bemängelt.

Von der Dezernentin wurde an-
gedeutet, dass vielleicht noch vor 
der Realisierung des gemeinsamen 
Sportzentrums mit dem dann neu 
gebauten Gymnasium „Nied“ (im 
Westend)eine ‚provisorische Turn-
halle‘, eine „Interimssporthalle“ 
aufgestellt werden könnte.

Anregung vom 06.11.2017 (OA 196) 
mit dem Betreff: Sorgfaltspfl icht des 
Landes Hessen: Mit Lüftungsanlage
und Schallschutzfenstern einen Schul-
betrieb in der Pestalozzischule im Rie-
derwald während des Baus der Auto-
bahn ermöglichen (wird geprüft)
Der Magistrat wird aufgefordert, 
von Hessen Mobil für die Pestaloz-
zischule eine Lüftungsanlage und 
Schallschutzfenster sowie einen zu-
sätzlichen Lärmschutz für die Außen-
gelände (Schulhof, Kindergarten-
hof, Schulgarten und Hortwiese) 
einzufordern. 

Sollten die Maßnahmen nicht 
ausreichen, muss ein temporärer Er-
satzbau der Schule erwogen werden.

Begründung:
Es ist geplant, das Gebäude nur teil-
weise durch eine Lärmschutzwand 
unzureichend zu schützen. Der Ein-
bau nur von Schallschutzfenstern 
ist bei Weitem nicht ausreichend. 

Die Fenster der Klassenräume 
sind Richtung Süden und zur Bau-
stelle ausgerichtet. 

Die Bauarbeiten werden min-
destens sieben Jahre dauern, so Hes-
sen Mobil.

Um einen ununterbrochenen 
Schulbetrieb zu gewährleisten, muss 
das Gebäude mit einer Lüftungsan-
lage ausgerüstet werden. Die Schall-
schutzfenster werden wegen des ex-
tremen Baulärms geschlossen zu 
halten sein. 

Gegenüber den Schülern be-
steht eine Sorgfaltspfl icht seitens 
des Landes Hessen. 

Die Anregung wurde in der nächsten 
Sitzung mit einem entsprechenden 
Antrag der Regierungskoalition
(NR 477) aufgegriffen.

Umzugskarussell

In dem Bericht ging die Dezernen-
tin auf das (vorgezogene) Umzugs-
karussell ein:

Die NGO auf dem Riedberg zie-
he ein Jahr früher als geplant nach 
Bockenheim (ehemaliges Mundanis-
Gelände). Die freiwerdende Contai-
neranlage werde Am Römerhof für 
das neue 6-zügige Gymnasium ge-
nutzt, dessen Planungsgruppe be-
reits arbeite. Auf dem durch die ab-

gebauten Container freiwerdenden 
Gelände könne die im Holzbau-Pro-
visorium auf dem Riedberg befi ndli-
che IGS ihren Betrieb weiterführen.

Und im Frankfurter Westen ha-
be man vorläufi ge Räumlichkeiten
für die IGS, die ein Jahr früher er-
öffnet werden musste, in der Karl-
Oppermann-Schule gefunden. Im 
Schuljahr 2019/20 soll die IGS dann 
in die freiwerdende Containeranla-
ge in der Palleskestraße in Höchst 
umziehen. Ein endgültiger Standort 
werde noch gesucht. Die Karl-Op-
permann-Schule solle in eine „in-
klusive Grundschule“ umgewandelt 
werden; dies verzögere sich jetzt um 
ein Jahr. Deshalb werde die Carl-
von-Ibell-Schule durch Container 
für ein Jahr erweitert.

Die Turnhalle der Oppermann-
Schule werde vorübergehend ge-
meinsam mit der Walter-Kolbschule
und der IGS genutzt.

Das Umzugskarussell finde 
nicht zum Spaß statt,  sondern sei 
der weiter steigenden Schülerzahl 
geschuldet.

Jugendhilfe in der 
Schule

Bericht des Magistrats vom 10.11.2017 
(B 366) mit dem Betreff: Anpassung der 
Jugendhilfe-Förderpauschalen
„Die Erhöhung der Förderpauschale 
wurde vom Magistrat ab November 
2017 im Haushalt eingeplant. Die 
Höchstförderung ist seit 2009 un-
verändert und vor allem die seitdem 
deutlich gestiegenen Personalkos-
ten haben, wie in der Begründung 
zum Etat-Antrag E 276 zutreffend 
beschrieben ist, zu Angebotsein-
schränkungen geführt. In der Folge
hat sich der Magistrat um eine Lö-
sungsmöglichkeit zur Deckung der 
Bedarfe für das ganze Jahr 2017 be-
müht. Durch das Vorziehen der Er-
höhung wird das Angebot wieder
gestärkt, was den Schülerinnen und 
Schülern in den Schulen mit Jugend-
hilfeangebot direkt zugutekommt. 

Der Beschluss wird unverzüglich 
umgesetzt, sobald der Haushalt 
2017 genehmigt ist.

Zum Thema Jugendhilfe in der Schule
gab die Dezernentin einen ergän-
zenden Bericht aus der evaluierenden
Untersuchung von Jugendhilfe in der
Schule eines Münchner Instituts, in 
der 2.000 Schülerinnen und Schüler
befragt wurden. Eine überwiegen-
de Mehrheit habe die Angebote als 
hilfreich bewertet.

In 40 Schulen würden von 13 
verschiedenen Trägern und 125 Mit-
arbeiterInnen rund 18.000 Jugend-
liche erreicht. Bei 75 % der Jugend-
lichen genössen die Mitarbeiter der 
Jugendhilfe großes Vertrauen. Das 
Angebot werden von knapp 50 % 
genutzt. Die Aussagen der SuS mit 
Migrationshintergrund unterschie-
den sich nicht von denen der deut-
schen SuS.

Die Aufgaben der Jugendhilfe 
nähmen nicht ab. Deshalb solle in 
2018 das Fördermodell überarbeitet 
werden. Es sei eine Erhöhung vor- 
gesehen. Das Modell solle auf zwei 
Säulen gestellt werden: 
a Die Grundfi nanzierung nach der 

Anzahl der SuS, nicht nach Schu-
len,

b Eine Bedarfsfi nanzierung mit Kri-
terien.

Siehe dazu auch B 395 (Sitzung 
19. 2. 2018)

Der Schulentwicklungsplan B (Berufl i-
che Schulen)solle im ersten Quartal 
2018 auf dem Tisch liegen.

Die Stadtverordnete Pauli von 
den Linken schlägt vor, zur Bera-
tung des SEP B dann in der Ludwig-
Erhard-Schule zu tagen.

Ausschuss vom 
22.1.2018

Neuer Schul-
entwicklungsplan

Vortrag des Magistrats vom 09.06. 
2017 (M 125) Integrierter Schulent-
wicklungsplan der Stadt Frankfurt 
am Main Fortschreibung 2016 – 2020 
Am 31. 8. 2017 hat die Stadtverord-
netenversammlung diesen Plan be-
schlossen. Die FLZ 2/2017 (S. 6) 
hat über den Plan bereits berichtet. 

Mit M 2 liegt zur Bildungsaus-
schuss-Sitzung am 19.2.2018 be-
reits eine erste Fortschreibung vor 
(siehe dort).

Zum SEP (M 125) gab es folgende An-
regung vom 18.08.2017 (OA 180 des 
Ortsbeirats 12) mit dem Betreff:  Aus-
sagen der Schulentwicklungsplanung 
zum Ortsbezirk Kalbach-Riedberg

Der vom Magistrat vorgelegte Schul-
entwicklungsplan, Fortschreibung 
2016 – 2020, sieht insgesamt stadt-
weit deutlich steigende Schülerzah-
len vor. Für den Planungsbezirk 11 
sind, obwohl die Besiedlung des 
Baugebiets Riedberg keineswegs 
abgeschlossen ist, keine weiteren 
Wohnungsbaupotenziale erfasst. Es 
bleibt daher nicht nachvollziehbar, 
ob trotz der derzeit schon fehlenden
Kindergartenplätze die Nichtbe-
rücksichtigung der geplanten Woh-
nungsbauvorhaben zu der Aussage 
geführt haben, dass für die Grund-
schule Riedberg zukünftig erheb-
lich sinkende Schülerzahlen zu er-
warten sind.
 
Dies vorausgeschickt, möge die 
Stadtverordnetenversammlung be-
schließen:

Dem Magistratsvortrag M 125 
wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
dass folgende Punkte hinzugefügt 
werden: 

1.   In den Schulentwicklungs-
plan sind die Auswirkungen der 
noch nicht fertiggestellten oder 
noch nicht begonnenen Baumaß-
nahmen am Riedberg im Bereich 
Altenhöferallee/Konrad-Zuse-Stra-
ße (ABG 128 Wohneinheiten, Berg-
höfe 240 Wohneinheiten) auf die 
Prognose der Schülerzahlen für die 
Grundschule Riedberg zu berück-
sichtigen.

2.   Im Bereich des Westfl ügels 
sind die zukünftigen Wohnungs-
baupotenziale zu erfassen und die 
Auswirkungen auf die schon jetzt 
über der Kapazitätsgrenze liegen-
den Schülerzahlen der Marie-Curie-
Grundschule darzustellen. Für die 
notwendige temporäre Erweite-
rung der Schule sind Angaben über 
Standort, Größe und Baufertigstel-
lung in den Schulentwicklungsplan 
aufzunehmen.

3.   Für das Gymnasium Ried-
berg, für das extrem steigende Schü-
lerzahlen prognostiziert werden 
(Anstieg der 6-Zügigkeit auf 8,7 Zü-
ge), ist nachzuweisen, wie der kurz-
fristige Bedarf an Gymnasialplätzen 
erfüllt werden kann. 

 Weitere Anträge
Die Linke fordert mit Antrag vom
06.12.2017 (NR 465) ein Schüler*in-

Das neu gewählte Team 
für das Referat Kommunale 
Angelegenheiten: Christina 
Avellini und Ingeborg Ulrich
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nenticket für alle unabhängig von 
der Entfernung zwischen Schule 
und Wohnort

Der Antrag wurde vertagt.

Die FDP forderte mit Antrag vom 
18.12.2017 (NR 476) die Bildung eines
einheitlichen Schulbezirks für Frank-
furts Grundschulen.

Der Antrag wurde abgelehnt.

Die Regierungskoalition forderte
mit Antrag vom 18.12.2017 (NR 477) 
unter dem Betreff: Umfassender
Lärmschutz für die Pestalozzischule
Der Magistrat wird gebeten, erneut 
darauf hinzuwirken, dass die Schü-
lerinnen und Schüler während der 
Bauarbeiten am Riederwaldtunnel 
ausreichend vor der Lärmbelästi-
gung geschützt werden.

Er möge auf Hessen Mobil ein-
wirken mit dem Ziel, dass

a)   die Lärmschutzwand an der 
Baugrube in der bereits geprüften, 
und für ausreichenden Lärmschutz 
notwendigen, Länge und Höhe er-
richtet wird ( 260 m Länge und 10 
m Höhe);

b)   neben Schallschutzfenstern 
auch eine Lüftungsanlage errichtet
wird, sollte der Einbau im laufenden
Schulbetrieb möglich sein;

c)   immer nur diejenigen Bäume 
gefällt werden, deren Entfernung 
für anstehende vorbereitende Maß-
nahmen zwingend erforderlich ist.

 
Mit M 248 (Vortrag des Magistrats 
vom 08.12.2017) erhält die Albert-
Schweitzer-Schule für die „Erweiter-
te Schulische Betreuung (ESB 200)“ 
eine Pavillonanlage mit 105 Plätzen

Mit M 259 (Vortrag des Magistrats 
vom 22.12.2017) erhält die Schiller-
schule eine neue Einfeldturnhalle 
für 7,3 Millionen Euro.

Es wurden u. a. folgende Berichte 
und Anregungen zur Kenntnis ge-
nommen:

Bericht des Magistrats vom 19.05. 
2017 (B 178) mit dem Betreff: Schul-
campus Westend – Zeitplan und Um-
setzung – Zwischenbescheid des Ma-
gistrats vom 13.11.2017
Seit der Anfrage der FDP-Römer-
fraktion vom 23.09.2016, A 99, gibt
es einen neuen Sachstand bezüg-
lich der Bebauung des Schulcampus 
Westend. So konnte der Magistrat 
in Gesprächen mit dem Land im Fe-
bruar 2017 Einigkeit über die tem-
poräre Bebauung des Sportplatzes 
der Phillip-Holzmann-Schule erzielen.
Weiterhin wurde ein Grund stücks -
tausch vereinbart, durch den die 
Stadt in die Lage versetzt wird, ein 
komplettes Schulgebäude dauerhaft 
auf einem derzeit dem Land gehö-
renden Grundstück an der Adickes-
allee/Eschersheimer Landstraße zu 
bauen. 

Mit der Realisierung hat der 
Magistrat das von der Stadtverord-
netenversammlung  am 26.01.2017, 
§ 940 (M 233), beschlossene Pro-
jekt team Schulbau unter gemeinsa-
mer Lenkung der Dezernate V und 
XI beauftragt. Das Projektteam hat 
mit Wirkung vom 01.03.2017 seine 
Arbeit aufgenommen.  (…)

Die Projekte, die derzeit aufge-
setzt werden, sehen die temporäre
Bebauung des Sportplatzes der Phil-
lip-Holzmann-Schule bis zum Schul-
jahresbeginn 2019/2020 für das 
Gymnasium Nied und die Holz-
hausenschule sowie den Neubau des 
Gymnasiums Nied auf dem Landes-

grundstück ab dem Schuljahr 2023 
vor. Die Zügigkeit der beiden Schu-
len wird davon nicht beeinträch-
tigt. Ein Vergabeverfahren für die 
Containerlösungen kann erst nach 
einer Grundlagenstudie und einer 
Planungsphase erfolgen. 

Grundlage für beide Projekte
ist die schriftliche Fixierung der 
münd lich getroffenen Vereinbarung 
zwischen Land und Stadt.

Nach der Grundlagenstudie wird
die weitere Planung mit den Schul-
gemeinden abgesprochen.

Durch Überbauung des Sport-
platzes der  Phillip-Holzmann-Schule
mit den temporären Bauten für das 
Gymnasium Nied und die Holzhau-
senschule wird der Sportplatz nicht 
zu nutzen sein. Weitere räumliche 
Einschränkungen wird es nicht ge-
ben. Mit der Vereinbarung zwischen 
Land und Stadt soll ein weiterer Ver-
bleib der Phillip-Holzmann-Schule
am Standort vorläufi g manifestiert 
werden.

Mit B 346 liegt ein Bericht des Ma-
gistrats vom 27.10.2017 zur Schad-
stoffbelastung an der Rebstock Grund-
schule vor, der eine Anfrage der Lin-
ken beantwortet.

Im Bericht des Magistrats vom 10.11. 
2017 (B 358) wird festgestellt, dass 
über die Planungsmittel zur Sanierung 
der Walter-Kolb-Schule mit Turnhal-
lenerweiterung erst verfügt wer-
den kann, nachdem die Aufsichts-
behörde den vorgelegten Entwurf 
genehmigt hat und der Haushalt in
Kraft getreten ist.

Barrierefreiheit

In dem Bericht des Magistrats vom 
24.11.2017 (B 377) mit dem Betreff: 
Clearingstelle „Schulische Hilfsmittel“ 
wird die Intention eines entspre-
chenden Etatantrags (E 48) der Re-
gierungsfraktionen erläutert bezüg-
lich barrierefreier Bildungszugänge 
auf der individuellen Ebene (über 
eine ämterübergreifende Clearing-
stelle ,Schulische Hilfsmittel‘) und 
auf der strukturellen Ebene (Aufbau
eines ,Schulischen Hilfsmittelpools‘, 
verortet an einem überregionalen 
Beratungs- und Förderzentrum).

Folgende Anregungen aus Ortsbei-
räten lagen vor:

Inklusive Beschulung

Anregung vom 23.06.2017 (OA 1799)
mit dem Betreff:  Engpässen bei der 
Schulplatzvergabe im Hinblick auf das 
Recht auf inklusive Beschulung entge-
genwirken und für Transparenz bei der 
Schulplatzvergabe sorgen
Die Stadtverordnetenversammlung 
möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, 
in Gesprächen mit dem Staatlichen 
Schulamt und dem Kultusministe-
rium darauf zu dringen und mit ge-
eigneten Maßnahmen dafür Sorge 
zu tragen, dass zukünftig in Frank-
furt keine Engpässe bei der Schul-
platzvergabe insgesamt und beson-
ders im Hinblick auf das Recht auf 
inklusive Beschulung entstehen und 
für mehr Transparenz bei der Schul-
platzvergabe zu sorgen.

Vor allem ist zu gewährleisten, 
dass Schulen, die inklusiv arbeiten, 
frühzeitig Garantien im Hinblick 
auf die erforderlichen angemesse-
nen Ressourcen und angemessene 

Rahmenbedingungen für ihre Ar-
beit erhalten. 

 
Begründung:
Zeitungsberichten aus der letzten 
Maiwoche zufolge, ist in Frankfurter 
Schulen in etwa 30 Fällen nicht si-
chergestellt, dass Kinder, wie es ihnen 
laut Gesetz zusteht, im kommenden 
Schuljahr am inklusiven Unterricht 
teilnehmen können. Die betroffe-
nen Kinder sollen unter Verweis 
auf fehlende Personalzuweisung für 
inklusiven Unterricht ausdrücklich 
von Schulen abgelehnt worden sein. 
Für diese Kinder und ihre Familien 
ist diese Zurückweisung eine völlig 
inakzeptable unwürdige und diskri-
minierende Situation.

Das Gebot, den Schulunterricht 
inklusiv zu gestalten und die damit 
verbundene pädagogische und or-
ganisatorische Arbeit, gilt laut UN-
Behindertenrechtskonvention aus-
drücklich für das gesamte Bildungs- 
und Schulwesen und nicht nur für 
einzelne Schulformen oder Schwer-
punktschulen. Dementsprechend 
müssen alle Verantwortlichen dafür 
Sorge tragen, dass in allen Schulfor-
men und allen Schulen entsprechen-
de Konzepte entwickelt werden. Es 
darf nicht sein, dass in Frankfurt in 
Zukunft, wie es in den Zeitungs-
berichten heißt, nahezu ausschließ-
lich die Integrierten Gesamtschulen 
fast sämtliche Kinder der kommen-
den 5. Klassen mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf aufnehmen 
müssen. Auch die Haupt- und Re-
alschulen und die Gymnasien sind 
zu verpfl ichten, ihren Unterricht 
inklusiv zu gestalten und entspre-
chende Angebote zu machen.

Erfolgreiches
Ganztagsmodell
nicht
gefährden!

Anregung vom 13.06.2017 (OA 168) 
mit dem Betreff: Da ist es wieder: Das 
Gallus-Bashing oder wie eine jahrelan-
ge erfolgreiche Aufbauarbeit der Paul-
Hindemith-Schule und ihre pädagogi-
schen Projekte kaputt gemacht werden
Der Ortsbeirat unterstützt die For-
derungen des Personalrates der 
Paul-Hindemith-Schule (neben-
stehend). 

Vor diesem Hintergrund möge 
die Stadtverordnetenversammlung 
beschließen:
Der Magistrat wird aufgefordert,

1. sich mit dem Staatlichen 
Schulamt ins Benehmen zu setzen, 
um alternative Lösungen zu fi nden, 
und die für das Gallus strahlende 
Paul-Hindemith-Schule nicht als 
„Resterampe“ für die Gesamtstadt 
zu missbrauchen, sondern für eine 

gerechte und gleichmäßige Vertei-
lung von abgelehnten Schülerinnen 
und Schülern zu sorgen;

2.  dafür Sorge zu tragen, dass 
die Schule mit genügend Ressour-
cen ausgestattet wird, um den heute
schon stark gestiegenen Schüler-
zahlen zu entsprechen;

3.  das in den letzten Jahren ent-
wickelte und bewährte Schulkon-
zept nicht zu gefährden, da durch 
eine unverhältnismäßige Anhebung 
der Schülerinnen- und Schülerzah-
len beispielsweise vollgestopfte
Klas senräume die Folge wären und 
erfolgreiche Jahrgangsteams auf 
Jahrgangsfl uren zurückgebildet wer-
den müssten;

4.  den vom Kollegium, der Schul-
leitung und einem Teil der Eltern-
schaft erarbeiteten mittlerweile sehr 
guten Ruf der Schule nicht durch ein 
Übermaß an Zwangszuweisungen 
zu gefährden und Eltern dadurch 
von einer Erstanmeldung ihrer Kin-
der an der Paul-Hindemith-Schule 
abzuhalten.

 

Schreiben des Personalrats
Staatliches Schulamt für die
Stadt Frankfurt am Main
Stuttgarter Straße 18–24
60329 Frankfurt am Main

An die Stadträtin Sylvia Weber
Dezernat XI -
Integration und Bildung
Hasengasse 4, 60311 Ffm

Sehr geehrte Frau Weber, 
mit Entsetzen und Empörung re-
agieren Kollegium und Schullei-
tung sowie der Personalrat der Paul-
Hindemith-Schule auf die Absicht 
der Schulverwaltung, die Paul-Hin-
demith-Schule zur Aufnahme von 
Schülerinnen und Schülern zu zwin-
gen, die von anderen Schulen abge-
lehnt wurden und die aus dem ge-
samten Stadtgebiet zu uns kommen
sollen.

Außerdem soll die Schule im 
neuen Jahrgang 5 noch 9 Kinder in -
klusiv beschulen, von denen 6 in den
Förderausschüssen mangels Lehrer-
zuweisung und Fördermöglichkei-
ten abgelehnt wurden. Ebenfalls in-
tegrieren sollen wir die Schülerin nen 
und Schüler aus drei Seiteneinstei-
gerklassen.

Bereits im letzten und vorletzten 
Jahr wurden wir verpfl ichtet, jeweils 
eine fünfte 5. Klasse aufzumachen, 
obwohl unser vom Schulamt geneh-
migtes Schulprogramm von einer 
Vierzügigkeit plus 3 Intensivklassen, 
plus einer PuSch-Klasse ausgeht. 
Seitdem haben wir schon große 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung 
unseres pädagogischen Konzepts.

Zur Erinnerung: Der Schrumpfungs-
prozess der Paul-Hindemith-Schu-
le von einstmals über 800 Schülern 

auf dann noch rund 650 war ein be-
wusster Prozess: Gewalt unter den 
Schülern und gegen Lehrkräfte war 
an der Tagesordnung, vollgestopfte 
Klassenräume, Flure und Treppen-
häuser beförderten Aggressionen. 
Der lädierte Ruf der Schule ließ eine
erfolgreiche pädagogische Arbeit 
kaum noch zu. Über die Jahre ist 
es gelungen, auch durch vielfältige 
Veränderungen des pädagogischen 
Konzepts, die Schule aus dem Tal 
herauszuführen und eine erfolgrei-
che pädagogische Arbeit zu insti-
tutionalisieren.

Neben der Schrumpfung gehör-
ten zu diesem Prozess die Umwand-
lung von einer kooperativen in eine 
integrierte Gesamtschule, die Bil-
dung von Jahrgangsteams auf Jahr-
gangsfl uren („Schule in der Schule“), 
das naturwissenschaftliche Konzept 
für die Jahrgänge 5 und 6, die Ini-
tiative für eine Oberstufe im Gallus 
u.v.m. Der Tatsache, dass die Schule
eine gebundene Ganztagsschule ist, 
haben wir durch eine Veränderung 
und Rhythmisierung des Tagesab-
laufs durch 60-Minutenstunden, we-
niger Fach-und Lehrerwechsel an ei-
nem Tag sowie durch ein angepass-
tes Mittagessenskonzept Rechnung 
getragen. Die Umsetzung der Ange-
bote aus dem Ganztagsbereich, de-
ren Finanzierung seit Jahren nicht 
angepasst wurde, ist mit zwei zusätz-
lichen Klassen im nächsten Schul-
jahr nicht zu leisten.

So konnten wir – Kollegium 
und Schulleitung – den mittlerwei-
le guten Ruf der Schule begründen, 
was sich in steigenden Anmeldezah-
len in den letzten Jahren niederge-
schlagen hat. Wir haben genügend 
Erstanmeldungen, um die Schule 
vierzügig gut fortzuführen. Diese
positive Entwicklung ist durch die 
Zwangsmaßnahmen und die Zuwei-
sung von an anderen Schulen abge-
lehnten Schülerinnen und Schülern 
im Umfang von zwei zusätzlichen 
Klassen( 39 Schülern) gefährdet, weil
Eltern eine Schule, die den Ruf einer
Resterampe hat, zukünftig nicht 
mehr anwählen werden.

Für jeden neuen Jahrgang 5 stel-
len wir das Lehrerteam sorgfältig 
zusammen und bereiten die Arbeit 
im 5. Schuljahr bereits im vorange-
henden Schuljahr vor. Durch immer 
neue, zusätzliche Klassen ist diese 
Vorbereitung unmöglich, da die 
Lehrerzuweisung erst in den Som-
merferien erfolgt und die Eignung 
für die Arbeit an einer IGS kein 
Einstellungskriterium ist. Außer-
dem werden die neu eingestellten 
Kolleginnen und Kollegen meist nur 
auf Zeitarbeitsverträgen eingestellt, 
was einer kontinuierlichen pädago-
gischen Arbeit schadet.

Fortsetzung auf Seite 8



FLZ Nr. 1 /18SEITE 8

Wir betrachten es als gezielte 
Diskriminierung, dass bei ande-
ren Schulen deren Zügigkeitskon-
zepte akzeptiert werden und keine 
Zwangszuweisungen von Schülern 
erfolgen, während unsere Schule als 
eine Schule in einem sozialen Brenn-
punkt mit einem Anteil von 90 % 
Schülerinnen und Schülern mit Mi-
grationshintergrund mit Schülerin-
nen und Schülern aus ganz Frank-
furt, die von anderen Schulen ab-
gelehnt wurden, vollgestopft wird. 
Sehenden Auges wird von Seiten der
Bildungsverwaltung eine Ghetto-
schule installiert, um in Schulen in
Vierteln mit weniger bildungsfernen 
Elternschichten Konfl ikte zu vermei-
den. Vor diesem Hintergrund sind die 
Bemerkungen von Schuldezernent
in Weber mehr als zynisch, wenn sie
als Begründung anführt, dass die 
Schule verkehrsgünstig gelegen sei. 

Der Hinweis auf die im Schul-
entwicklungsplan aufgeführte Sechs-
zügigkeit der Schule berücksichtigt 
nicht, dass es sich dabei lediglich um
eine Fortschreibung der Planungen
aus der Gründerzeit der Schule (1985)
handelt. Das aktuell genehmigte 
Schulprogramm mit Vierzügigkeit 
und neuere pädagogische Entwick-
lungen (IGS-Umwandlung, inklusi-
ve Beschulung, Seiteneinsteigerklas-
sen, Ganztagsbetrieb, Stadteilkon-
zept) bliebe trotz der Einwände der 
Schule gegen den letzten Schulent-
wicklungsplan unberücksichtigt.

Unsere Belastungsgrenze ist, 
bei Umsetzung der Zwangsmaß-
nahmen des Staatlichen Schulamts, 
überschritten. Darunter leiden die 
Schülerinnen und Schüler, denen die
notwendige Förderung absehbar 
nicht gewährt werden kann und 
Kolleginnen und Kollegen, die sich 

immer dieser Aufgabe einer Schu-
le für alle Kinder unseres Wohnbe-
zirks gestellt haben.

Aus diesen Gründen fordern 
wir das Staatliche Schulamt und das 
Stadtschulamt mit Nachdruck auf, 
bessere Lösungen für das Problem 
der  unversorgten Schülerinnen und 
Schüler zu fi nden und dies nicht mit 
Zwangsmaßnahmen auf dem Rü-
cken und zu Lasten einer Schule,
ihrer  Schülerinnen und Schüler, des 
Kollegiums und der Eltern durch-
zusetzen.

Dieses Anliegen wurde von der GEW 
im Ausschuss unterstützt.

Die Dezernentin erwiderte, mit 
dem Schulleiter bereits gesprochen 
zu haben, die Problematik werde ge-
sehen. Nach Möglichkeit solle es zu-
nächst bei der 5-Zügigkeit bleiben 
plus einer Unterstützung durch die 
Jugendhilfe. Langfristig solle wieder 
zur 4-Zügigkeit zurückgekehrt werden.

Außerdem wurde das Konzept des 
Bildungscampus Gallus ausführlich 
vorgestellt.

Im Bericht der Dezernentin wurden 
Schwerpunkte des neuen Haushalts 
2018 vorgestellt wie eine „Turn-
hallenoffensive 2018“, 100 neue 
Hortplätze, die Verbesserung der 
Reinigungssituation in den Schu-
len durch neue Konzepte und mehr 
Mittel, Verstärkung der Eigenmi-
tel von 10 Millionen Euro für die 
Kita sowie weitere Mittel für neue 
Schulen und Provisorien.

Die Vorsitzende des Stadteltern-
beirats Puhl verabschiedete sich im 
Ausschuss und stellte die neu ge-
wählten Mitglieder vor. Frau Puhl 
wünschte sich, dass zukünftig mehr 

solche Themen wie Ganztags und In-
klusion/Integration diskutiert wür-
den und andere Probleme weniger 
diskutiert als besser gelöst würden.

Ausschuss vom 
19.2.2018

Neuer Schul-
entwicklungsplan

Mit M 14 (Vortrag des Magistrats 
vom 26.01.2018) wird die im Inte-
grierten Schulentwicklungsplan der 
Stadt Frankfurt am Main, Fortschrei-
bung 2016 – 2020 vorgesehene Errich-
tung einer Integrierten Gesamtschule 
in der Bildungsregion Mitte zum Schul-
jahr 2018/2019 vorgezogen.
Aus der Begründung: 
„Die Anmeldequoten zur Inte grier-
ten Gesamtschule haben sich von 
25,6 % für das Schuljahr 2015/ 
2016 auf 29,8 % für das Schul-
jahr 2017/2018 erhöht. (…)

Alle 14 Integrierten Gesamt-
schulen (inklusive IGS Kalbach-
Riedberg) arbeiten binnendifferen-
ziert und haben einen Antrag zur 
Absenkung der Klassenobergrenze
beim Staatlichen Schulamt einge-
reicht. 

Mit der bis zum Schuljahr 2016/ 
2017 wirkenden Klassenobergrenze 
von 27 und einer vorhandenen Ka-
pazität von 67 Zügen konnten bis 
zu 1.809 Schülerinnen und Schü-
ler in Jahrgangsstufe 5 mit einem 
IGS-Platz versorgt werden. Mit der 
zum Schuljahr 2017/2018 in Kraft 
tretenden Klassenobergrenze von 
25 und einer vorhandenen Kapazi-
tät von 67 Zügen können dagegen
nur noch 1.675 Schülerinnen und 
Schüler mit einem IGS-Platz ver-
sorgt werden. Durch die Absen-
kung der Klassenobergrenze haben 
sich zum Schuljahr 2017/2018 die 
gesamtstädtischen IGS-Aufnahme-
kapazitäten folglich um 134 Plätze 
(5,4 Züge pro Jahrgang) und damit 
im Umfang einer großen Gesamt-
schule reduziert. 
Inklusion

Die Zahl der Schülerinnen und
Schüler in der inklusiven Beschulung 
ist seit dem Schuljahr 2013/2014 
kontinuierlich gestiegen und wird 
weiter ansteigen. Als Modellregion
Inklusive Bildung ist die Stadt 
Frankfurt aufgefordert, inklusive 
Schulen neu zu gründen und die-
se Schülerinnen und Schüler ad-
äquat zu beschulen. Integrierte Ge-
samtschulen sind aufgrund ihres 
curricularen Angebots aller drei 
Bildungsgänge und ihres pädago-
gischen Ansatzes insbesondere die-
jenigen Schulen, die inklusive Bil-
dung ermöglichen und umsetzen.

Alle 14 Integrierten Gesamt-
schulen haben zum Schuljahr 2017/ 
2018 Kinder in der inklusiven Be-
schulung aufgenommen, allein im 
Jahrgang 5 sind dies 161 Schülerin-

nen und Schüler. Mit der Umwand-
lung der Förderschulen Weißfrau-
enschule, Karl-Oppermann-Schule 
und Wallschule in Beratungs- und 
Förderzentren wird dieser Trend 
weiter verstärkt.

Intensivklassen
Zum Schuljahr 2017/2018 ist die 
Neuregelung zum Tragen gekom-
men, dass Schülerinnen und Schüler 
die Sprachfördermaßnahme auch an 
der Schule beenden, wo sie begon-
nen wurde. In der Folge wechseln die 
Kinder, die in der Grundschule einen 
Anspruch auf Sprachfördermaßnah-
men haben, nicht in die Intensivklas-
sen einer weiterführenden Schule, 
sondern werden dort in die Regel-
klassen aufgenommen. Das erhöht 
den Bedarf an Plätzen in den Regel-
klassen der Jahrgangsstufe 5.

Zum Schuljahr 2017/2018 sind 
73 Schülerinnen und Schüler aus 
Grundschul-Intensivklassen an den 
14 Integrierten Gesamtschulen auf-
genommen worden. Die Sprachför-
derstrategie des Landes sieht vor, 
Kinder mit Sprachförderbedarf in 
der Sekundarstufe hauptsächlich 
an Integrierten Gesamtschulen zu 
beschulen. Durch diese Verände-
rung der Landesregelungen hat sich 
kurzfristig der Bedarf an IGS-Plät-
zen erhöht. 

Mit B 391 berichtet der Magistrats vom 
08.12.2017 über folgenden Betreff:
– Bereitstellung von Planungsmitteln 
für ein Gymnasium im Frankfurter Westen
– Planungen für ein Gymnasium im 
Frankfurter Westen in den Schulent-
wicklungsplan aufnehmen
„Im Zuge der Fortschreibung des 
Schulentwicklungsplans 2016-2020 
und den drei dazu durchgeführ-
ten Planungsbezirkswerkräumen 
in den Bildungsregionen Mitte, Ost 
und West (05. und 16.12.2016, 
16.01.2017) hat der Magistrat die 
Bedarfe im Frankfurter Westen do-
kumentiert. Im integrierten Schul-
entwicklungsplan 2016–2020 ist 
deshalb bereits unter Punkt 3.4 die 
Errichtung eines Gymnasiums in 
der Bildungsregion Mitte / West 
aufgenommen.

Das Gymnasium soll zum Schul-
jahr 2018/19 am Römerhof seinen 
Betrieb aufnehmen. Der Magistrat 
hat für das Provisorium des neuen 
Gymnasiums West unter Berück-
sichtigung der besonderen Dring-
lichkeit des Vorhabens Planungs-
mittel in Höhe von 1.000.000 Eu-
ro freigegeben.“

Mit M 17 (Vortrag des Magistrats vom 
26.01.2018) erhält die Fridtjof-Nan-
sen-Schule einen Erweiterungsbau 
durch Holzmodulbauweise für 2,4 
Miliionen Euro.

Mit M 18 (Vortrag des Magistrats vom 
26.01.2018) erhält die August-Gräser-
Schule einen Modularen Erweite-
rungsbau für 1,7 Millionen Euro.
„Die Holzmodulbauten sind nach 
EnEV 2016 minus 15 % geplant 

und enthalten folgende Passivhaus-
komponenten:
–   Dezentrale Lüftungsanlage mit 
Wärmerückgewinnung
–    Hochdämmende 3-Scheiben-Ver-
glasung
–    Dämmung gemäß Tabellen „Min-
destdämmstärken“ aus den Leitli-
nien für wirtschaftliches Bauen der 
Stadt Frankfurt.“

 
Mit M 19 (Vortrag des Magistrats vom 
26.01.2018) erhält die Marie-Curie-
Schule neue Klassenraumcontainer 
für 2 Millionen Euro.
„Die Holzmodulbauten sind nach 
EnEV 2016 minus 15 % geplant 
und enthalten folgende Passivhaus-
komponenten:
–   Dezentrale Lüftungsanlage mit 
Wärmerückgewinnung
–    Hochdämmende 3-Scheiben-Ver-
glasung
–    Dämmung gemäß Tabellen „Min-
destdämmstärken“ aus den Leitli-
nien für wirtschaftliches Bauen der 
Stadt Frankfurt.“

Ingeborg Ulrich trug für die GEW 
Beschwerden des Personalrats der 
Marie-Curie-Schule vor.

Die Vertreterin des ABI ver-
sprach, sich um die Beschwerden zu
kümmern. Dass die Lüftungsklap-
pen in diesem Passivhausgebäu-
de sich nicht mehr bewegen lassen 
und so extreme Temperaturen in 
den Klassenräumen von bis zu 33 
Grad im Sommer auftraten und sich 
ansonsten die Temperatur entwe-
der bei 18 oder 26 Grad einpend-
le und sich nicht regeln lasse, sei in 
den Dezernaten nicht bekannt. Über 
Ratten auf dem Schulhof habe man 
bisher auch noch nichts gehört. Von 
der Dezernentin wurde zugesichert, 
dass die Anzahl der Toiletten für 
SchülerInnen und Lehrkräfte der 
Marie-Curie-Schule, deren Kapa-
zität über Klassenraumcontainer 
demnächst erweitert wird, geprüft 
und angepasst werden solle. Zur 
unzureichenden Toilettenhygiene 
wurde mitgeteilt, dass sobald der 
Reinigungsvertrag an der Schule 
ausläuft, ein neuer Vertrag greifen 
wird, in dem Standards erhöht und 
auch unter Umständen über Prä-
senzkräfte die Reinigungssituation 
verbessert werden soll, die Gelder 
seien bereits in den Haushalt ein-
gestellt worden. Der Magistrat hat 
der Verwendung dieser zusätzlichen 
Mittel inzwischen zugestimmt.

Das Dezernat sagte zu, dass es 
sich mit der Schule in Verbindung 
setzen werde.

Mit M 2 (Vortrag des Magistrats vom 
08.01.2018) wird das Kinderzentrum 
Am Lindenbaum (KiZ 86) in Frank-
furt am Main-Eschersheim für 3 
Millionen Euro um eine Gruppe 
für Kinder unter drei Jahren und 
Neuorganisation der bestehenden 
Räumlichkeiten erweitert.

Mit B 341 liegt ein Bericht des Frank-
furter Kinderbüros zur Lebenssitua-
tion Frankfurter Kinder vor.
„Das Frankfurter Kinderbüro als 
kommunale Kinderinteressensver-
tretung berichtet alle zwei Jahre 
über ausgewählte Aspekte der Le-
benssituation Frankfurter Kinder. 
Im hier vorliegenden Bericht wer-
den die Untersuchungsergebnisse 
der Frankfurter Kinderbefragung 
2016 vorgestellt und interpretiert. 
Das Thema der Kinderumfrage lau-
tet .Beteiligung von Kindern im Kin-
dergarten‘.“ 

Saubere und sanierte Toiletten
für Frankfurts Schulen
Schüler und Eltern haben eine Online-Petition gestartet, die noch bis zum 
13. März auf der Plattform www.openpetition.de läuft. Die gesammelten 
Unterschriften wollen Eltern und Schüler an den zuständigen Baustadt-
rat Jan Schneider (CDU) übergeben.

„Unzählige Kinder verkneifen sich bewusst den Toilettengang wäh-
rend ihres Schultages, weil sie sich schlichtweg zu sehr ekeln“, heißt es in 
der Petition. „Manche trinken den ganzen Schultag nichts, um auf kei-
nen Fall die Toilette nutzen zu müssen. Diese Kinder können sich in Fol-
ge des Flüssigkeitsmangels nicht richtig auf den Unterricht konzentrieren, 
sie bekommen oft Kopfschmerzen und sind erschöpft.

Wir fordern:
■ Reinigungskräfte vor Ort (sog. Präsenzkräfte) oder häufi gere Reini-

gung über den ganzen Tag verteilt, um wenigstens ein Mindestmaß 
an Sauberkeit zu gewährleisten.

■ Anpassung der Reinigungszeiten an die tatsächlichen schulischen Öff-
nungszeiten, die über die zugrunde liegenden Annahme (8.00 –13.00 
Uhr) oft weit hinausgehen

■ Erhöhung der Anzahl der Toiletten entsprechend der höheren Anzahl 
an Schülerinnen und Schülern

■ bedarfsgerechte Toilettenräume (z. B. im Rahmen der Inklusion)
■ bessere Qualität der Reinigungsleistung
■ regelmäßige Überprüfung und turnusmäßige Sanierung aller sanitä-

ren Anlagen in Schulen (inklusive der Wände, Böden und Rohre)
■ Sicherstellung einer Ausstattung aller Schultoiletten mit Warmwasser, 

Seife und Handtüchern o.ä.

Im Bildungsausschuss am 22.1.2018 erklärte Bildungsdezernentin Weber, 
SPD, dass im Haushaltsentwurf 2018 1,9 Millionen Euro mehr für die 
Verbesserung der Reinigungsqualität an den Schulen vorgesehen seien, 
dass die Ausgaben für Schulreinigung von 18 Millionen Eu ro 2017 auf 
23 Millionen Euro 2020/ 21 steigen sollen (plus 30%) und dass eine ent-
sprechende Magistratsvorlage für ein neues Reinigungskonzept vorliege.
Letzte Meldung: Der Magistrat hat die Vorlage inzwischen beschlossen.

Fortsetzung von Seite 7
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  Mit B 383 liegt ein Bericht des 
Magistrats vom 24.11.2017 zur Situ-
ation auf dem Frankfurter Arbeits-
markt und der kommunalen Be-
schäftigungsförderung vor.

Mit B 388 liegt ein Bericht des Magis-
trats vom 04.12.2017 vor über die 
Sprachförderung und kulturelle Bil-
dung als Grundlage für Integrati-
on und Teilhabe durch das Projekt 
„ErzählZeit Frankfurt“

Dieses wird in drei Frankfurter 
Grundschulen umgesetzt, in der Uh-
land-, Hostato- und Freiligrathschu-
le. Seit dem Schuljahr 2014/2015 
nehmen insgesamt 39 Klassen teil.

Am 06.11.2017 wurde das er-
weiterte Programm von „ErzählZeit 
Frankfurt“ in Fechenheim gestar-
tet. Mit den bereit gestellten Mit-
teln kann das Programm nun auch 
auf Kitas ausgedehnt werden.

Damit können alle Fechenhei-
mer Kinder ab dem 3. Lebensjahr in 
der Kita und später in der Grund-
schule an „ErzählZeit Frankfurt“ 
teilnehmen. 

Das Programm wird in Zusam-
menarbeit mit der Goethe-Univer-
sität evaluiert.

Im Ausschuss wurde sehr eindrück-
lich von den Erfolgen angesichts zu-
nehmender Sprachlosigkeit in vie-
len Familien berichtet.

In B 395 (Bericht des Magistrats vom 
08.12.2017) geht es um die Aufnahme 
der drei verbundenen Grund-, Haupt- 
und Realschulen in das Förderpro-
gramm „Jugendhilfe in der Grund-
schule“

Der Magistrat begrüßt die Initi-
ative der Antragsteller, die Jugend-
hilfe in der Grundschule an den ver-
bunden Grund- Haupt- und Real-
schulen zu unterstützen. Aufgrund 
des noch nicht genehmigten Haus-
halts 2017 geht der Magistrat von 
einer Umsetzung im Jahr 2018 aus. 
Jugendhilfe in der Grundschule ist 
ein regionalisiertes Angebot, in dem 
jeweils ein Träger mit den Grund-
schulen einer Bildungsregion koope-
riert, angebunden an die regionale 
Koordinierungsplattform. Derzeit 
gibt es das Angebot in der Bildungs-
region West und in der Bildungsre-
gion Süd. Der Ausbau in weiteren 
Bildungsregionen folgt ab 2018. 

Für die Michael-Ende- und die 
Konrad-Haenisch-Schule gilt, dass 
sie im Rahmen des Ausbaus des För-
derprogramms im kommenden Jahr 
angesprochen werden. Derzeit gibt es 
an beiden Schulen Angebote im Rah-
men des Förderprogramms Sternpi-
loten, die gut angenommen werden. 
An der Konrad-Haenisch-Schule 
steht die Jugendhilfe in der weiter-
führenden Schule zudem im Rahmen 
des Umsetzungsbausteins „Über-
gang von der 4. in die 5. Klasse“ in 
Kontakt mit dem Grundschulzweig. 

Die Walter-Kolb-Schule liegt in 
der Bildungsregion West und wur-
de zur Beteiligung eingeladen. Erste 
Gespräche zur Aufnahme ins För-
derprogramm Jugendhilfe in der 
Grundschule haben bereits statt-
gefunden.

 
Mit B 418 (Bericht des Magistrats vom 
22.12.2017) wird darüber informiert, 
dass die Planungsphase 0 mit den 
Zukunftswerkstätten zur Sanierung 
der Gebäude der Ernst-Reuter-Schu-
len (ERS) im Bestand nun abge-
schlossen sei.

„Zurzeit liegen die Unterlagen 
den Denkmalämtern zur Prüfung 

vor. Sobald Planungsergebnisse vor-
liegen werden diese auch den poli-
tischen Gremien vorgestellt.“

Unter B 7 (Bericht des Magistrats vom 
19.01.2018) wird ein Überblick gege-
ben über „Abitur auf vielen Wegen“
„In den Jahren 2010 bis 2014 wech-
selten 5452 Schülerinnen und Schü-
ler von einer Frankfurter Realschule 
in eine gymnasiale Oberstufe. Da-
von hatten 2055 eine ausländische 
Staatsangehörigkeit. Über den wei-
teren Bildungsverlauf dieser Grup-
pe liegen keine Informationen vor.

Im Jahr 2017 haben an den 
Schulen für Erwachsene 57 Studie-
rende Abitur gemacht, davon 3 mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit. 
Weitere 30 haben die Schulen mit 
der Fachhochschulreife verlassen, 
davon hatten 5 eine ausländische 
Staatsangehörigkeit.

Im Jahr 2016 haben an den 
Schulen für Erwachsene 77 Studie-
rende Abitur gemacht, davon 4 mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit. 
Weitere 52 haben die Schulen mit 
der Fachhochschulreife verlassen, 
davon hatten 7 eine ausländische 
Staatsangehörigkeit.

Im Jahr 2015 haben an den 
Schulen für Erwachsene 72 Studie-
rende Abitur gemacht, davon 3 mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit. 
Weitere 37 haben die Schulen mit 
der Fachhochschulreife verlassen, 
davon hatten 6 eine ausländische 
Staatsangehörigkeit.

Im Jahr 2014 haben an den 
Schulen für Erwachsene 146 Stu-
dierende Abitur gemacht, davon 4 
mit ausländischer Staatsangehörig-
keit. Weitere 46 haben die Schulen 
mit der Fachhochschulreife verlas-
sen, davon hatten 10 eine auslän-
dische Staatsangehörigkeit.

Im Jahr 2013 haben an den 
Schulen für Erwachsene 86 Studie-
rende Abitur gemacht, davon 7 mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit. 
Weitere 64 haben die Schulen mit 
der Fachhochschulreife verlassen, 
davon hatten 10 eine ausländische 
Staatsangehörigkeit.

Es liegen keine Erkenntnisse 
zum bisherigen Bildungsverlauf der 
Absolventen der Schulen für Er-
wachsene vor.“

 
Die KAV regt mit K 69 (vom 29.11. 
2017) an: „Muttersprache der Mi -
gran tenkinder schützen Frankfurt 
braucht mehr bilinguale Kinderta-
gesstätten“.

Eine lange leidenschaftliche und kon-
troverse Diskussion gab es im Aus-
schuss über die Anregung der KAV 
vom 16.01.2018 (K 74) zum Betreff:

Kein Rassismus
im Stadtbild Frankfurts

Gemäß dem Beschluss der Kom-
munalen Ausländer- und Auslän-
derinnenvertretung (KAV) der 20. 
öffentlichen ordentlichen Plenar-
sitzung vom 15.01.2018 wird die 
Stadtverordnetenversammlung ge-
beten, zu beschließen:

Der Magistrat setzt sich mit 
Nachdruck dafür ein, dass die bei-
den rassistischen Bezeichnungen 
bzw. Logos „Mohren-Apotheke“ 
sowie „Apotheke zum Mohren“ 
aus dem Stadtbild Frankfurts ver-
schwinden.

Dazu nimmt er mit den beiden 
Apotheken einen auf dieses Ziel hin 
gerichteten Kontakt auf. In diesem 
Kontakt wird ausdrücklich darauf 

hingewiesen, dass der Ausdruck 
„Mohr“ als rassistisch angesehen 
wird, und dass bundesweit bereits 
viele Bezeichnungen für Speisen, 
Straßen und sogar Firmenlogos ge-
ändert wurden. In weiteren Fällen 
laufen bereits dahingehende Ge-
spräche und Aktionen.
 
Begründung:
Oberbürgermeister Peter Feldmann 
hat oft dazu aufgerufen, dass in 
Frankfurt am Main kein Platz für Ras-
sismus ist. Er hat ebenfalls oft ge-
fordert, Flagge zu zeigen.

Hier kann und muss die Stadt 
Frankfurt am Main Flagge gegen die
Verwendung rassistischer Bilder 
und Bezeichnungen zeigen.

Leider muss auch im Jahre 2018 
noch immer darauf hingewiesen wer-
den, dass Wörter wie „Neger“ oder 
„Mohr“ einen rassistischen Hin -
tergrund haben. Viel zu lange wur-
den sie in Deutschland weder hin-
terfragt noch aufgegeben.

Tatsächlich wird das Wort 
„Mohr“ nach wie vor in Speise- und
Getränkebezeichnungen verwendet 
– und sogar in Firmenlogos (z.B. im 
Falle der Mohrenapotheke) –, ohne 
dass die geschichtliche Bedeutung 
bewusst ist. Damit wird Rassismus 
weiterhin gedankenlos verbreitet.

 „In einer demokratischen Ge-
sellschaft sollte es Speisenamen, die
bestimmte Menschengruppen he-
rabwürdigen oder beleidigen, ei-
gentlich nicht geben“, meint Ale-
xan der Pollak, Sprecher von SOS 

Mitmensch. Das Bewusstsein dafür,
klagt Pollak, sei noch zu wenig vor -
handen, „und das ist schwer zu 
kommunizieren“.

So ist es im Band „Wie Rassis-
mus aus Wörtern spricht. (K)Erben 
des Kolonialismus im Wis sens  archiv 
deutsche Sprache“, heraus gegeben 
von den Bayreuther Literaturwis-
senschaftlerinnen Susan Arndt und 
Nadja Ofuatey-Alazard (Unrast Ver -
lag), zu lesen. Darin werden rund 
120 Alltagsvokabeln, die von Ras-
sismus geprägt sind, besprochen.

Mohrenapotheke
in Eschersheim
Die Mohrenapotheke verwendet 
nicht nur die herabwürdigende Be-
zeichnung für Menschen mit dunk-
ler Hautfarbe, sondern sogar ein kli-
scheebehaftetes Logo mit einem sti-
lisierten Frauenkopf. Stereotypen,
die eigentlich schon lange nicht 
mehr in den Köpfen vorhanden sein 
sollten, werden weiter verbreitet.

Apotheke „Zum Mohren“,
Konstablerwache
Ähnlich ist es im Falle der Apotheke 
„Zum Mohren“ in der Frankfurter 
Innenstadt. Das Haus, in dem sie sich
befi ndet, war ein ehemaliges Ho-
tel „Zum Mohren“. Die Apotheke 
hat demnach aktuell eine alte ras-
sistische Bezeichnung wieder auf-
leben lassen, die eigentlich schon 
verschwunden war. 

Die Bezeichnung taucht zwei-
mal auf: Einmal am Haus selbst 

(vom ehemaligen Hotel) und ein-
mal auf dem aktuellen Firmenschild. 

Sollte das Haus unter Denk-
malschutz stehen, dann muss die 
Stadt Frankfurt am Main abwägen 
ob die Menschenrechte nicht stär-
ker wiegen als der Denkmalschutz. 
Auf jeden Fall aber sollte die Apo-
theke darauf hingewiesen werden, 
ihren Namen zu ändern.

WLAN
Die Dezernentin berichtet u.a. zum 
Stand der WLAN-Ausstattung der 
Schulen, dass bei 14 ausgewählten 
Schulen ab Sommer 2018 WLAN 
samt mobilen Endgeräten zur Ver-
fügung gestellt würden. Die Inves-
titionssumme belaufe sich auf acht 
Millionen Euro plus Betriebskos-
ten. Die Schulen sind Gutenberg, 
Franz-Böhm, Victor-Frankl, Ka-
sino, Bonifatius, Valentin-Senger, 
Eduard-Spranger, Carl-von-Wein-
berg, Georg-August-Zinn, Carl 
Schurz, Gymn.Riedberg, Schiller, 
Ernst-Reuter I, Friedrich-Dessau-
er. Im nächsten Jahr sollen weite-
re Schulen dazu kommen und in-
nerhalb von fünf Jahren sollen al-
le Frankfurter Schulen mit WLAN 
ausgestattet sein. 

PS – Nachträge:  Hinterlassenschaften 
der grünen Bildungsdezernatspolitik
Abrissbedürftig sind nach einer Stu-
die der Stadt die Gebäude der Wal-
ter-Kolb-Schule ebenso wie die der 
Karl-Oppermann-Schule!

Der Bezirksverband Frankfurt der 
GEW erhebt folgende Forderungen 
gegenüber der hessischen Landes-
regierung und den hessischen Politi-
ker_innen bezüglich des derzeit lau-
fenden Gesetzgebungsverfahrens 
zum Kinderförderungsgesetz (im Fol-
genden: KifÖG):

■ eine Erhöhung des Personalschlüs-
sels durch zusätzlich 25 % für Ver-
tretungszeiten und mindestens 20 % 
für die Vor- und Nachbereitung der 
pädagogischen Arbeit 
■ 10 Stunden für Leitungsaufgaben 
pro Gruppe
■ die Reduktion der aktuellen Ober-
grenze von 25 gleichzeitig anwesen-
den Kindern pro Gruppe auf 21
■ eine gesetzliche Regelung einer 
gleichberechtigten Teilhabe für Kin-
der mit und ohne Behinderung 
■ eine deutliche Anhebung der ori-
ginären Lan desmittel, um Kommu-
nen und Träger zu entlasten und 
Chancengerechtigkeit unabhängig 
vom Wohnort in Hessen zu gewähr-
leisten sowie den qualitativen Aus-
bau der Kindertageseinrichtungen 
in Hessen voranzutreiben
■ die Unterstützung des Gesetzes-
entwurfs der SPD vom Grundsatz 
her, der höhere Ausfallzeiten und 
mehr mittelbare pädagogische Ar-
beit berücksichtigen will und den 
Landesanteil für Personalkosten 
steigern möchte
■ die Betonung der Wichtigkeit 
von genügend Zeit für die pädago-

gische Arbeit mit den Kindern und 
Erziehungspartnerschaften mit den 
Eltern. 
■ Um den Eltern auch auf Landes-
ebene mehr Mitsprache- und Ein-
fl ussmöglichkeiten zu gewähren ist, 
wie von der FPD gefordert, im Hes-
sischen Kinder- und Jugendhilfege-
setzbuch (HKJGB) die Einsetzung 
eines Landeselternbeirates festzu-
schreiben 

Begründung: 
Das KifÖG regelt die Grundlage 
der Arbeit in den hessischen Ki-
tas. Die Mindeststandards für Ta-
geseinrichtungen sind hier verbind-
lich festgeschrieben. Der personelle 
Mindestbedarf einer Tageseinrich-
tung wird kindbezogen errechnet. 
Der personelle Mindestbedarf pro 
Kind errechnet sich nach Alter und 
verbrachter Zeit des Kindes in der 
Einrichtung. Zuzüglich zu dem er-
rechneten kindbezogenen Mindest-
fachkraftbedarf sollen aktuell 15 
Prozent an Ausfallzeiten für Krank-
heit, Urlaub und Fortbildung vor-
gehalten werden. Die Landesförde-
rung für Tageseinrichtungen richtet 
sich nach der Anzahl der in den Ein-
richtungen betreuten Kinder zum 
Stichtag 1. März. Damit erhält je-
des Kind in einer Tageseinrichtung 
nach Alter und Betreuungsdauer 
dieselbe Förderpauschale. 

Aus der Praxis erleben die Kol-
leg_innen die angesetzte Zeit in der 
Regel nicht als ausreichend, um alle 

an sie gestellten Aufgaben auf ho-
hem fachlichen Niveau zu erledi-
gen. Ausfälle durch Krankheit, Ur-
laub oder Fortbildungen führen so-
fort zu Engpässen. Zusätzlich sind 
offene Stellen aufgrund des Fach-
kräftemangels oft nicht besetzt. Zeit 
für Einarbeitung neuer Mitarbei-
ter_innen, die Anleitung von Aus-
zubildenden und Praktikant_innen 
oder Elternarbeit fehlt ganz. 

Für eine gute Beziehungsquali-
tät und genügend Zeit für die pä-
dagogische Arbeit der Fachkräfte 
mit jedem Kind sind kleine Grup-
pen unerlässlich. 

Kindertageseinrichtungen müs-
sen kompetent geführt werden kön-
nen. Dafür braucht es genügend, 
gesetzlich geregelte Zeit für Lei-
tungsaufgaben. 

Für eine Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen der Kolleg_in-
nen in den Kitas in Frankfurt ist ein 
Einsatz der GEW für gute, gesetz-
liche Regelungen also unerlässlich.  

Daher fordern wir mehr Zeit 
für Kinder in den Kitas durch zu-
sätzliche Zeiten für Leitung, mittel-
bare pädagogische Arbeit und Aus-
fallzeiten. Die vollständig gesetzlich 
geregelte Inklusion der Kinder mit 
Behinderung sollte eine Selbstver-
ständlichkeit sein.

Beschluss der 
Delegiertenversammlung des 

GEW-Bezirksverbands Frankfurt 
am Main vom 26.2.2018 

(Vorarbeiten von Andreas Werther)

Kinderförderung heißt Verbesserung der Arbeit 
in den hessischen Kitas

Fortsetzung von Seite 8
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Nachrichten ...

… aus dem Gesamtpersonalrat

Überlastungsanzeigen der 
Frankfurter Gesamtschulen – 
Wie geht es weiter?
Anfang Dezember letzten Jahres 
hatte das SSA die Schulpersonalräte, 
Vertreter des GPRLL und die Schul-
leitungen zu einem Treffen eingela-
den, bei dem es um die Überlastung 
der Kollegien und das weitere Um-
gehen damit seitens des Amtes ge-
hen sollte. Ein Ergebnis dieses Aus-
tausches war das Vorhaben, einen
Gesamtschulbeirat zu gründen. Die-
ser soll alle Beteiligten, insbesonde-
re das HKM, dauerhaft an einen 
Tisch holen und direkte Forderun-
gen an die Bil dungs po li tik richten 
können. Seitens der Schulpersonal-
räte wurde vehement Entlastung 
für diese Arbeit gefordert, da sonst 
die Überlastung weiter vorangetrie-
ben werde. Über die Art der Entlas-
tung verhandelt der GPRLL mit der 
Amtsleitung. Auch die personelle
Zusammensetzung ist noch unklar, 
aber es gibt einen ersten Termin:
3. März  2018 

Arbeitsschutz
Der Arbeitsschutzausschuss im 
Staatlichen Schulamt Frankfurt 
tagt wieder vierteljährlich. Hier 
kommen Stadt, Amt für Bau und 
Immobilien, Staatliches Schulamt, 
Medical Airport Service (unser Be-
triebsärztlicher Dienst), Gesamt-
personalrat und Schwerbehinder-
tenvertretung sowie betroffenen 
Schulen zusammen, um Verein-
barungen bei baulichen Mängeln, 
Schadstoffen, Lärm, Hygienemän-
geln, Schimmel, Hitze, Kälte oder 
Raumnot zu treffen.

 Die letzten Arbeitsschutzaus-
schusssitzungen haben gezeigt, dass 
die Rechte der ÖPR bei Informati-
on und Mitbestimmung nach § 74.6 
und § 76 des HPVG nicht immer 
berücksichtigt werden: Es kommt 
vor, dass Begehungsberichte und 
Gefährdungsanalysen nicht vor-
liegen oder die PRe bei die Lehrer-
gesundheit betreffenden baulichen 
oder anderen Maßnahmen nicht 
oder nicht  vollumfänglich betei-
ligt oder informiert werden. 

Wir unterstützen PRen bei der
Durchsetzung dieser Rechte und 
weisen auch hier wieder darauf 
hin, dass sie in allen Bereichen des
Arbeitschutzes zu beteiligen sind. 
Ist eine Maßnahme geplant, steht 
den PRen vollumfängliche Infor-
mation zu. Gibt es eine gesund-
heitliche Gefährdung, sind alle
Beschäftigten zu informieren.  Zu
diesem Thema gibt es eine Rund -
verfügung aus dem Staatlichen 
Schulamt, die den Schulleitun gen 
vorliegt. 

In der Verantwortung für den 
Gesundheitsschutz aller Beschäf-
tigten ist der Arbeitgeber, vertreten
durch die Schulleitung (Arbeits-
schutzgesetz).

Wir bitten betroffenen Schulen,
die auf den Arbeitsschutzausschuss 
eingeladen werden wollen, um Rück-
meldung unter:
gesamtpersonalrat@kultus.
hessen.de. 

Schulgesundheits-
fachkräfte
Anfang des Jahres 2017 ist das Mo-
dellprojekt Schulgesundheitsfach-
kräfte an jeweils fünf Schulen im 
Schulamtsbereich Frankfurt und 
Offenbach angelaufen. Die Schulen 
befi nden sich schon in der Evalua-
tionsphase, dies wird von der Cha-
rité Berlin begleitet. 

Entgegen der ursprünglichen 
Planung wird das Projekt nur bis 
zum 31. Dezember 2018 vom Land 
Hessen und der AOK fi nanziert, 
deshalb werden jetzt mit Nach-
druck alternative Kostenträger ge-
sucht, die den Fortbestand gewähr-
leisten können. Es wird angestrebt 
dies über öffentliche Träger zu fi -
nanzieren. 

Man kann nur hoffen und ein 
Auge darauf haben, dass sich die 
Arbeitsbedingungen dann nicht ver-
schlechtern. 

Im Großen und Ganzen geben 
die Schulen positive Rückmeldung, 
auch in Bezug auf die Auswirkung 
auf das Schulklima. Noch zu klären-
de Mängel an einigen Schulen sind 
die Zuständigkeiten für die Reini-
gung der Räumlichkeiten und die 
oft fehlende Anbindung an Inter-
netzugänge, was die Kommunika-
tion mit Hilfs- und Unterstützeror-
ganisationen erschwert.

Durch die Verkürzung des Pro-
jektes (die ursprüngliche Planung 
war bis April 2019) sind die Weiter-
bildungstermine der SGF auf einen
zweiten Tag pro Woche ausgeweitet
worden, was deren Präsenz in der 
Schule auf drei Tage verringert und 
für alle sehr unbefriedigend ist.

Personelles
Auch weiterhin gibt es einige per-
sonelle Veränderungen, aber auch 
nicht besetzte Stellen im Staatlichen 
Schulamt Frankfurt. Neu ist Ende 
Dezember Frau Spyra als Gymna-
sialdezernentin aus dem Hessischen 
Kultusministerium an das Staat-
liche Schulamt versetzt worden.
Hierdurch veränderten sich auch die 
Zuständigkeiten für einige Gymna-
sien. Inzwischen wurde Frau Spyra 
auch zur stellvertretenden Amtslei-
terin ernannt. Den Bereich der Son-
derpädagogik leitet derzeit Herr Fre-
se, der vorher Schulleiter in einem
anderen Schulamtsbereich war und 
erst kürzlich für diese Aufgabe abge-
ordnet wurde. Vakant ist weiterhin 
die zweite Berufsschuldezernenten-
stelle und die Stelle der Frauenbe-
auftragten für die Lehrkräfte. Lei-
der kommt es hier immer wieder zu 
Verzögerungen, eine baldige Beset-
zung der Stelle wäre im Sinne der 
Frankfurter Lehrkräfte dringend ge-
boten.

Frauenförderplan
Das Fehlen einer Frauenbeauftrag-
ten seit weit über einem Jahr wirkt 
sich natürlich auf den Frauenför-
derplan aus, der jetzt für die kom-
menden Jahre erstellt werden muss. 
Dieser muss unter Beteiligung der 
Frauenbeauftragten erstellt werden 
und beschreibt auch einige ihrer in-
haltlichen Aufgaben. Aus diesem 
Grund hat der Gesamtpersonalrat 
beschlossen, die Vorlage des Amtes
abzulehnen. Wir halten es nicht für 
tragbar, einer zukünftigen Frauen-
beauftragten inhaltliche Aufträge zu 
erteilen, ohne dass sie darauf einen 
Einfl uss hat. 

Inklusion
Bisher sah sich die Dienststelle nicht 
in der Lage, uns über die konkreten 
Planungen für die künftige Gestal-
tung der sonderpädagogischen För-
derung im Rahmen der „Inklusiven 
Schulbündnisse“ zu informieren. 
Da hierzu in Kürze Veranstaltun-
gen stattfi nden, rechnen wir damit, 
bald Informationen zu erhalten, die 
wir dann an die Kollegien weiter-
geben werden. 

Name

Wrede, Engelbert

Typ

SSA FFM

Schule Telefon

069-38989-430
069-20326287

e-Mail Adresse

engelbert.wrede@kultus.hessen.de
gsbvffm.e.wrede@gmail.com

Schwerbehindertenvertreter
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Name

Avellini, Christina    
Bär, Meike
Franciszczok, Heidi
Friedrich, Sabine
Glock, Claudia
Gnida, Daniel
Guttmann, Sebastian
Hirn, Hanne
Hüttig, Susanne
Dirk Kretschmer
Preusker, Laura
Ulrich, Ingeborg
Katja, Weber
Zorko, Henrich

Typ

Gym
GOS
GrS
Fö
R
GYM
Fö
BS
BS
GOS
GrS
KGS
IGS
IGS

Schule

Helmholtzschule
FR-Dessauer Gym.
Elsa-Brändström
Panoramaschule
Holbeinschule
Friedrich-Dessauer
Karl-Oppermann
Franz-Böhm-Schule
Stauffenbergschule
Max-Beckmann-Schule
GS Rebstock
Schule am Ried
Ernst-Reuter-Schule II
Ernst-Reuter-Schule II

Telefon

069-48981785
06192-309299
069-7891567
06171-4753
069-676908
069-13821001
06190-8879915
06171-508241
069-73997393
0177-4233692
069-95117755
069-46308697
06196-653003
0172-7785855

e-Mail Adresse

aavellini@yahoo.de
meikebaer.gpr-ffm@posteo.de
Heidi.franciszczok@t-online.de
bine-friedrich@t-online.de
claudiaglock@web.de
l.ading@gmx.net
ps.guttmann@t-online.de
brainmail@t-online.de
huettigs@t-online.de
dirk-kretschmer@gew-frankfurt.de
lpreusker@gmx.de
Ing.Ulrich@gmx.net
webkmail@yahoo.de
zorko.ersii@t-online.de
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Nachrichten aus dem Hauptpersonalrat
UBUS – Erlass im HPRLL 
diskutiert
Den schon lä nger angekü ndigten 
„Erlass zur Umsetzung der unter-
richtsbegleitenden Unterstü tzung 
durch sozialpä dagogische Fach-
krä fte (UBUS) zur Erfü llung des 
Bildungs- und Erziehungsauf-
trages an Grundschulen in Hes-
sen“ veröffentlichte das HKM im 
Amtsblatt Februar. Im Landeshaus-
halt fü r die Jahre 2018 und 2019 
sind 700 zusä tzliche Stellen fü r 
sozialpä dagogische Fachkrä fte vor-
gesehen, davon 400 Stellen ab dem 
1. Februar 2018 fü r Grundschulen. 
Weitere 300 Stellen sollen zum 1. 
August 2018 fü r die Sekundarstufe 
I eingerichtet werden. Hierfür will 
das HKM innerhalb der nächsten 
Wochen die Eckpunkte den Schul-
leitungen vorstellen und mit dem 
HPRLL diskutieren. 

Ohne Zweifel reagiert das 
HKM damit auch auf die zahlrei-
chen Ü berlastungsanzeigen und 
Brandbriefe, in denen Kollegien 
und Schulleitungen dringend ei-
ne Entlastung einfordern. Ob die-
se Maßnahme spü rbare Wirkung 
zeigt und ob die Stellen ü berhaupt 
mit qualifi zierten Personen besetzt 
werden kö nnen, steht derzeit noch 
in den Sternen. Der HPRLL konn-
te aber zahlreiche Verbesserungen 
des Erlasses erreichen. 

Im Mittelpunkt standen dabei 
für den HPRLL die Arbeitsbedin-
gungen der sozialpädagogischen 
Fachkräfte an den Schulen. Die 
GEW Hessen hat zu diesem The-
ma einen Flyer erstellt, der sich an 
Personalräte, sozialpädagogische 
Fachkräfte und Schulleitungen rich-
tet. Außerdem enthält die Broschü-
re zum Thema USF viele Informa-
tionen, die auch für UBUS gelten. 
Diese kann über die GEW Hessen 
bezogen werden. 

Lebensarbeitszeitkonten
Bei diesem Thema gab es viele Dis-
kussionen. Hierbei standen die Zei-
ten, die man ansparen muss, bevor 
man auf seine eigenen angesparten 
Stunden zurückgreifen kann, im 
Mittelpunkt der Diskussion. Der 
HPRLL lehnte die vom HKM vor-
gelegte Regelung insbesondere mit 
der Begrü ndung ab, dass die Dienst-
stelle sich in den Ansparzeiten nicht 
genü gend bewegt habe, obwohl sie 
letztlich ohnehin im Einzelfall ent-
scheiden kann. Der HPRLL hat in 
diesem Fall nur ein Mitwirkungs-
recht. Damit sind formalrechtlich 
die Mö glichkeiten des Personal-
rats, dagegen aktiv zu werden, aus-
gereizt.

Richtlinie Schulgirokonten
Dieses Thema spielte immer wie-
der im Hauptpersonalrat eine Rol-
le. Viele Kolleginnen und Kollegen 
haben sich an den Hauptpersonalrat 
mit Fragen gewandt und Probleme 
dargestellt. Diese wurden mit der 
Dienststelle erörtert. Im Jahr 2017 
ist die Richtlinie novelliert worden. 
Bis dahin hatten viele Lehrkrä fte z. 
B. Klassenfahrten ü ber ihr privates 
Girokonto abgewickelt. Bei Dieb-
stahl des Geldes oder der EC-Karte 
war dieses immer mit einer persön-
lichen Haftung der Lehrkraft mit 
ihrem Privatvermögen verbunden. 

Das sollte mit der „Richtlinie 
Schulgirokonten“geändert werden, 
da sie nun im Namen des Landes 
entsprechende Girokonten erö ffnen 
und fü hren kö nnen sollten. 

Das HKM gestand sehr wohl 
zu, dass die Belastung für die Ein-
richtung der neuen Konten zu Be-
ginn für Schulleitung und Kollegin-

Nachrichten aus dem Betriebsratsbereich
Erstmals Betriebsratswahlen 
beim Sozialpädagogischen 
Verein in Frankfurt

Fristlose Kündigung eines 
Kandidaten
Der Sozialpädagogische Verein zur 
familienergänzenden Erziehung ist 
der zweitgrößte freie Träger für Ki-
tas und Horte in Frankfurt. In rund 
80 Einrichtungen arbeiten knapp 
1100 Beschäftigte, einen Betriebs-
rat aber gab es bislang noch nicht.

Um dies zu ändern bildete sich 
letztes Jahr eine Initiative von Mit-
arbeiterInnen, getragen von GEW- 
und ver.di-Mitgliedern und von bei-
den Gewerkschaften unterstützt. Zu 
einer Ende November einberufenen 
Betriebsversammlung kamen über 
400 KollegInnen, ein Wahlvorstand 
wurde einmütig gewählt, und die-
ser machte sich an die Einleitung 
der Wahl, die nun Ende April ab-
gehalten wird.

Soweit so gut, doch häuften sich 
nicht nach kurzer Zeit die Infor ma-
tionen, dass seitens der Geschäfts-
leitung mehrere KollegInnen zu 
möglichen UrheberInnen der Wah-
linitiative befragt würden.

In einem Schreiben an die Ge-
schäftsführung, welches zugleich 
der Betriebsöffentlichkeit bekannt 
gemacht wurde, erinnerten die Ge-
werkschaften an die Spielregeln ei-
ner Betriebsratswahl und mahnten 
das Unterlassen jeglicher Einschüch-
terungsversuche an. Die Geschäfts-
führung sprach kurz danach eine 
fristlose Kündigung gegen einen 
Mitarbeiter aus, eine Begründung 

nen und Kollegen höher sei, aber 
dann auf dem frü heren Niveau blei-
be. Sie betonten mehrmals, dass sich 
Schulleitungen und Kolleginnen 
und Kollegen bei Problemen an das 
HKM wenden sollen. Dies können 
auch Probleme mit Sparkassen/Ban-
ken wegen der Vollmachten sein. 
Es gebe dann zü gig Unterstü tzung. 
Die Sparkassen/Banken verlangen 
dabei sehr unterschiedliche Konto-
führungsgebühren, einige erheben 
keine Gebühren, andere hingegen 
sehr hohe. Die Dienststelle hat in 
einem Brief an die Schulleitungen 
noch mal dargestellt, dass eine Fi-
nanzierung zu Lasten des Schulbud-
gets erfolgen könne. Die Dienststelle 
betonte, dass sie Schulen, die sehr 
hohe Kontogebü hren haben, fi nan-
ziell unterstü tzen wolle. Die Schu-
len wurden grundsätzlich entspre-
chend informiert. 

Weitere Informationen fi nden 
sich auf der Webseite des HKM: 
https://kultusministerium.hessen.
de/schulsystem/schulorganisation/
schulgirokonto.

Werbung in der Schule
Das Thema Werbung und Spon-
soring in der Schule beschäftigt 
den HPRLL regelmäßig. Das neue 
Schulgesetz ist viel zu ungenau 
und wirft sehr viele Fragen auf. 
Die Schulen und Schulleitungen 
werden dabei vom HKM allein ge-
lassen. Der HPRLL hatte zu der 
Problematik der Dienststelle ein 
Schreiben geschickt, das unzurei-
chend beantwortet worden war. Die 
Dienststelle sagte, dass sie an einem 
Erlass zum Thema Sponsoring ar-
beite, der noch vor den Osterferi-
en ins Beteiligungs- verfahren sol-
le. Der HPRLL wird das Thema im 
Zusammenhang mit dem Erlassent-
wurf sehr intensiv diskutieren. 

Richtlinie für ganztägig 
arbeitende Schulen dem HPRLL 
vorgelegt
Mitte Februar hat das HKM dem 
HPRLL die neu überarbeitete Richt-
linie für ganztägig arbeitende Schu-
len vorgelegt. Die GEW Hessen hat-
te bereits im August eine Stellung-
nahme zu einem ersten Entwurf der 
Richtlinie abgegeben. Dieser kann 
auf der Homepage der GEW Hessen 
eingesehen werden. An einigen we-
nigen Punkten ist die dem HPRLL 
vorgelegte Richtlinie verändert wor-
den. In dem Entwurf wird weiterhin 
auf sogenannte Profi le gesetzt, wo-
bei ein neues Profi l „Pakt für den 
Nachmittag“ (PfdN) geschaffen 
wird. Nach wie vor nicht geklärt 
sind klare Vorgaben für gute Arbeit 
der Beschäftigten bei den ganztä-
gig arbeitenden Schulen. So fi ndet 
man zumBeispiel keine eindeutigen 
Regelungen für zu schaffende Räu-
me: Arbeitsplätze und Ruheräume 
für Lehrkräfte und sozialpädagogi-
sche Fachkräfte, Mensen mit aus-
reichend Sitzplätzen, weitere Räu-
me für die Angebote im Ganztag. 
Aber auch die Arbeitsbedingungen 
von Lehrkräften, sozialpädagogi-
schen Fachkräften, Schulleitungen 
und Beschäftigen der sogenannten 
„freien Träger“ werden nicht oder 
nicht angemessen geregelt. So feh-
len zum Beispiel Entlastungsstun-
den für zusätzliche Aufgaben, tarif-
lich eingruppierte und bezahlte Be-
schäftigung bei den Trägern wird 
nicht einmal erwähnt. 

Der HPRLL diskutiert die-
se Richtlinie weiterhin mit der 
Dienststelle und versucht Verbes-
serungen zu erreichen. Über das 
Ergebnis wird der HPRLL dann 
informieren. 

Kinder krank, Angehörige 
brauchen Pfl ege – und nun? 
Freistellungsmö glichkeiten fü r 
die Beamtinnen und Beamten in 
der hessischen Landesverwaltung 
zur Betreuung pflegebedü rftiger 
Angehö riger und erkrankter Kin-
der sind neu geregelt. 

Das Hessische Ministerium des 
Inneren und für Sport hat im No-
vember 2017 einen neuen Erlass zur 
Freistellung „für“ erkrankte Kinder 
und pfl egebedürftige Angehörige für 
Beamtinnen und Beamte veröffent-
licht. Die Regelungen zu den Frei-

stellungsmöglichkeiten zur Betreu-
ung der Kinder haben sich deutlich 
verändert. Die neuen Regelungen 
dürften in der Regel ein Fortschritt 
zur bisherigen Praxis sein. In dem 
Erlass wird ermuntert, die rechtli-
chen Ermessensspielrä ume im Sin-
ne der Beschä ftigten zu nutzen. Der 
HPRLL hat die Dienststelle gefragt, 
wie sie sicherstellen wird, dass das 
Schreiben allen KollegInnen bekannt 
wird und alle StSchÄ  damit auch im 
Sinne der Beschäftigten umgehen. 
Das HKM wird keinen eigenen Er-
lass zu diesem Thema herausge-

ben, will aber in den anstehenden 
Dienstversammlungen die staat-
lichen Schulämter darauf verwei-
sen. Die Weitergabe der Informa-
tionen des neuen Erlasses ist in den 
einzelnen Schulämtern und Schu-
len sehr unterschiedlich. Die Kol-
leginnen und Kollegen können aber 
jederzeit bei ihren Schulleitungen 
nach dem Erlass fragen. Die GEW 
Rechtsstelle hat zu diesem Thema 
ein Info erstellt.

Verantwortlich f. d. HPRLL-Info: 
Maike Wiedwald

unterblieb. Der Gekündigte arbei-
tet in der Geschäftsstelle als Lohn-
buchhalter und ist Kandidat einer 
30 KollegInnen zählenden gewerk-
schaftsnahen Wahlvorschlagsliste.

Die betriebsöffentliche Auffor-
derung zur Solidarität mit dem Be-
troffenen und die Forderung nach 
Rücknahme der Kündigung veran-
lasste die Geschäftsführung zu einer
Stellungnahme. In einer an alle Mit-
arbeiterInnen des Sozialpädagogi-
schen Vereins verschickten Rund-
mail beteuerte die Geschäftsführung
Anfang März, sie habe von der Kan-
didatur des Gekündigten seiner-
zeit nichts gewusst. Sie verwies da-
rauf, die Persönlichkeitsrechte des 
Gekündigten schützen zu müssen, 
deshalb nichts zu den Gründen der 
Kündigung sagen zu können, um 
dann aber im weiteren Verlauf des 
Schreibens das genaue Gegenteil zu 
unternehmen: der Gekündigte habe 
sich eine „ernsthafte Pfl ichtverlet-
zung in seinem Arbeitsbereich“ zu 
Schulden kommen lassen.

Diese Veröffentlichung ist zwei-
fellos geeignet, die Ehrbarkeit des 
Arbeitnehmers in Frage zu stellen 
und rückt ihn vor allen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern in ein 
schlechtes Licht. Darüberhinausge-
hend, in Kenntnis seiner Kandida-
tur für den Betriebsrat, beschädigt 
dieser Vorwurf betriebsöffentlich 
das Ansehen des Wahlbewerbers 
und greift damit tief in die Erst-
gründung eines Betriebsrates im 
sozialpädagogischen Verein ein.

Der Kollege selbst lässt sich 
nicht einschüchtern, hält seine Kan-

didatur für den Betriebsrat aufrecht 
und wehrt sich gegen die Kündi-
gung. Solidarität erfährt er nicht 
allein von KollegInnen aus dem 
sozialpädagogischen Verein, auch 
aus anderen Betrieben äußern Be-
triebsräte inzwischen ihre Solida-
rität und fordern die Rücknahme 
der Kündigung. Gewerkschaftssei-
tig wird er mit allen Mitteln unter-
stützt und es wird das Mögliche ge-
tan, diesen Angriff auf die Betriebs-
ratswahlen abzuwehren.

Andreas Werther

Bei der Betriebsversammlung zur 
Einleitung der Betriebsratswahlen 
beim Sozialpädagogischen Verein 
haben sich Ende November 400 
Kolleginnen und Kollegen versam-
melt. Sie haben einstimmig – ohne 
jede Gegenstimme – den Wahlvor-
stand bestellt. Schon damals waren 
es nicht nur Einzelne, die bereit wa-
ren, sich für den Betriebsrat und für 
den Wahlvorstand zu engagieren.

Inzwischen haben die Kollegin-
nen und Kollegen eine Liste mit 
Kandidatinnen und Kandidaten für 
den Betriebsrat erstellt, auf der be-
reits über 30 Kandidatinnen und 

Kandidaten mit Gesicht und Namen 
für die Betriebsratswahlen stehen.

Sie alle nehmen ihr demokra-
tisches Recht aus dem Betriebsver-
fassungsgesetz wahr, dass in jedem 
Betrieb mit mehr als fünf Arbeit-
nehmern Betriebsräte zu errichten 
sind. „Zu errichten sind“, heißt es 
im Gesetz, nicht „errichtet werden 
dürfen“. Dieses Recht der Beschäf-
tigten darf der Arbeitgeber nicht 
verweigern. Die Durchführung der 
Wahl darf nicht behindert werden.

Die Betriebsratsliste hat sich 
den Namen: „Nur gemeinsam 
SozPäd“ gegeben:

„Wir wollen hier deutlich ma-
chen, dass wir erwarten, dass die 
Verantwortlichen in der Leitung des 
Betriebes, die Kandidatinnen und 
Kandidaten der Betriebsratsliste re-
spektieren und ihnen fair und auf 
Augenhöhe begegnen. Vor allem 
aber erwarten wir, dass ihr Recht, 
sich für die Interessen der Beschäf-
tigten einzusetzen, nicht behindert 
wird. Wir erwarten, dass alle Ver-
suche Einzelne einzuschüchtern, 
unterbleiben. Wir erwarten, dass 
unser pädagogisches Leitbild in al-
len Einrichtungen und auch in der 
Geschäftsstelle umgesetzt wird!“

Wir sind viele und wir lassen niemanden allein!

„Nur gemeinsam Sozpäd!“

In der letzten FLZ hatte sich Andreas
Werther als neuer Referent für den 
Bereich Sozial- und Erziehungsdienst 
vorgestellt. Die beigefügten Kontakt-
daten sind dann während der FLZ-
Produktion leider verloren gegangen, 
werden aber hiermit nachgereicht:

andreas.werther@gew-frankfurt.de 
Telefonisch freitags 
von 11–15 Uhr unter der Nummer 
069 – 291818
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Mangelhafte Ausstattung des Schulversuchs Berufsfachschule zum 
Übergang in Ausbildung – BÜA Offener Brief an den Hessischen Kultusminister  vom 2. Februar 2018

Betriebsratswahlen
2018
Im Zeitraum vom 1. März bis 31. Mai 2018 fi nden die regelmäßigen 
Betriebsratswahlen statt. Für die ordnungsgemäße und reibungs-
lose Durchführung der Wahl stellt die GEW ihren Mitgliedern Wahl-
handbücher zur Verfügung, die in der Landesgeschäftsstelle der 
GEW Hessen unter info@gew-hessen.de oder telefonisch unter 
069 - 9712 930 angefordert werden können.

Hinweis: In Betrieben mit mindestens 5 bis 50 ständigen wahl-
berechtigten Arbeitnehmern sieht das Gesetz vor, die Wahl im
sogenannten „Einfachen Verfahren“ durchzuführen. Ab 50 Arbeit-
nehmern werden die Wahlen in der Regel im sogenannten
„Normalen Wahlverfahren“ durchgeführt.

Sehr geehrter Herr Staatsminister, 
zum neuen Schuljahr starteten 

26 berufsbildende Schulen in Hes-
sen in den Schulversuch Berufsfach-
schule zum Übergang in Ausbildung 
– BÜA. In diesem Schulversuch sol-
len die Schulformen der zweijähri-
gen Berufsfachschule zum mittleren 
Abschluss, der einjährigen Höhe-
ren Berufsfachschule und die Bil-
dungsgänge zur Berufsvorbereitung 
zu einer Schulform zusammenge-
fasst werden. Ziel ist der möglichst 
schnelle Übergang in eine Ausbil-
dung. Die in der Ausschreibung im 
Amtsblatt Juni 2016 zugesagten
Rahmenbedingungen werden nicht 
eingehalten, worin wir eine eklatante
Verletzung der Geschäftsgrundlage
sehen. Die teilnehmenden Schulen 
haben sich im Vertrauen auf die zuge-
sagten Rahmenbedingungen bewor-
ben und werden jetzt allein gelassen.

Alle Schulen arbeiten mit viel 
Engagement an der Umsetzung des 
Schulversuchs. Die Obergrenze von 
16 Schülerinnen und Schülern pro 
Lerngruppe wird von fast allen als 
das entscheidende Kriterium für 
die Teilnahme am Schulversuch be-
nannt. Eindeutig positiv wird der 
sozialpädagogische Profi lgruppen-
unterricht bewertet, sowie die Zu-
weisung von zwanzig Koordinati-
onsstellen A12 und Personalmitteln 
zur sozialpädagogischen Unterstüt-
zung.  Nach den Zahlen der Novem-
berstatistik befi nden sich in BÜA 
hessenweit 2.359 Schülerinnen und 
Schüler. Dies entspricht rund einem

Fünftel aller Jugendlichen in be-
rufsbildenden Schulen am Über-
gang ohne Ausbildung. Die regio-
nale Verteilung der BÜA Klassen ist 
unterschiedlich. In einzelnen Schul-
ämtern gibt es keine BÜA-Klassen 
und im Staatlichen Schulamt für den 
Landkreis und die Stadt Kassel ge-
hen alle Schülerinnen und Schüler, 
die bisher die klassischen Schulfor-
men des Übergangssystems besucht 
haben, in BÜA. Dies sind in diesem 
Schulamtsbezirk 678 Schülerinnen 
und Schüler. 

Ein Problem, das bereits von der 
GEW vorausgesagt wurde, taucht 
jetzt auf. Die Stundentafel sieht je-
weils drei Stunden in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und Englisch 
vor. Dies ist bei den an berufsbil-
denden Schulen üblichen Doppel-
stunden im Stundenplan durch 14-
tägigen Wechsel oder epochalen Un-
terricht möglich. Bei Kursdifferen-
zierung geht dies – wenn überhaupt 
– nur noch mit immensem Aufwand. 
Hier wäre die Zuweisung von Wahl-
pfl ichtunterricht hilfreich, da zudem 
gerade in diesen Fächern noch be-
sondere Entwicklungsbedarfe bei 
den Schülerinnen und Schülern in 
dieser Schulform bestehen.

Die Mittel im Umfang von 0,2 
Stellen pro Lerngruppe für sozial-
pädagogische Unterstützung sind 
bei weitem zu wenig. Dies bedeu-
tet, dass sich eine Fachkraft um 80 
Jugendliche kümmern muss. Hinzu
kommt, dass die sozialpädagogi-
schen Fachkräfte bei Trägern einge-

stellt sind und das fast ausschließlich 
mit befristeten Verträgen. Auch die 
Tarifbindung der Träger ist nicht im-
mer gegeben, sodass es vorkommen 
kann, dass diese Kolleginnen und
Kollegen unter Tarif bezahlt werden. 

Die GEW kritisiert schon seit 
langem das Befristungsunwesen im 
Bildungsbereich – ob nun bei sozi-
alpädagogischen Fachkräften oder 
bei Lehrkräften. Bei den sozialpäd-
agogischen Fachkräften in BÜA be-
kommt sie Unterstützung von der 
wissenschaftlichen Begleitung des 
Schulversuchs. Diese erklärt, dass 
ein Erfolgsfaktor für den Übergang 
von ‚schwierigen‘ Jugendlichen in 
Ausbildung die personelle Konti-
nui tät der sozialpädagogischen Be-
treuung ist und dass hierzu eine 
un be fris tete Beschäftigung der so-
zialpädagogischen Fachkräfte not-
wendig sei. 

Obwohl in der Ausschreibung 
im Amtsblatt Kopfnoten (hier geht 
es um die umstrittenen Kompetenz-
raster zum Sozialverhalten) nur für 
Halbjahreszeugnisse vorgesehen 
sind, sehen die geplanten Formu-
lare der Abschlusszeugnisse jetzt 
wieder Kompetenzraster vor. Dies 
wurde gegenüber der Projektleitung 
kritisiert und auf die Aussage des 
Ministeriums verwiesen, dass Kopf-
noten in Abschlusszeugnissen recht-
lichen Vorgaben widersprechen. Es 
ist zu hoffen, dass dies damit nun 
erledigt ist. 

Am kritischsten sieht die GEW 
die Modalitäten für die Stellenzu-

weisung. Der Zuweisungserlass sieht 
für die Grundzuweisung 30 Schü-
lerwochenstunden vor, Differenzie-
rungszuschläge außer für Praxis-
teilung sind keine vorgesehen. Die 
Ausschreibung des Schulversuchs 
im Amtsblatt 06/16 (S. 157) sah für 
die Stufe I in der Stundentafel 33 
Pfl ichtstunden vor. Zudem sieht die 
Ausschreibung (S. 156) Kursdiffe-
renzierung in Deutsch, Mathema-
tik und Englisch vor, was in integ-
rierten Gesamtschulen eine zusätz-
liche Zuweisung notwendig macht, 
die deshalb auch in diesem Fall er-
folgen muss. Darüber hinaus wird 
in allen Schulformen für den Reli-
gions- und Ethikunterricht ebenfalls 
ein Zuschlag zugewiesen, für BÜA 
nicht. Für BÜA ergibt sich somit 
keine versprochene 105%-Zuwei-
sung, sondern eine von rund 90%. 

Die Aussage des Ministeriums 
zur Zuweisung, dass diese jetzt we-
gen des Klassenteilers besser sei, 
stimmt lediglich für einen Teil der 
Jugendlichen. Für Jugendliche oh-
ne Abschluss, die bisher im Berufs-
vorbereitungsjahr (BVJ) waren, ver-
schlechtert sich die Zuweisung. Bis-
her gab es 31,3 Stunden für das BVJ. 
Am Beispiel Kassel kann berechnet 
werden, dass die Schüler-Lehrer-
Relation sich nur geringfügig ver-
ändert hat. Ohne BÜA wurden in 
Kassel im Schuljahr 2016/17 14,3 
Schülerinnen und Schüler von ei-
ner Lehrkraftstelle in den entspre-
chenden Schulformen betreut, und 
2017/18 sind es 13,6 Schülerinnen 

und Schüler. Lehrkräfte haben in 
BÜA gerade mal einen halben Schü-
ler/Schülerin weniger zu betreuen, 
aber dem gegenüber ist ein diffe-
renzierterer und individualisierter 
Unterricht gefordert. 

Die Zuständigen im HKM ar-
gumentieren, dass in der Ausschrei-
bung im Amtsblatt ein Fehler unter-
laufen sei. Die drei Stunden Wahl-
pfl ichtunterricht seien eigentlich 
Wahlunterricht, wofür es keine 
Zuweisung geben würde. Zudem 
sei die Vorgabe der Hausspitze für 
BÜA, dass die Stellenzahl gedeckelt
sei. Dies dürfte der eigentliche 
Grund für die verringerte Zuwei-
sung sein. 

Bei den hier betroffenen Jugend-
lichen handelt es sich umgangs-
sprachlich um die Verliererinnen 
und Verlierer des Bildungssystems, 
also die die allgemeinbildenden 
Schulen ohne Ausbildungsplatz oder 
Schulabschluss verlassen haben. 
Dass gerade dort versucht wird, die 
Rahmenbedingungen zu verschlech-
tern, erachten wir als unerträglich. 

Die Fachgruppe Berufsbildende 
Schulen der GEW fordert Sie des-
halb auf, die Zuweisung von BÜA 
und die oben kritisierten Punkte zu 
überdenken. 

Gerne beantworten wir Ihre 
Nachfragen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ralf Becker, Markus Heberling  
Carsten Leimbach, Birgit Koch

Betriebsratsarbeit ist heutzutage nicht ungefährlich. Noch gefährlicher ist es, einen 
Betriebsrat zu gründen. Das Foto zeigt die jüngste Aktion von „arbeitsunrecht – Ini-
tiative für Demokratie in Wirtschaft & Betrieb“ am 7.3.2018 vor dem Arbeitsgericht 
in Frankfurt am Main.
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Das Landessozialgericht Nieder-
sachsen-Bremen hat entschieden, 
dass Schulbücher und Arbeitshef-
te durch analoge Anwendung des 
§ 21 Abs. 6 SGB II als Leistungen 
nach dem SGB II zu gewähren sind 
und dass es mehr als die Schulbe-
darfspauschale in Höhe von 70,00 
Euro zum 1. August und 30,00 Eu-
ro zum 1. Februar für andere Be-
darfsartikel nicht gibt.

Das Landessozialgericht Nie-
 dersachsen-Bremen hat am 11.12. 
2017 in drei Berufungsverfahren L 
11 AS 1503/15 Vorinstanz Sozial-
gericht Hildesheim, L 11 AS 917/ 
16 Vorinstanz Sozialgericht Han-
nover, L 11 AS 349/17 Vorinstanz 
Sozialgericht Lüneburg zur Fra-
gestellung der Schulbedarfsartikel 
geurteilt.

In der Sache L 11 AS 349/17 
hat das Landessozialgericht Nie-
dersachsen-Bremen am 11.12.2017 
wie folgt entschieden:

Die Klägerin, die ein berufl iches 
Gymnasium mit dem Schwerpunkt 
Technik in Celle besucht, begehr-
te für das Schuljahr 2016/2017 zu-
sätzliche Leistungen in Höhe von 
322,18 Euro:
—    für die Beschaffung der von der 
Schule vorgeschriebenen Bücher 
und Arbeitshefte 135,65 Euro
—    für die Beschaffung des von der 
Schule empfohlenen Taschenrech-
ners in Höhe von 76,94 Euro

Weiterhin hungern für Bildungschancen
Eine kritische Betrachtung zum Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen bezüglich Schulbedarfen
im SGB II von Horst-Peter Ludwigs, tacheles

—    für die Beschaffung von Mate-
rialien für den Schulunterricht in 
Höhe von 73,59 Euro
—    für das zu zahlende Kopiergeld 
36,00 Euro.

Im Berufungsverfahren ging es um 
die Frage des Umfangs des verfas-
sungsrechtlichen Anspruchs von 
Kindern von Leistungsbeziehern 
nach dem SGB II auf Chancengleich-
heit in der Bildung.

Das Landessozialgericht Nie-
dersachsen-Bremen hat unmißver-
ständlich entschieden, dass Schul-
bücher und Arbeitshefte nicht in-
nerhalb des Bedarfs für Bildung und 
Teilhabe am sozialen und kulturel-
len Leben (§ 28 SGB II) berücksich-
tigt sind. Von daher hat das Gericht 
der Klägerin in analoger Anwen-
dung des § 21 Abs. 6 SGB II Leis-
tungen für die Schulbücher und Ar-
beitshefte in Höhe von 135,65 Euro
zugesprochen.

In Bezug auf den Taschenrech-
ner stellt das Gericht in Aussicht, 
dass unter Berücksichtigung ihrer 
Auffassung, dass ein Taschenrech-
ner zur Verwendung bis zum Schul-
abschluss dient und daher für meh-
rere Jahre angeschafft wird, ggf. 
über die Darlehensregelung nach 
§ 24 Abs. 1 SGB II zu decken ist, 
soweit dieser nicht im Rahmen der 
Pauschale nach § 28 Abs. 3 SGB II 
fi nanzierbar ist.

In Bezug auf die weiteren Posi-
tionen, Materialien für den Schul-
bedarf und Kopiergeld, führt das 
Landessozialgericht Niedersachsen-
Bremen aus, dass diese im Rahmen 
der Schulbedarfspauschale nach 
§ 28 Abs. 3 Satz 1 SGB II, die je-
weils zum 1. August in Höhe von 
70,00 Euro und zum 1. Februar in 
Höhe von 30,00 Euro ausgezahlt 
wird, gedeckt sind.

„Die Entscheidung des Gesetz-
gebers für Pauschalbeträge führt 
im Übrigen – wie bei Pauschalen 
generell – dazu, dass in vielen Fäl-
len möglicherweise sogar in den 
meisten Fällen, die tatsächlich an-
fallenden Beträge (hier: für Schul-
materialien) ihrer Höhe nach gera-
de nicht genau mit den gewährten 
Pauschalbeträgen übereinstimmen. 
Diese einer jeglichen Pauschalierung 
immanente Folge begründet nicht 
die Fehlerhaftigkeit oder Rechts-
widrigkeit der Pauschalierung.“ 

Das Landessozialgericht Nie-
dersachsen-Bremen hat den Beklag-
ten die Möglichkeit eröffnet, im 
Rahmen einer Revision das Urteil 
anzufechten. Es bleibt also aktuell 
abzuwarten, ob dies vom Beklag-
ten erfolgt.

Resümee ist: Ein Gerichtssprecher 
hat sich dem Urteil dahin ge hend 
geäußert, dass es eine „Pionierent-
scheidung“ sei. Vielmehr ist es ein 

Armutszeugnis für Deutschland, 
dass Kinder und Jugendliche wei-
terhin nicht die gleichen Bildungs-
chancen haben. Das Urteil ist nur 
ein Teilerfolg und die Ungerechtig-
keit lebt weiter und es heißt weiter-
hin hungern für Bildungschancen.

Als Teilerfolg wurde erzielt, 
dass zusätzliche Leistungen nach 
§ 21 Abs. 6 SGB II für Schulbücher 
und Arbeitshefte zu gewähren sind. 
Von daher müssten die Jobcenter in 
diesem Bereich eine Neupositionie-
rung durchführen und alle Betrof-
fenen sind aufgefordert, diese Leis-
tungen im Rahmen des SGB II gel-
tend zu machen.

Bei Schulbedarfsartikeln wie 
z. B. Taschenrechner, Computer etc., 
die für mehr als ein Jahr genutzt 
werden, eröffnet das Urteil des Lan-
dessozialgerichts Niedersachsen-
Bremen die Möglichkeit der Bean-
tragung eines Darlehens nach § 24 
Abs. 1 SGB II. Ob dieses Darlehen 
als Zuschuss zu gewähren ist, wä-
re gesondert zu klären. Diese Mög-
lichkeit scheint nicht zielführend zu 
sein, denn von dem, der kein Geld 
hat, kann auch kein Darlehen ab-
gezahlt werden. Außerdem dürfte 
davon auszugehen sein, dass die 
Schulbedarfspauschalen in keinem 
Fall ausreichend bemessen sind.

Also bleibt im vorliegenden Fall 
ein ungedeckter Bedarf für den Ta-
schenrechner 76, 49 Euro, für Schul-

materialien 73,59 Euro, für Kopier-
geld 36,00 Euro, die vom Munde 
abgespart werden müssen, d. h. bei 
einem zu berücksichtigenden Anteil 
in Höhe von 138,69 Euro im Regel-
bedarf für Nahrungsmittel und Ge-
tränke muss bei dem nichtgedeckten 
Bedarf in Höhe von 186,35 Euro 
abzüglich der 70,00 Euro Schul-
mittelpauschale über 25 Tage ge-
hungert werden.

In Bezug auf die Fragestellung 
der Schulmaterialien, des Kopier-
geldes und des Taschenrechners und 
anderer Bedarfsartikel die anfallen 
könnten, kann die Forderung nur 
sein, dass eine angemessene Erhö-
hung des persönlichen Schulbedarfs 
im Rahmen des Bedarfs für Bildung 
und Teilhabe am sozialen und kul-
turellen Leben nach § 28 SGB II er-
folgt oder die tatsächlichen Kosten 
gewährt werden. Die Politik hat 
endlich gleiche Bildungschancen 
unabhängig vom Einkommen und 
unabhängig davon ob es sich um 
Leistungsbezieher nach dem SGB 
II handelt sicherzustellen, damit 
alle Kinder und Jugendliche in der 
Bundesrepublik Deutschland glei-
che Bildungschancen haben.

Erstellt am 13.1.2018 
Urteil des LSG NDS vom 

11.12.2017- L 11 AS 349/17  

Das geplante Verfassungsschutzge-
setz für Hessen ist die freiheitsfeind-
lichste Regelung zur Arbeit eines 
Geheimdiensts in Deutschland. Sor-
gen bereitet Bürgerrechtsorganisa-
tionen, Datenschützern und Demo-
kratieprojekten sowie vielen Men-
schen die damit drohende Gefahr für
Meinungsfreiheit, Informationelle 
Selbstbestimmung, Datenschutz, 
Rechtsstaat und Demokratie.

Befremden hat auch die Haltung 
der Grünen-Fraktion im Hessischen 
Landtag ausgelöst. Trotz eines ab-
lehnenden Beschlusses der Grünen
Landesmitgliederversammlung am
18. November 2017 in Hanau trei-
ben die grünen Re gie rungs mit glie-
der und Parlamentarier das Ge setz-
 ge bungs ver fah ren im Eiltempo durch
den Hessischen Landtag.

Dabei drohen zahlreiche schwer-
wiegende Folgen, die bisher noch 
gar nicht alle öffentlich diskutiert 
wurden. Schon die vier wichtigsten 
Kritikpunkte machen deutlich, wa-
rum nicht nur die Grüne Basis die-
ses Gesetz ablehnt:

Trojaner
1. Der Gesetzentwurf vom 14. No-
vember 2017 sieht den heimlichen 
Einsatz sogenannter „Trojaner“ vor. 
Sie nutzen Lücken in Programmen 
und Apps, um unbemerkt vom an-
gegriffenen Nutzer Smartphones, 
Computer oder andere – mit dem 
Internet verbundene – Geräte zu 
kontrollieren. Durch die Nutzung 
von Trojanern gerät der Staat in ein 
moralisches Dilemma: Zwar möchte
er auf der einen Seite angesichts 
der zunehmenden Bedrohungslage

die IT-Sicherheit von Privatperso-
nen und Unternehmen fördern, an-
dererseits hat er aber auch ein star-
kes Interesse an einem Fortbestand 
solcher Sicherheitslücken. Finan-
ziert mit Steuergeldern, werden sie 
möglichst lange vor den Herstel-
lern der Programme und Apps ge-
heim gehalten. Weil deshalb nicht 
nur der Verfassungsschutz, sondern 
auch Internet-Kriminelle diese Lü-
cken ausnutzen können, ermöglicht 
und fördert der Staat damit letzt-
lich auch ihre Verbrechen.

Der „Hessentrojaner“ gefähr-
det deshalb weltweit informations-
technische Systeme sowie die In-
tegrität und Vertraulichkeit digi-
taler Kommunikation, wie sie per 
Grundgesetz und nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungs-
gerichts (BVerfG) eigentlich beson-
ders geschützt werden sollen.

Terroristische Anschläge in den 
Ländern mit den schärfsten Abhör- 
und Überwachungsgesetzen zeigen, 
dass solche „Trojaner“ keinen Bür-
ger vor Gewalt schützen. Mit ihrer 
Hilfe werden eher ungefährliche 
Oppositionelle verfolgt oder ein-
geschüchtert.

Überwachung von Projekten
gegen Rechtsradikalismus
2. Künftig soll das Hessische Lan-
desamt für Verfassungsschutz (LfV) 
Personen überprüfen, die in Projek-
ten zur Abwehr von Islamismus, 
Rechtsradikalismus und anderen 
Projekten von demokratierelevan-
ten Bereichen durch Landesmittel 
gefördert werden. Der hessische 
Verfassungsschutz erhält hier also 
den Auftrag, auch die Gegner der 

„Extremisten“ zu erfassen. Dabei 
benutzt er nach wie vor einen frag-
würdigen „Extremismusbegriff“.

Die Beschäftigten bei solchen 
Projekten lehnen diese Gesinnungs-
schnüffelei zu Recht ab, die an un-
selige Zeiten der Berufsverbote er-
innert. Im Falle einer Verweigerung 
droht ihnen der Entzug der Förder-
gelder oder sonst der Verlust ihres 
qualifi zierten Personals.

Systematischer Einsatz von
V-Leuten
3. Auch weiterhin soll der Verfas-
sungsschutz in Hessen systematisch 
V-Leute einsetzen können.

Selbst vorbestrafte Kriminelle 
können als Zuträger aktiviert wer-
den, wenn die Führungsebene des 
Landesamts ihren Einsatz befürwor-
tet. Damit unterstützt eine staatli-
che Behörde Kriminelle und för-
dert deren rechtswidriges Handeln.

Trotz NSU weiterer Ausbau des 
Verfassungsschutzes
4. Obwohl der Mord an Halit Yozgat
in Kassel und die Rolle des Landes-
amts für Verfassungsschutz mitsamt 
seines damaligen V-Mann-Führers 
Andreas Temme sowie die Rolle des 
damaligen Innenministers Volker 
Bouffi er immer noch nicht lücken-
los aufgeklärt sind und zahlreiche 
Widersprüche und nachweisbare 
Falschaussagen bislang keinerlei 
Konsequenzen gezeitigt haben, will 
die Landesregierung den Verfas-
sungsschutz in Hessen durch zu-
sätzliche Befugnisse und technische 
Ausstattung weiter stärken. 

Die im Gesetzentwurf vorge-
sehene parlamentarische Kontrolle 

des Inlandsgeheimdienstes ist indes 
sehr lückenhaft und muss angesichts 
von dessen Aufrüstung und Stär-
kung weitgehend ins Leere laufen.

Die Regierungsmehrheit be-
stimmt, wer in der Parlamentari-
schen Kontrollkommission (PKK) 
vertreten ist und hat dort die Mehr-
heit. Zudem bestehen kaum Doku-
mentationspfl ichten, die eine wirk-
samere Überprüfung der Aktivitäten 
des Geheimdienstes durch die Par-
lamentarische Kontrollkommission 
oder durch Gerichte gewährleisten 
könnten.

Aber Angst vor Terror darf 
nicht zum Abbau von Demokra-
tie und Bürgerrechten führen. Ein 
kaum zu erwartender Erkenntnisge-
winn darf nicht durch die massive 
Einschränkung von Freiheitsrech-
ten wie beim vorliegenden Entwurf 
zum Hessischen Verfassungsschutz-
gesetz erkauft werden. Insbeson-
dere der Respekt vor den Opfern 
des „Nationalsozialistischen Unter-
grunds“ (NSU) und die Lehren aus 
den Verfassungsschutzskandalen ge-
bieten die konsequente Verfolgung 
aller Verantwortlichen einschließ-
lich von Mitarbeitern des Verfas-

sungsschutzes sowie dessen ange-
messene Reform und „rechtsstaat-
liche Zähmung“.

Auch der Mitte Dezember auf-
grund öffentlichen Drucks nachge-
schobene „Eilige Entschließungsan-
trag“ der Regierungskoalition bleibt 
nur ein Lippenbekenntnis. Darin be-
tonen CDU und Grüne zwar, dass 
die Präventionsarbeit nur gelingen 
könne, wenn sie von Vertrauen ge-
tragen wird; gleichzeitig beharren 
sie aber weiterhin auf der Einbezie-
hung nachrichtendienstlicher Er-
kenntnisse als angebliche Voraus-
setzung für solches Vertrauen. Das 
Vertrauen in seine demokratische 
Ausrichtung hat der Geheimdienst 
aber spätestens durch seine Vertu-
schungsaktionen während der Auf-
arbeitung der NSU-Morde endgül-
tig verspielt.

Angesichts dieser und vieler 
weiterer Bedenken fordern wir Die 
Grünen und den gesamten Hessi-
schen Landtag auf, das Gesetzge-
bungsverfahren abzubrechen und 
dem vorliegenden Gesetzentwurf 
nicht zuzustimmen. Keinesfalls dür-
fen Die Grünen in Hessen den Weg 
in den Überwachungsstaat ebnen.

Gemeinsame Erklärung warnt vor schwarz-grüner Gesetzesnovelle:

Diese gemeinsame Erklärung vom 22. 12. 2017 wird von vielen 
Organisationen wie Humanistische Union, Die Datenschützer 

Rhein-Main, weiteren Datenschutzverbänden, der hessischen Linken, 
der Internationalen Liga für Menschenrechte, dem Komitee für 

Grundrechte und Demokratie, der Piratenpartei Hessen unterstützt. 

„Geplante Verschärfungen des hessischen Verfassungsschutzgesetzes 
schädigen Demokratie und Grundrechte“
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Unter dem Titel vom (Un)Sinn ökonomisierter Bildung präsentierte die 
GEW Hessen am 17. Februar 2018 die vierte Veranstaltung in Folge, die 
sich mit den neoliberalen Zugriffen auf das Bildungssystem kritisch aus-
einandersetzte. Während es in der Vergangenheit zu drei in universitärem 
Rahmen (einmal an der Philipps-Universität Marburg und zweimal an 
der Frankfurter Goethe-Uni) Veranstaltungsreihen im Vorlesungsstil mit 

wechselnden Referenten*innen gekommen war, hatte die Vorbereitungs-
AG mit Mitgliedern aus den Kreisverbänden Hochtaunus und Wiesbaden 
sowie dem BV Frankfurt diesmal auf eine kompakte Form als Tagesver-
anstaltung im Frankfurter DGB-Haus gesetzt. Ein Konzept, das voll auf-
ging, wie man es an der zahlreichen Beteiligung ablesen konnte. 

Vom (Un)Sinn ökonomisierter Bildung

Immer mehr private „Akteure“ auf dem Bildungsmarkt
Prof. Dr. Tim Engartner (Didaktik 
der Sozialwissenschaften mit dem 
Schwerpunkt politische Bildung 
am Fachbereichs 03 Gesellschafts-
wissenschaften der Uni Frankfurt) 
beschäftigte sich unter dem The-
ma „Bildungsrepublik im Ausver-
kauf“ mit dem Stand direkter Zu-
griffe der Privatwirtschaft auf (bis-
her) öffentliche Einrichtungen im 
„Land der Stifter und Schenker“. 
Tim Engartner hatte schon auf dem 
eintägigen Seminar der GEW Hes-
sen zur Frage des Zustands und der 
Zukunft der politischen Bildung an 
den hessischen Schulen auf das Pro-
blem der Einfl ussnahme durch ver-
stärkten Lobbyismus hingewiesen 
und in diesem Rahmen unter an-
derem sein Buch „Staat im Ausver-
kauf“ vorgestellt (Besprechung in 
der FLZ 2016-04). Der Trend zur 
„Verbetriebswirtschaftlichung der 
menschlichen Existenz“ hält nach 
Engartner ungebrochen weiter an 
und hat sich in den vergangenen 
Jahren noch beschleunigt. Für das 
Bildungssystem bedeutet dies, dass 
die betriebswirtschaftlichen Impe-

Prof. Dr. Tim Engartner

4. Veranstaltung der GEW Hessen zur Ökonomisierungskritik 

rative immer stärker dazu tendie-
ren, herkömmliche Vorstellungen 
über Bildung zugunsten des Prin-
zips „Profit vor Pädagogik“ zur 
Seite zu schieben. „Bildung wird 
im Zeitalter von PISA und Bolo-
gna immer mehr an unmittelbar 
ökonomisch nutzbaren Fachkom-
petenzen gemessen – Bildungsre-
formen nach PISA-Maßstäben ha-
ben zur Reduktion des Lernens auf 
Wissen und seine Verwertbarkeit 
geführt“, so Engartner. Es handele 
sich um eine paradigmatische Ver-
schiebung des Bildungsbegriffes zu-
gunsten rein funktionaler Bildung, 
wobei die Bedingungen der Funk-
tionalität auf breiter Front fremd-
bestimmt und extern im Sinne der 
Privatwirtschaft und deren unmit-
telbaren Verwertungsinteressen ge-
setzt würden. Dabei geht es aller-
dings längst nicht mehr alleine um 
die innere Umstrukturierung des 
bestehenden Bildungssystems, son-
dern um dessen teilweise Abschaf-
fung und Ersetzung durch ein ganz 
klar auf soziale Spaltung der Ge-
sellschaft abzielendes Zweiklassen-

system, in dem das sich infl ationär 
ausbreitende Heer der Privatschu-
len eine maßgebliche Rolle spielt. 
Ein Prozess mit vielen Facetten wie 
den Tatsachen, dass

■ sich immer mehr private „Akteu-
re“ auf dem Bildungsmarkt tum-
meln, um dort staatliche Gelder 
abzusahnen.
■ Apple und Konsorten mittlerwei-
le ganze Schulen fi nanzieren, um so 
gleich vor Ort den Nachwuchs für 
ihre technische und Management-
Elite, sozusagen „von der Pike“ auf, 
zu rekrutieren.
■ immer mehr private Bildungsan-
gebote bei der Nachhilfe aus dem 
Boden schießen, die ihren Profi t mit 
der um sich greifenden Sorge am-
bitionierter Eltern machen, dass es 
ihrem Nachwuchs an den nötigen 
„Kompetenzen“ für den sich ver-
schärfenden Wettbewerb auf dem 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
mangeln könnte.
■  die Zahl der Angebote von 
Sprachreisen und Weiterbildungs-
kursen weiterhin kräftig wächst, was 
es u. a. mit sich bringt, dass bisheri-
ge „Freizeit“bereiche der menschli-
chen Existenz auch noch wirtschaft-
lichem Denken unterworfen werden, 
da sie zur Zeitressource für Kom-
petenzerwerb zum Bestehen in der 
Konkurrenz werden.
■ unterdessen zahlreiche private 
Hochschulen die bundesdeutsche 
Bildungslandschaft besiedeln.

Diese Entwicklungen bringen ei-
nen rigorosen Wettbewerb für die 
öffentlichen Schulen mit sich, in 
dem diese aufgrund bekannter und 
massenmedial gerne breitgetretener 
Mängel von vorneherein schlecht 
aufgestellt sind. Der Zustand des 
öffentlichen Schulwesens, mit dem 
ein Christian Lindner durch plaka-
tive Sprüche wie „nur weil Kinder 
gerne im Dreck spielen, heißt das 
noch lange nicht, dass die Schulen 
auch so aussehen müssen“ seinen 
wahlpropagandistischen Schindlu-
der treibt, um für sein Programm 
einer nochmaligen Verschärfung 
des Privatisierungsdrucks dema-
gogisch Werbung zu betreiben, ist 
dabei ein Ergebnis des Investitions-
staus, dessen Beseitigung von der 
regierenden Politikerkaste immer 
einmal wieder in nationalem Not-
standsgejammere beschworen und 
in Wahlkämpfen versprochen wird, 
ohne dass sich bisher Nennenswer-
tes getan hätte. 

Dabei ist Bildung, die einzige 
wertvolle Ressource hierzulande, 
im Bundeshaushalt nach wie vor 
unterbewertet. Es müsse ein Fehl-
betrag in Höhe von wenigstens 32 
Mrd. Euro Investitionsbedarf aus-
gegangen werden, um den beste-
henden Sanierungsstau aufzulösen, 
der sich größtenteils aus unbedingt 
notwendigen Ersatzinvestitionen 
für eine in die Jahre gekommene 
Infrastruktur ergebe. Bröckelnde 

Schulbauten mit lecken Dächern, 
herabfallenden Lampen, abseiti-
gen Toilettenanlagen und den an-
deren multiplen Merkmalen der 
total vernachlässigten schulischen 
Liegenschaften ergeben das Bild ei-
nes öffentlichen Schulwesens, das 
von den Eltern, die es sich im In-
teresse ihrer Kinder leisten kön-
nen, zunehmend gemieden wird. 
Dies beginnt mit der Anmeldung 
des Nachwuchses in Edel-Kitas für 
1600 Euro/Monat mit Rundum-
betreuung und setzt sich mit einer 
durchgängigen Schullaufbahn im 
Privatschulsektor fort.

Dabei erhöht sich der Konkur-
renzdruck, der auf der öffentlichen 

Bildung lastet, auch um den zuneh-
menden Wettbewerb um staatliche 
Mittel, da auch der Privatschulsek-
tor auf Landesmittel angewiesen ist 
und bei Zertifi zierung der betreffen-
den Bildungsgänge auch Anspruch 
auf entsprechende Förderung hat, 
was die für den rein öffentlichen 
Sektor verfügbaren Mittel in Zei-
ten der Schuldkrise zusätzlich ver-
knappt. Mit dem immer stärker in 
den Vordergrund rückenden Finan-
zierungsmodell für Sanierung und 
Schulneubauten in Form des ÖPP 
(Öffentlich-private Partnerschaft, 
auch bekannt unter PPP – Public-
private Partnership) fi ndet nicht, 
wie propagandistisch immer wieder 
von interessierter Seite verbreitet 
wird, eine Entlastung öffentlicher 
Haushalte statt, sondern vollzieht 
sich vielmehr ein systematischer 
Ausverkauf staatlicher Zuständig-
keit im Bildungssektor. Untersu-
chungen von Landesrechnungshö-
fen haben überdies immer wieder 
gezeigt, dass die angebliche Kosten-
günstigkeit des Finanzierungsmo-
dells nicht nur, aber gerade auch 
in Zeiten des Null-Prozent-Zins-
satzes herbeigelogen wird, um so 
der Betätigung privater Investoren 
den Weg zu bereiten. Eine Umfrage 
unter Schulleitern*innen bestätigt 
den durchschlagenden Erfolg die-
ser Strategien, wenn als bevorzug-
te Ansprechpartner für die Ausstat-
tung von Schulen seitens 80% der 

Plenum

Befragten Privatinvestoren genannt 
werden. „Privatunternehmen bau-
en, renovieren u betreiben Schulen, 
werden mitunter sogar mit der Ein-
stellung von Hausmeistern und Rei-
nigungspersonal betraut: Vorreiter: 
Landkreis Offenbach, der bereits
2004 die Sanierung und Bewirt-
schaftung der 90 Schulen des Kreises 
im ÖPP-Gesellschaftsmodell an Pri-
vatunternehmen übertrug/auch vier 
Schulen in Frankfurt/Main und 15 
Berufsschulen in Hamburg mit ei-
nem Investitionsvolumen von 320 
Mio. Euro“, so Tim Engartner.

Satte Gewinne winken aber vor 
allem auch bei Entwicklung und 
Vertrieb von Unterrichtsmateriali-
en, einem Sektor, in dem sich mitt-
lerweile um die 60 Unternehmen 
tummeln, darunter auch solche, 
die unverblümt dürftig bemäntel-
te rein wirtschaftliche Zwecke ver-
folgen. Aus der Werbepsychologie 
resultierende Erkenntnisse werden 
zum Leitfaden der gezielten Beein-
fl ussung schon von Grundschulkin-
dern, ist doch bekannt, dass in frü-
hem Alter geworbene Kundschaft 
sich durch eine hohe Produkt- und 
Produzententreue auszeichnen. Für 
die Altersgruppe typische Erzeuger 
treiben Werbung für ihre Produkte 
mit als Bildungsangebot getarnten 
Materialien. Der Zuckerwasserver-
treiber „Capri-Sonne“ konnte sich 
immerhin „knapp 5 Jahre lang mit 
einer zum Einsatz gebrachten Un-
terrichtsmappe Fit, fair und schlau“ 
als Unterrichtsmaterial am Bewusst-
sein von Grundschülern*innen ver-
greifen, indem das „für Grundschu-
len entwickelte UM suggeriert, mit 
Zucker gesüßte Getränke seien vi-
taminreich und stünden in der Er-
nährungspyramide auf der gleichen 
Stufe wie Wasser – verbunden mit 
dem Hinweis, dass man davon viel 
trinken solle,“ erklärte Tim Engart-
ner. Über den gesundheitlichen Wert 
des Schokoladekonsums aufzuklä-
ren ist selbstredend niemand besser 
befähigt als der Schokoladenher-
steller Alfred Ritter GmbH & Co. 
KG. Auf „der als Unterrichtsmate-
rial deklarierten Ritter Sport-Wer-

Zum Abschluss trat die Theatergruppe Xtrameile mit ihrem Stück „Yes, we burn!!!“ auf. Martina Frenzel und Signe Zur-
mühlen präsentierten ein satirisch-witziges und böses Stück über indirekte Steuerung und das Arbeiten heute: „Lernen Sie 
Bettina Zimmer kennen und erfahren Sie in Rückblicken, warum sie eine „klitzekleine“ Erschöpfungsdepression bekom-
men hat. Sie arbeiten zu viel? Das ist defi nitiv Ihre eigene Schuld, Sie müssen einfach mit Frau Baumann die 10-Sekunden- 
Entspannungsübung trainieren ...“ – Das Stück rundete die Veranstaltung gelungen ab und erntete viel Applaus.

Tim Engartner: Staat im Ausverkauf. Privatisie-
rung in Deutschland. Frankfurt am Main 2016 
(Campus), 22,95 Euro. 
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Matthias Holland-Letz, GEW-Mit-
gliedern durch seine Veröffentli-
chungen in der EuW und durch die 
„Privatisierungs-Reports“ bekannt, 
referierte über „Scheinheilige Stifter 
in Schulen“. Grundlage war sein 
Buch „Scheinheiligestifter – Wie 
Reiche und Unternehmen durch ge-
meinnützige Stiftungen noch mäch-
tiger werden“, Köln 2015. 

In er anschließenden Diskussi-
on wurde der Vorschlag gemacht, 
sich nicht nur darüber zu empören,
sondern als Gewerkschaft die Aus-
einandersetzung wieder aufzuneh-
men, wie sie in Bezug auf die Ber-
telsmann-Stiftung schon geführt 
worden ist. Dieser Vorschlag ist in-
zwischen in den unten stehenden 
Beschluss der Delegiertenversamm-
lung des GEW Bezirks Frankfurt 
gemündet, der entsprechend beim 
Landesverband und Hauptvor-
stand eingereicht werden soll. Wie
zu hören ist, soll sich auch der DGB-
Bundesvorstand mit ähnlichen Ge-
danken tragen.

Von daher beschränkt sich der 
Bericht auf Ergänzungen.

Die Wirkung von Stiftungen in der 
öffentlichen Meinungsbildung ist 
nicht zu übersehen. Ob es gespon-
serte Projekte an den Schulen sind 
oder Gutachten oder sonstige Vor-
schläge – die Stiftungen geben viel-
fach den Ton an, allen voran die 
mächtige Bertelsmann-Stiftung.

Auffallend ist zunächst die Ex-
plosion der Zahl der Stiftungen seit 
der Reform des Stiftungsrechts un-
ter Schröder-Fischer 2000 und Mer-
kel/Müntefering 2007: Von Ende 
1999 bis 2014 von etwa 8.000 auf 
fast 21.000. „Schätzungen zufolge 
besitzen sie ein Gesamtvermögen 
von 100 Milliarden Euro.“ (Schein-
heiligestifter S.12)

Die Ziele insbesondere der 
Unternehmens-Stiftungen lassen 
sich so zusammenfassen: 
■  Netzwerke bilden für die Beein-
flussung von Öffentlichkeit und 
Politik
■  Eintreten für eine Privatisierungs- 
und Ökonomisierungspolitik und 
damit für die Verbesserung der Rah-
menbedingungen für steigende Ge-
winne und gegen Gewerkschaften. 

bemappe mit dem Titel »Von der 
Kakaobohne zur Schokolade« der-
selbe Schrifttyp wie auf der handels-
üblichen Schokoladenverpackung. 
So ist der Wiedererkennungseffekt 
beim nächsten Schokoladenkauf 
gesichert und der Effekt, der sich 
durch den Konsum einstellen soll, 
wird im Unterricht mit einem zeit-
gemäßen Yoga-Quickie schon mal 
ins Unterbewusstsein der Schüle-
rinnen und Schüler versenkt: “Im 
Wege einer Entspannungsübung, 
zu deren Beginn die Lehrkraft al-
len Kindern ein Stückchen Scho-
kolade reicht, lernen die Grund-
schüler, dass Schokoladenkonsum 
vorteilhaft für Geist u Körper ist. 
Im gesamten Heft wird Schokola-
de mit Belohnung, Glück und Ent-
spannung gleichgesetzt. An einer 
Stelle heißt es wörtlich: „Außer-
dem ist Schokolade einfach lecker 
und damit eine gute Belohnung“. 
Und Entspannung ist im effi zienz-
gesteuerten Schulsystem, in dem die 
Jagd auf Creditpoints die Lernen-
den schnell an die Grenzen der Be-
lastbarkeit treibt, eine ebenso knap-
pe Ressource wie Belohnung, mit 
der das System einer zunehmend 
ungehemmten Selektionswut für 
viele immer weniger aufzuwarten 
hat. Ein satter Zukunftsmarkt für 
die Glücksverkäufer von der Dick-
macherfront!

Engartner stellte klar, dass die 
Vertreter*innen der Privatwirtschaft 
in der Schule nichts zu suchen ha-
ben, auch nicht als vermeintliche 
Experten*innen, die von außen 
im Rahmen der vielbeschworenen 
„Öffnung“ von Schule das angeb-
liche Lebenskolorit in den „toten“ 
Schulstoff bringen sollen, das die-
ser entbehren soll. Einen externen 
Lernort aufzusuchen oder einen 
externen Experten in die Klasse zu 
holen, sind zwei völlig verschiede-
ne Dinge, da letzteres zu einer De-
Legitimierung und damit Entwer-
tung der ausgebildeten Lehrkräfte 
führt, die im Vergleich mit dem/der 
Experten*in gerade als diejenigen 
ohne das erforderliche Experten-
wissen dastehen. 

In einem Katalog von Anfor-
derungen fasste der Referent sei-
ne Kritik zu einer bündigen Form 
zusammen:

1.  Schulen haben der Aufklärung 
und nicht der Verklärung zu die-
nen, und zwar völlig unabhängig 
von den jeweiligen Gegenständen 
und den mit ihnen verbundenen 
gesellschaftlichen und/oder wirt-
schaftlichen Interessen!
2.  Kinder und Jugendliche sind un-
erfahren im Umgang mit fremden 
Meinungen, da sie sich gerade im 
Prozess der Ausbildung des dazu 
notwendigen Differenzierungsver-
mögens befi nden; deswegen besu-
chen sie eine Schule und nicht aus 
dem Grunde, von Akteuren mit ein-
deutig defi nierten Interessen durch 
verfängliche Argumentationen und 
Materialien fremdbestimmten Zie-
len und Zwecken manipulativ un-
terworfen zu werden!
3.  Schüler*innen dürfen daher nicht 
den Eindruck erhalten, dass exter-
ne „Experten*innen“ gesellschaft-
lich allgemein akzeptierte Meinun-
gen vertreten.
4.  Lernprozesse können nur er-
folgreich sein, wenn Unterrichts-
themen sachlogisch refl ektiert und 
diskutiert werden; die Pluralität von 
Meinungen und Standpunkten ist 
dazu eine der grundlegenden Vor-
aussetzungen.
5.  Vertreter*innen von Privatunter-
nehmen delegitimieren durch Öff-
nung von Schule den Lehrerberuf. 
Ihnen gegenüber ist an dem histo-
risch hart erkämpften Grundsatz 

festzuhalten, dass nur denjenigen 
eine Befähigung zur pädagogischen 
Arbeit zuzuerkennen ist, die auch 
eine erfolgreiche akademische Fach-
ausbildung dazu vorweisen können!
6.  Am grundsätzlich zu verteidi-
genden Prinzip einer Allgemein-
bildung ist festzuhalten, weil nur 
sie den außerhalb enger Zweckbe-
stimmungen notwendigen Refl exi-
onshorizont gegenüber gegenwärti-
gen sozialen, politischen und wirt-
schaftlichen Sachverhalten eröffnet. 
Eine funktionale Verkürzung des 
Wissensbegriffs auf unmittelbares 
Anwendungswissen ist abzulehnen.
7.  Die bestehende Schiefl age zwi-
schen staatlichen Schulen und Pri-
vatunternehmen aufgrund der Inf-
rastrukturmängel muss die zentrale 
Forderung an die Politik darstellen, 
für deren Durchsetzung entspre-
chender gesellschaftlicher Druck 
aufzubauen ist.
8.  Dieselben Akteure, die Unter-
richtsmaterialien für Wirtschaft 
unterbreiten, fordern die Einfüh-
rung eines Faches Wirtschaft an 
den Schulen, da die Kenntnisse der 
Schülerinnen und Schüler hierin an-
geblich unzureichend seien; dabei 
hat laut internationalen Studien 
zu gelten, dass die wirtschaftliche 
Bildung in Deutschland im oberen 
Drittel der untersuchten Länder zu 
verorten ist. Die Forderung nach ei-
nem Fach Wirtschaft ist daher eine 
Mogelpackung, darauf abzielend, 
das ohnehin schon stark vernach-
lässigte Fach „Politik“ und damit 
die Möglichkeit zur Gewinnung 
kritischen Denkens aus dem schu-
lischen Rahmen zu drängen. Die 
Einführung des verlangten Faches 
kann nur zu Lasten anderer Wis-
sensbestände gehen: Was ist mit dem 
Wissen um Auschwitz-Birkenau, 
um nur ein unerlässliches Detail 
zu benennen, das sich sicher nicht 
im Rahmen eines „Entspannungs-
Quickies“ wird abhandeln lassen!
9.  Festzuhalten ist, dass die Kri-
tikfähigkeit der Schülerinnen und 
Schüler durch Unternehmensmate-
rialien entscheidend eingeschränkt 
wird, was deren Verwendung im 
schulischen Rahmen als autorita-
tive Quelle ausschließen muss.
10.  Schulbücher müssen daher oh-
ne jede Ausnahme durch die Kul-
tusministerien geprüft werden, wo-
bei allem Lobbyismus ein Riegel 
vorzuschieben ist und keine Privi-
legien für bestimmte Erzeuger gel-
ten dürfen.

Ernst Olbrich

Stiftungen – privater Einfl uss mit Steuer-
geldern subventioniert

Es gibt inzwischen über 1.000 Stif-
tungslehrstühle an Hochschulen. 
■  Steigerung des Nutzens für das 
eigene Unternehmen
■  Steuerersparnis: Hierfür gibt es 
vier Wege:
– Sonderausgabe bei der Einkom-
mensteuer des Stifters (z.B. Unter-
nehmen) + steuerfreie Spenden
– Spendenquittungen für Zuspender
– Einkünfte der Stiftungen sind 
steuerfrei
– Vererbung oder Schenkung an 
Stiftung bleiben steuerfrei 

Es gibt keine Veröffentlichungs-
pfl icht!

Entscheidend dabei ist, dass der 
Staat Stiftungen als gemeinnützig 
einstuft und sie dadurch viele Pri-
vilegien genießen, etwa das Recht, 
auf Einnahmen keine Steuern zu 
zahlen. „Hier wird privater Nut-
zen vom Fiskus mit vielen Millio-
nen, womöglich sogar Milliarden 
Euro gefördert!“

Wer als reiche Privatperson eine
Million Euro in eine Stiftung steckt, 
bekommt vom Finanzamt fast die 
Hälfte zurück.

Handelt es sich um Anteile an 
einem Unternehmen, so lässt sich er-
reichen, dass die Stiftung die Unter-
nehmensgewinne steuerfrei erzielt.

Die Robert-Bosch-Stiftung bei-
spielsweise besitzt 92% des Welt-
konzerns Robert Bosch GmbH mit 
357.000 Beschäftigte und einem Um-
satz von 64 Milliarden Euro 2014.

Die Bertelsmann-Stiftung be-
setzt rund 75 % des Bertelsmann-
Konzerns mit über 100.000 Be-
schäftigten und einem Umsatz von 
über 16 Milliarden Euro.

Die Possehl-Stiftung in Lübeck 
besitzt 100% der Anteile am Misch-
konzern L. Possehl &Co mbH mit 
rund 12.000 Beschäftigten und 3 
Milliarden Euro Umsatz 2014. Mit 
den Vorteilen aus der Steuer fi nan-
ziert sie die Sanierung von Schulen 
in Lübeck. Verkehrte Welt!

Prof. Hedtke sagt: „Eine gemein-
nützige Stiftung, die derart massiv 
und schamlos zugunsten der Ge-
schäfte des Stifterunternehmens 
agiert, dient faktisch dessen pri-
vaten, unternehmerischen Interes-

sen.“ (Scheinheiligestifter S.114) 
Und Holland-Letz fragt: „Darf die 
gemeinnützige Bertelsmann-Stiftung 
ein Feld bestellen, auf dem der Ber-
telsmann-Konzern ernten will?“ 

Leider verweisen auch Gewerk-
schafter immer dann gern auf Studi-
en solcher Stiftungen, wenn sie ver-
meintlich ein gemeinsames Anliegen 
befördern. Auf diese Ambivalenz 
wies Holland-Letz besonders hin.

Es sei deshalb unumgänglich, we-
nigstens die vorliegenden Reform-
vorschläge zur Kenntnis zu nehmen 
und in einen politischen Diskurs ein-
zutreten. Anscheinend ist die Mate-
rie für viele aber so kompliziert wie 
undurchschaubar, denn tatsächlich 
fi ndet die Auseinandersetzung kaum 
statt. Die Vorschläge, wie sie Hol-
land-Letz am Ende seines Buches 
unterbreitet, werden faktisch nicht 
zur Kenntnis genommen.

Dabei gibt es gegenwärtig einen 
akuten Anlass, denn es läuft immer
noch das Gemeinnützigkeits-Aber-
kennungsverfahren für attac, das 
2014 vom Finanzamt Frankfurt 
ausging!

Der folgende Antrag der Be-
zirksdelegiertenversammlung soll 
deshalb einen Beitrag für die öf-
fentliche Debatte und schließlich 
politische Schritte liefern.

Herbert Storn

Die GEW geht gegen das Stiftungs-Unwesen vor.
Ausgehend von dem GEW-Ge-
werkschaftstagsbeschluss Nürn-
berg zur Bertelsmann-Stiftung stellt 
die GEW fest: 

Unternehmens-Stiftungen, bei 
denen die Stiftungen steuerrecht-
lich als gemeinnützig anerkannt 
sind und gleichzeitig Eigentümer 
operativ mit Gewinnerzielungs-
absicht tätiger Unternehmen sind, 
dürfen steuerrechtlich nicht weiter 
begünstigt werden.

Die Reform des Stiftungsrechts un-
ter Schröder-Fischer 2000 und Mer-
kel/Müntefering 2007 führte zu ei-
ner explosionsartigen Vermehrung
der Stiftungen von etwa 8.000 auf 
fast 21.000 von Ende 1999 bis 2014.
Auch die Zahl der unternehmens-
nahen Stiftungen stieg in diesem 
Zeitraum an.

Durch steuerrechtliche Rege-
lungen werden Unternehmen um-
fangreiche Möglichkeiten der Steu-
er ersparnis eingeräumt. Sie sparen

Steuern, wenn sie Kapital zur Grün-
dung einer Stiftung bereitstellen 
oder Spenden an eine Stiftung zah-
len. Stiftungen wiederum zahlen 
auf ihre Einkünfte keinerlei Steu-
ern, auch Einnahmen aus Unterneh-
mensbeteiligungen oder Dividenden 
sind steuerfrei. Von Erbschaft- und 
Schenkungsteuer sind gemeinnüt-
zige Stiftungen ebenfalls befreit.

Dem Staat und damit dem öf-
fentlichen Gemeinwohl entgingen 
und entgehen damit Milliarden Eu-
ro an Einnahmen, die dann von den 
Stiftungen nach ihren Zielen ver-
wandt werden.

Die Eigentümer des Bertels-
mann-Konzerns, die Familie Mohn, 
sparten durch die Übertragung von 
drei Vierteln des Aktienkapitals von 
Bertelsmann an die Bertelsmann-
Stiftung nach Schätzungen 2 Mil-
liarden Euro Erbschaftsteuer. 

Die Steuerausfälle durch das 
Gesetz von 2000 („Gesetz zur Sen-
kung der Steuersätze und zur Re-

form der Unternehmensbesteue-
rung“) wurden im Gesetzentwurf 
auf 12 Milliarden Euro von 2001 
bis 2004 beziffert, die Steueraus-
fälle durch das Gesetz von 2007 
(„Gesetz zur weiteren Stärkung des 
bürgerschaftlichen Engagements“) 
auf 0,5 Milliarden Euro pro Jahr 
von 2009 bis 2011.

Während das Stiftungsrecht 
so zur Unterfi nanzierung des Bil-
dungswesens beiträgt, begünstigt 
es gleichzeitig die gezielte Beeinfl us-
sung von Öffentlichkeit und Politik 
durch Unternehmens-Stiftungen, die 
Bildung von entsprechenden Netz-
werken, die Einrichtung von (inzwi-
schen über 1000) Stiftungslehrstüh-
len an deutschen Hochschulen und 
die indirekte Begünstigung der im 
Eigentum der Stiftungen befi ndli-
chen Unternehmen.

„Eine gemeinnützige Stiftung, 
die derart massiv und schamlos 
zugunsten der Geschäfte des Stif-
terunternehmens agiert, dient fak-

tisch dessen privaten, unternehme-
rischen Interessen“, sagt beispiels-
weise Professor Reinhold Hedtke 
von der Universität Bielefeld über 
die Bertelsmann-Stiftung.

Die GEW setzt sich deshalb nach-
haltig und öffentlich dafür ein, dass 
das Steuer- und Stiftungsrecht so re-
vidiert wird, dass nicht über Steu-
ervermeidungsmodelle die Privati-
sierungstendenzen in der Bildung 
weiter um sich greifen.

Die GEW fordert auf diesem Hin-
tergrund, das Gemeinnützigkeits-
Aberkennungsverfahren für attac, 
das 2014 vom Finanzamt Frankfurt 
auf Weisung des hessischen Finanz-
ministeriums ausging, zu stoppen.

Beschluss der Delegiertenver-
sammlung des GEW-Bezirksver-

bands Frankfurt am Main vom 
26. 2. 2018

Matthias Holland-Letz: Scheinheilige Stifter. Wie 
Reiche und Unternehmen durch gemeinnützige 
Stiftungen noch mächtiger werden. Köln 2015 
(Backstein-Verlag), 12,90 Euro
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Die Überlegungen von Prof. Thilo
Naumann von der Hochschule
Darmstadt verwiesen eingangs auf 
die pädagogischen Konzepte Sieg-
fried Bernfelds (1892 – 1953). Bern-
feld, Mitglied der Gründungsge-
neration der psychoanalytischen 
Bewegung, war schon in den 20er 
Jahren durch eine kritische Haltung 
gegenüber der hauptsächlich mit 
dem Namen Eduard Sprangers ver-
bundenen geisteswissenschaftlichen 
Pädagogik hervorgetreten. Spran-
ger wurde im weiteren Verlauf sei-

Prof. Thilo Naumann und Günter Köhler von der Vorbereitungsgruppe

Emanzipatorische Perspektiven psychoanalytischer
Elementarpädagogik

Drei Erkenntnisse Bernfelds stell-
te Naumann an den Beginn seines 
Vortrags:

1. Pädagogen*innen haben es im-
mer mit zwei Kindern zu tun – das 
Kind vor ihnen und das verdrängte
Kind in ihnen. Thilo Naumann wies 
auf die damit verbundene Gefahr 
der Verwechslung des inneren und 
des äußeren Kindes hin, die u. a. 
darin liegen könnte, an dem Kind, 
das Zielperson des pädagogischen
Handelns sein soll, unbewusst Kon-
fl ikte zu bearbeiten, die aus der eige-
nen Sozialisation stammen und in 
oft schmerzhafter Weise ungelöst 
geblieben sind.

2. Die Erziehbarkeit des Kindes hat 
unverrückbare Grenzen: Als „wi-
derspenstig“ erfahrene Tendenzen 
im kindlichen Verhalten entziehen 
sich oft mit Notwendigkeit der er-
zieherischen Einfl ussnahme, da sie 
Teil der autonomen kindlichen Per-
sönlichkeit sind.

3. Gesellschaftliche Herrschafts- 
und Ungleichheitsverhältnisse wir-
ken in den pädagogischen Prozess 
hinein, ohne von ihm außer Kraft 
gesetzt werden zu können: Jede Pä-
dagogik hat es mit Mächten zu tun, 
durch welche ihre Wirkungen be-
schränkt werden. Dieser Umstand 
stellt einen für das Selbstbewusst-
sein der Pädagogen*innen immer 
auch kränkenden Sachverhalt dar, 
fühlen sie sich doch einem idealisti-
schen Berufsethos verpfl ichtet, das 
bemüht ist, durch das eigene Han-
deln für die zu Erziehenden stets 
„das Beste“ erreichen zu wollen.

Diese Verhältnisse, die in die Fa-
milie und in die Pädagogik hinein-
wirken, stellen sich heutzutage in 
neuen Formen dar, die sich durch 
Entgrenzung bisheriger Normge-
füge im Rahmen der sog. Globali-
sierung auszeichnen. Die neuen In-
formationstechniken zählen zu die-
sen Hebeln dieser Entgrenzung und 
warten ihrerseits mit einer inneren 
Widersprüchlichkeit auf, bei der 

Freiheitsversprechen im Verbund 
mit massiven Rationalisierungsten-
denzen auftreten, die auf Ökonomi-
sierung bestehender Beschäftigungs-
verhältnisse drängen und dadurch 
den Druck auf die Individuen er-
höhen und ihre Freiheitsspielräu-
me beschneiden. 

Die stattfi ndende raumzeitli-
che Zerlegung von Produktion und 
Dienstleistungen mittels der neuen 
Medien, mit der die „Plattform“ als
einigendes Band tendenziell an die 
Stelle der bisherigen Fabrik tritt und 
die Verteilung von bisher räum-
lich gebundenen Prozessen an un-
terschiedliche Standorte erlaubt, 
verbilligt den Kostenfaktor Arbeit 
durch Nutzung schlechterer Ar-
beitsbedingungen und schränkt die 
Widerstandsmöglichkeiten der Be-
schäftigten gegen ihre Deprivation 
gefährlich ein. 

Damit ist der Rahmen für die 
vor sich gehende, stark zunehmen-
de Prekarisierung gesetzt, was z. B. 
für das Dienstleistungsgewerbe die 
Dominanz von sozial kaum abge-
sicherten bad jobs wie in der Gast-
ronomie und Pfl ege mit sich bringt. 
Von Seiten des Nationalstaates wer-
den diese Prozesse im Rahmen der 
globalen Standortkonkurrenz von 
folgenden Maßnahmen begleitet:

1. Neuformierung des Arbeitsmark-
tes  in Gestalt der bekannten Dere-
gulierungen von bisher „festen“ Ar-
beitsverhältnissen, um die Senkung 
der Arbeitskosten voranzutreiben;

2. Ausbau des Sicherheitsstaates, 
um die Ausgegrenzten angesichts 
des Schwunds von Sozialleistungen 
unter Kontrolle zu halten; 

3. Umbau des Sozialstaates vom um-
sorgenden in einen gewährleisten-
den Sozialstaat, der Rahmenbedin-
gungen setzt, um die „Eigenverant-
wortung“ der auf Lohneinkommen 
angewiesenen Gesellschaftsmitglie-
der zur zentralen Zielbestimmung 
zu erheben.
Diesen staatlichen Setzungen ent-
sprechen auf der Seite der Betrof-

fenen als Verarbeitungsmechanis-
men vor allem 

1. der Trend zur Individualisierung: 
Die bestehenden relativ großen Frei-
räume werden zur Verlagerung der 
Verantwortung fürs eigene Wohl in 
die individuellen Menschen genutzt 
(„Selbstoptimierung“ als Bedingung 
für die erfolgreiche Selbstvermark-
tung), was zu einer allgegenwärti-
gen Verunsicherung der Einzelnen 
führt (Beispiel: Ständige Verwen-
dung von Handy-Apps u.ä. zur Er-
mittlung von Messwerten eigener 
Körpervorgänge als Selbst-Versi-
cherung der Normangemessenheit 
der eigenen Person).

2. Die vor allem für Verlierer in die-
ser Konkurrenz entstehende Isolati-
on und Panik begünstigt die Sehn-
sucht und den Trend zur rechtspo-
pulistischen Vergemeinschaftung.

Die verlangte Anpassung an die 
Normen des „Selbstmanagements“ 
führt zur Verleugnung eigener Ge-
fühle und Sehnsüchte, der Trend 
zur Selbstökonomisierung verlangt 
von den Einzelnen, dass sie aggres-
sive Impulse gegen die zunehmend 
ohnmächtig erlebten Zwänge ins 
eigene professionalisierte Selbst 
integrieren und gegen sich selbst 
richten, was gesundheitsschädli-
che Formen des Umgangs mit be-
trieblichen Anforderungen hervor-
ruft. Die Folgen sind Depressionen, 
Stress- und Suchterkrankungen. Die 
neuen Anforderungen an die psy-
chische Konstitution der Individu-
en hat die „Verzweckung“ von Bil-

dung als Vehikel zum zukünftigen 
Bestehen auf dem Arbeitsmarkt zur 
Konsequenz, mit Wirkungen bis 
hin in den Bereich der Elementar-
pädagogik:

1. Die Ökonomisierung pädagogi-
scher Organisation mit ihren be-
triebswirtschaftlichen Effizienz-
zwängen verlangt beispielsweise
– technisch messbare Dienstleis-
tungen (aus der Pfl ege schon län-
ger bekannt)
– Zielvereinbarungen im Kontrakt-
management
– Budgetierung als Ergebnis für die 
erfolgreiche Erbringung der Leis-
tungen.
Die hiermit suggerierte Formel ei-
nes direkten Verhältnisses zwischen 
Aufwand und Erfolg widerspricht 
diametral der Erkenntnis, dass sich 
pädagogisches Handeln nicht un-
ter Effi zienzmaßstäbe bringen lässt, 
zeitigt aber gleichwohl Wirkungen 
für das Bewusstsein und die Hand-
lungsweise der im pädagogischen 
Bereich Beschäftigten.

2. Der hessische Bildungs- und 
Erziehungsplan entspricht diesem 
Wandel darin, dass er das Kind als 
Konstrukt von Kompetenzen an-
sieht, die dessen Selbststeuerung 
ermöglichen sollen und zu einem 
System des um sich greifenden För-

ner Entwicklung Parteigänger des 
NS. Bernfeld emigrierte 1934 in die 
USA und geriet mit seinem Werk Si-
syphos oder die Grenzen der Erzie-
hung vorübergehend in Vergessen-
heit, bis er von der Bewegung der
antiautoritären Erziehung im Ge-
folge der 68er-Bewegung neu ent-
deckt wurde und heute längst zu 
den Klassikern eines pädagogischen 
Denkens gehört, das auf die Ach-
tung von Eigengesetzlichkeiten der 
menschlichen Individualentwick-
lung setzt. 

derwahns auf den angeblich ent-
scheidenden Gebieten „mathemati-
sches Denken“, Motorik usw. führt. 
Ziel ist die Normierung von Kom-
petenzen und Verhaltensweisen, die 
auf eine Gesellschaft vorbereiten, 
die heteronom gestaltet ist. Beson-
ders wenig feinfühlige Eltern erzie-
hen, so Thilo Naumann, in einer 
Weise wie Pädagogen, die Förder-
konzepten folgen, nämlich durch-
gängig kontrollierend und normie-
rend. Bei ihnen ist die Botschaft voll 
und ganz angekommen!

3. Die Elementarbildung hat sich 
unter diesem Druck längst in ein 
„institutionalisiertes Abwehrbünd-
nis“ gegen alle Tendenzen beim 
Kind, sich gegen dieses normieren-
de System zu wehren, transformiert, 
bei dem die Disziplinierung im Vor-
dergrund steht. Unter den Prämissen 
dieses Abwehrsystems können die 
Kinder keine integrierte Fähigkeit 
entwickeln, ihre eigenen Impulse zu 
verarbeiten. Diese werden vielmehr 
als selbstbedrohlich erlebt oder ag-
gressiv gegen die Umgebung gerich-
tet und entsprechend den Effi zien-
zanforderungen zurückgewiesen. 

 „Nur wer selbst nicht unter 
Druck steht, muss keinen Druck 
ausüben“, zitierte der Referent die 
Pädagogin und Soziologin Monika 
Seifert, auch als „Mutter der anti-
autoritären Kinderladenbewegung“ 
bekannt. Damit ist aber auch klar, 
dass eine kindgemäße Pädagogik 
Arbeitsbedingungen verlangt, die 
den neoliberalen Sparzwängen dia-
metral entgegengesetzt sind. Als 
Konsequenz aus dem derzeitigen 

Immerhin gelang es dem Vortrag von Thilo Naumann, durch 

die von ihm entwickelten Vorstellungen zu einer kind-

gerechten Elementarpädagogik einmal so etwas wie einen

Horizont positiv bestimmter Ziele abzustecken, der ange-

sichts der wirklich herrschenden Tendenzen beinahe schon 

wieder wie eine Utopie wirkt. Aber eine, die 

geeignet ist, den nötigen Ansporn für die anstehenden 

Auseinandersetzungen zu liefern!

System wird pathogenen Entwick-
lungen der Boden bereitet.

Folgende Eckpunkte für eine eman-
zipatorische Pädagogik benannte 
Thilo Naumann gegen Ende sei-
nes Vortrags:

Die zentrale Bedeutung des kindlichen 
Spiels für die geistig-emotionale und 
Persönlichkeitsentwicklung:

Der hessische Bildungs- und Erzie-
hungsplan „kassiert“ nach Nau-
manns Worten das kindliche Spiel 
als zentralen Schauplatz der Ent-
wicklung nach einer kurzen Erwäh-
nung sofort wieder, weil es nicht das 
„eigentliche Lernen“ sei. Dies sei al-
lein deshalb empörend, da es eine 
anspruchsvolle Aufgabe darstelle, 
sich in das Kind einzufühlen. Beim 
Spiel handele es sich um das zentra-
le Medium des kindlichen Lernens: 
Es mobilisiere Selbstheilungskräfte, 
gestatte Aushandlungen im sozialen 
Mit- und Gegeneinander und gebe 
Gelegenheit zur Externalisierung in-
dividueller Voraussetzungen, die in 
der Spielfi gur ausprobiert und von 
den Spielkameraden*innen beant-
wortet würden.

Partizipation der Kinder bei der 
Gestaltung des pädagogischen Feldes

Die Mitgestaltung der Infrastruktur 
durch die Kinder ist eine wichtige 

Voraussetzung, um sich selbst als 
Individuen zu erfahren, die auf Be-
dingungen ihrer Umwelt mit einwir-
ken und dadurch die selbstverständ-
liche Erfahrung der Mitsprache
machen können, was für die Kinder 
von entscheidender Bedeutung ist, 
um sich nicht als ohnmächtig und 
ausgeliefert zu erleben. Darüber hi-
naus ist die Möglichkeit, Regelsys-
teme schrittweise mitentwickeln zu 
können, die Voraussetzung für In-
ternalisierungsprozesse, die nicht 
durch Unterwerfung, sondern durch 
Partizipation und Autonomisierung 
gekennzeichnet sind und damit einen
Boden für das Wachsen von Solida-
rität bieten.

Entwicklungsbündnis

Das Entwicklungsbündnis hat darin 
zu bestehen, krisenhafte, „verrückte“
und irritierende Verhaltensweisen 
nicht einfach als nicht normgerecht 
zurück- und zurechtzuweisen, son-
dern in Kooperation mit dem Kind 
nach deren Ursachen zu suchen. 
„Störungen“ sind in dieser Perspek-
tive nicht einfach Normwidrigkei-
ten, sondern Verhaltensweisen, die 
einen Sinn haben. Die beliebte Maxi-
me, Affekte „kleinzuhalten“, ist hier
völlig kontraproduktiv, weil durch 
ihre Verbannung aus dem pädago-
gischen Feld auch keine Ursachen-
exploration und -bearbeitung mehr 
stattfi nden kann.

Anstelle dessen gilt es die Kin-
der zu halten, d. h. ihm deutlich ma-
chen, dass alle seine Themen „halt-
bar“ sind. Nur so kann es gelingen, 
eine beruhigende Antwort zu geben, 
mit der das Kind auch klarkom-
men kann. Oft liegen den Störun-
gen Primärkonfl ikte zugrunde, die 
das Kind (noch) nicht anders arti-
kulieren kann. Durch einen simplen 
Rauswurf des überbordend aggres-
siven Kindes besteht die Gefahr der 
Re-Aktualisierung des Ursprungs-
konfl iktes bzw. der Reproduktion 
der damit verbundenen Erfahrung 
als wehrlos und wertlos und da-
mit der Verstetigung des Konfl iktes.

Optimalstrukturierung

Unter Optimalstrukturierung ver-
steht man im Idealfall das Bemühen,
die Gesamtheit des pädagogischen 
Settings daraufhin zu überprüfen, ob 
es Entwicklung begünstigt oder sie 
verhindert. Institutionell begründete 
Konfl ikte sind durch entsprechende 
Optimierung der Infrastruktur auf 
ein Mindestmaß zu begrenzen. Dass 
dies unter den bestehenden Bedin-
gungen den gemeinsamen Kampf 
aller am Gelingen pädagogischer 
Prozesse Interessierten erfordert, ist 
nach dem zuvor Gesagten klar. Die 
genannten Ziele werden sich nur 
durch ein forciertes gesellschafts- 
und bildungskritisches Engagement 
verwirklichen lassen. Die GEW ist 
als Bildungsgewerkschaft hier in 
besonderer Weise gefordert. 

Immerhin gelang es dem Vor-
trag von Thilo Naumann, durch die 
von ihm entwickelten Vorstellun-
gen zu einer kindgerechten Elemen-
tarpädagogik einmal so etwas wie 
einen Horizont positiv bestimmter 
Ziele abzustecken, der angesichts 
der wirklich herrschenden Tenden-
zen beinahe schon wieder wie eine 
Utopie wirkt. Aber eine, die geeig-
net ist, den nötigen Ansporn für die 
anstehenden Auseinandersetzungen 
zu liefern!

Ernst Olbrich
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„Das deutsche Volk wird mit Judenblut
zusammengeklebt“ Ulrich Alexander Boschwitz‘ Roman
über die Schrecken der Reichspogromnacht 

Das ist ein Buch wie ein Donner-
schlag an einem beschaulichen Som-
mernachmittag, mit der ein plötzli-
cher Gewittersturm über den unvor-
bereiteten und schutzlosen Wanderer 
hereinbricht, der in Panik versucht 
seine Haut zu retten. Otto Silber-
mann, dem Protagonisten des unmit-
telbar nach den Ereignissen des 9. 
November 1938 geschriebenen Ro-
mans, wird in der Reichspogrom-
nacht durch an die Tür seiner Woh-
nung hämmernde SA-Leute von
einem Moment auf den anderen der 
sicher gewähnte Boden seiner Exis-
tenz als erfolgreicher Kaufmann unter 
seinen Füßen weggerissen, als es ihm 
auf Anraten seines „arischen“ Be-
suchers Findler gerade noch gelingt, 
den mordlustigen Häschern durch 
einen Hintereingang zu entkommen. 
Von diesem Augenblick an ist Otto 
Silbermann „der Reisende“, so der 
Titel des Romans von Ulrich Alex-
ander Boschwitz, dem neben einer 
in erschreckendem Tempo schwin-
denden Barschaft nichts geblieben ist 
als die Hoffnung, dass seiner „ari-
schen“ Frau, die er in der Wohnung 
zurücklassen musste, nichts gesche-
hen ist und dass sein gleichfalls „ari-
scher“ Geschäftspartner, der Spiel-
leidenschaft verfallen, mit dem er 
schon den Westfeldzug 1914 – 1918 
durchgemacht hat, sich in der durch 
die zugespitzte Verfolgungssituation 
entstandenen neuen Lage als anstän-
dig erweisen wird.

Das ist ein Roman über die fres-
sende Angst, die nichts mehr von 
den gewohnten Sicherheitsankern, 
mit denen sich einer im bürgerlichen 
Leben festhält, übriglässt. Es ist 
auch eine Erzählung über das wach-
sende Misstrauen jedem gegenüber, 
der dieser auf einmal zum Feindes-
land gewordenen, gestern noch Si-
cherheit vorschützenden Umwelt, 
als einer ihrer legitimen Bewohner 
angehört, zu denen der Protagonist 
nicht mehr zählt. Der Reisende ist 
in einer radikal subjektiven Erzähl-
haltung geschrieben, die den*die 

Leser*in in den Sog der eskalieren-
den Haus- und Haltlosigkeit einer
Ausgestoßenen-Existenz hinein-
zieht, deren vermeintliche Auswe-
ge sich immer weiter verschließen. 
Der Roman lässt die Verlorenheit 
der Hauptperson an quälende inne-
re Welten angesichts einer Wirklich-
keit mitdurchleben, die, zum wil-
den Tier geworden, auf den Sprung 
zum Zupacken lauert, eine irreale 
Wirklichkeit wie in Kafkas „Der Pro-
zess“, die hier als die von den Nazis
in ihrem rassistischen Überlegen-
heitswahn geschaffene tödliche Um-
welt lebendige Realität gewinnt. 

Wenn der letzte kleine Straßen-
kehrer durch sein „arisches Blut“ 
und die darin liegende Macht, straf-
los zu morden, auf einmal unend-
lich viel mehr ist als der reichste und 
gebildetste Jude, dann wird für ihn 
auch die Versuchung riesengroß, die 
Situation zu nutzen und die sozia-
le Zwergengestalt der eigenen per-
sona zum Übermenschentum auf-
zublähen, indem er den plötzlich 
durch staatliches Geheiß vogelfrei 
gewordenen Juden seine erbärmli-
che Schutzlosigkeit spüren lässt. Der 

Reisende ist daher auch ein Buch, 
das die Entstehung des „Herren-
menschen“ als durch die verbreche-
rischen Umstände gegebene Mög-
lichkeit zeigt, die sozial generierte 
Winzigkeit der eigenen Person und 
die mitgeschleppten Aggressionen 
dadurch zu kompensieren, dass man 
sich gegenüber dem schutzlos Ge-
wordenen zu Posen der Allmacht 
aufwirft. Extra civitatem nulla se-
curitas – außerhalb des Staates gibt 
es keine Sicherheit: Mit dieser For-
mel hat Thomas Hobbes den bür-
gerlichen Staat und sein Gewaltmo-
nopol als die notwendige Form der 
Überwindung des Naturzustandes, 
in dem nur das Recht des Stärke-
ren gelte, bezeichnet. Der Jude Ot-
to Silbermann ist – auf einen Schlag 
„außerhalb des Staates“ geworfen 
– in eine zunehmend tierhafte Exis-
tenz gezwungen, in der an Stelle der 
gewohnten, gesetzlich und adminis-
trativ gegebenen Sicherheitsmecha-
nismen, instinktartiges Witterungs-
verhalten für eventuell drohende 
Gefahren in allen Begegnungssitu-
ationen mit der zum feindseligen 
Monster gewandelten Gesellschaft 
Nazideutschlands tritt. „Das deut-

sche Volk wird mit Judenblut zu-
sammengeklebt“, sagt Theo Findler, 
eine Nebenfi gur, die sich Otto Sil-
bermann als Helfer in der Not an-
bietet, dabei aber nur durch einen
Schandpreis beim Kauf des Silber-
mannschen Hauses sein Arisierungs-
Schnäppchen machen will.

Das Buch wirft, ganz ohne zu 
moralisieren, Fragen grundsätzlicher 
Art auf wie die, woran es liegt, wenn 
jemand in der Situation, durch staat-
liche Vorschrift zur Schäbigkeit als 
Verhaltensnorm gezwungen und zu-
gleich durch den winkenden Macht-
gewinn in Versuchung geführt, trotz-
dem „anständig“ bleibt, auch wenn 
es ihm nichts als das Risiko der Ver-
haftung, der Folter, des Totgeschla-
genwerdens einbringt. Der Roman 
wirft aber auch ein grelles Licht auf 
die Tatsache der totalen Abhängig-
keit aller Aspekte des bürgerlichen 
Individuums vom wenigstens durch-
schnittlichen Funktionieren der nor-
malen rechtlichen und administra-
tiven Standards, wie man sie auch 
von der Schilderung der stufenweise 
voranschreitenden sozialen Ermor-
dung aus den Tagebüchern Viktor 
Klemperers kennt.

Der 1915 geborene Autor ent-
kam den Deutschen durch seine 
Flucht nach England 1935 nur vo-
rübergehend. Als deutschstämmi-
ger Flüchtling interniert, wurde er 
kurz vor Kriegsbeginn nach Aus-
tralien deportiert. Auf der Rück-
kehr 1942 „wurde das Schiff von 
einem deutschen U-Boot torpediert 

und sank“, so der Klappentext des 
Buches. Der Verlag Klett-Cotta legt 
mit dieser Neuerscheinung die erste
deutsche Ausgabe des Romans vor, 
der 1939 in England und 1940 in 
den USA erschien. Der Reisende 
ist ein Buch, das in jede Lehrmit-
telsammlung einer Sek-I-/Sek-II-
Schule gehört, im mehrfachen Klas-
sensatz, gerade auch angesichts des 
für Schülerinnen und Schüler unzu-
mutbaren Preises von 20 Euro, der 
aber sowohl durch die Ausstattung 
des Buchs wie auch die Qualität des 
Inhalts gerechtfertigt erscheint. Der 
Roman von Boschwitz vermag es 
wie kaum eine andere Publikation, 
der Generation heutiger Jugendli-
cher mit ihrem großen zeitlichen 
Abstand zu den Verbrechen Nazi-
deutschlands in einer hohen Ein-
dringlichkeit die Situation des to-
talen Ausgeschlossen- und Ausge-
liefertseins nacherleben zu lassen, 
das die Situation deutscher Juden 
und Jüdinnen spätestens ab 1938 
bestimmte. Eine eingängige Sprache, 
die trotz ihrer Einfachheit von ho-
her Ausdruckskraft für die wach-
sende äußere und innere Verloren-
heit der Hauptperson ist, unterstützt 
den fesselnden Charakter der Ro-
manhandlung, die Fragen aufwirft, 
welche in einer von Verfolgung und 
Flucht wachsender Menschenmas-
sen, aber auch von Flüchtlingsab-
wehr und rassistischer Hetze be-
stimmten Gegenwart eine drängen-
de neuerliche Aktualität gewinnen.

Ernst Olbrich

Ulrich Alexander Boschwitz, Der Reisende,
München 2018 (J. G. Cotta’sche Buchhandlung), 
20 Euro

Seit Sommer letzten Jahres geht die 
Stadtpolizei immer rabiater gegen 
Obdachlose vor. Von Barverwar-
nungen bis zu 40 Euro und Buß-
geldern wegen „Lagerns im öffent-
lichen Raum“ sind vor allem Roma 
betroffen. Den vorläufi gen Höhe-
punkt markiert ein Vorfall von An-
fang Februar: Ein Mitarbeiter des 
Frankfurter Ordnungsamts schrieb 
in die Pässe zweier rumänischer 
Staatsbürgerinnen hinein, diese sei-
en “ beim aggressiven Betteln an-
getroffen“ worden und stempelte 
diesen Vermerk jeweils ab.

Die Frankfurter Ordnungsbehör-
den intensivieren offensichtlich seit 
letztem Sommer ihre Anstrengun-
gen, Obdachlosen, die sich nicht in 
die von der Stadt bereitgehaltenen 
Notunterkünfte begeben wollen 
oder können, das Leben so schwer 
wie möglich zu machen. Dies trifft 
vor allem Menschen aus Südosteu-
ropa, in der Regel Roma, die als 
nicht „anspruchsberechtigt“ gelten.

So wurden einer Familie auf einen
Schlag 200 Euro abgenommen, 
wohlgemerkt Menschen, die sich 
das Geld für ihr tägliches Leben 
durch Betteln oder Flaschensam-
meln zusammenkratzen müssen. 
Der Vorwurf lautet auf den dehn-
baren Begriff des unerlaubten La-
gerns im öffentlichen Raum.

Sleep out – gegen die Vertreibung 
von Obdachlosen
Nachdem in der Sozialberatung des 
in Frankfurt ansässigen Förderver-
eins Roma e.V. von Betroffenen die 
ersten Barverwarnungen präsentiert 
wurden, versuchte das Aktionsbünd-
nis Solidarity City Frankfurt durch 
eine Kundgebung plus demonstrati-
ves Lagern die repressive Ordnungs-
politik der Stadt bekannt zu machen 
und anzugreifen. Am 9. Dezember, 
dem Vorabend des Tages der Men-
schenrechte protestierten rund 200 
Personen auf dem Willy-Brandt-
Platz. In diesem Rahmen forderte 
die Kampagne „Stadt für alle“ die 

Stadt Frankfurt auf, “ endlich das 
Menschenrecht auf eine gute Un-
terkunft für alle sicherzustellen!“ 
Die B-Ebene der Hauptwache als 
Notschlafplatz für die Wintermo-
nate wurde als menschenunwürdig 
kritisiert. Neben verschiedenen po-
litischen Initiativen nahmen auch 
einige Roma-Familien aktiv an der 
Kundgebung teil. Sie berichteten 
von ihren Erfahrungen mit Wohn-
sitzlosigkeit und Diskriminierung, 
z. B. am Arbeitsplatz. Die anwesen-
en Obdachlosen zeigten sich erfreut, 
dass ihre Lebensumstände thema-
tisiert und eine menschenwürdige 
Unterbringung und Versorgung ge-
fordert wurden.

Es waren doch nur wenige Fälle…
Als dann die Frankfurter Rundschau
sich des Themas annahm und die 
Fraktion der Linken im Römer ein 
Ende der Barverwarnungen bean-
tragte, waren dann auch Abgeord-
nete des Stadtparlaments genötigt, 
Stellung zu beziehen. VertreterIn-
nen von Solidarity City Frankfurt 
brachten in Sitzungen des Sozial- 
und Rechtsausschusses des Stadt-

parlaments ihre Kritik vor. Die meis-
ten Antworten der Stadtverordneten 
verharmlosten das Geschehene und 
entsprachen somit exakt dem Zynis-
mus der Barverwarnungen. So fühlte 
sich der FDP-Stadtverordnete Uwe 
Schulz dazu aufgerufen, klarzustel-
len, dass niemand sein Wohnzim-
mer auf der Straße einrichten dürfe. 
Mehrere Stadtverordnete von CDU, 
SPD und Grünen verwiesen darauf, 
dass man inzwischen ausgezählt ha-
be und es in der zweiten Jahreshälf-
te 2017 nur 12 Barverwarnungen 
gegeben habe. Die Anzahl sei also 
sehr gering, die meisten Aufgegrif-
fenen hätten ja laut Ordnungsamt 
eh überhaupt kein Geld und folglich 
könne man ihnen gar nichts abneh-
men. Zudem sei eine Barverwarnung 
das mildeste Rechtsmittel und set-
ze Freiwilligkeit voraus (in der Tat
erhält eine barverwarnte Person eine
Quittung, auf der sie unterschreibt, 
freiwillig gezahlt zu haben – andern-
falls kommt es eben zu einem Buß-
geldverfahren). Den Stadtpolizisten 
wurde von Sicherheitsdezernenten 
Markus Frank „soziales Gespür“ 
bescheinigt.

„Beim aggressiven Betteln
angetroffen“

An Sensibilität in Bezug auf die 
deutsche Geschichte und deren anti-
ziganistische und stigmatisieren-
de Aspekte ließ es kurz darauf al-
lerdings einer der von Dezernent 
Frank so Gelobten fehlen. „Der 
Sozialberatung des Förderverein 
Roma liegt der Pass einer Romni 
aus Rumänien vor, in den ein Mit-
arbeiter des Ordnungsamts Frank-
furt den Vermerk „Beim aggressi-
ven Betteln angetroffen“ mit Da-
tum und Unterschrift gestempelt 
hat. Die Passinhaberin berichtet, 
ein Schild mit Bitte um eine Spende 
hätte zum Vermerk und zur Über-
prüfung der Papiere auf der Wache 
geführt. Die Situation ist von der 
Frau und ihrer Freundin, die eben-
falls einen Vermerk in den Pass er-
hielt, als bedrohlich und ängstigend 
erlebt worden. Auf eine Überset-
zung wurde seitens des Ordnungs-
amtes nicht geachtet. (…) Nach der 
Räumung der Brache im Frankfur-
ter Gutleutviertel und dem Camp an 

Kampf der Armen –
wie die Stadt Frankfurt versucht obdachlose
Menschen zu vertreiben 

Fortsetzung auf Seite 18
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der ehemaligen Europäischen Zen-
tralbank, nach dem Vertreiben von 
Roma-Frauen in der Gutleutstraße
und den aktuellen Barverwarnungen 
stellt der Sichtvermerk im Pass eine 
weitere Eskalationsstufe dar, deren 
Ziel die Vertreibung von obdach-
losen Roma-MigrantInnen aus der 
Stadt Frankfurt ist. Statt Alternati-
ven bereit zu stellen und Armut zu
bekämpfen, werden, wie in anderen
deutschen Städten, Ausgrenzung 
und Kriminalisierung favorisiert. 
Letztlich endet die Praxis in der 
Absicht, den Aufenthalt durch den 
Entzug der Freizügigkeit zu beenden 
und die Abschiebung mit Rückrei-
sesperre durchzusetzen – eine um-
fangreiche Entrechtung von EU-
BürgerInnen.“ (Presseerklärung 
des Förderverein Roma e.V. vom 
13. 2. 2018). 

Das Ordnungsamt stellte in Folge
klar, dass diese Vermerke unrecht-
mäßig seien und in der Tat dürfte 
dieser Vorgang dem Amt eher un-
angenehm sein. Dass aber der Ord-
nungshüter überhaupt auf die Idee 
kam, die Pässe mit Vermerken zu 
versehen, lässt sich nur vom dem 
Hintergrund eines Klimas erklären, 
in dem Roma als lästige und mög-
lichst zu vertreibende StörerInnen 

Anlässlich der LEA-Fortbildung 
„Zur Aktualität der Marxschen 
Krisentheorie“ mit Günter Sand-
leben war ein kleiner, aber diskus-
sionsfreudiger Kreis von knapp 
zwanzig Teilnehmern*innen er-
schienen. Angesichts der Bedeu-
tung des Themas hätte man ihm 
eine größere Nachfrage gewünscht, 
stellte doch der Referent gleich zu 
Beginn die Besonderheit und Ei-
genständigkeit der Überlegungen 
von Marx zur kapitalistischen Kri-
se dar, die in der durch volkswirt-
schaftliche Theorien dominierten 
medialen Öffentlichkeit der Ge-
genwart bedauerlicherweise we-
nig Präsenz erreicht. 

In Kurzform ist die Marxsche Kri-
sentheorie durch die folgenden 
Merkmale bzw. Schlussfolgerun-
gen gekennzeichnet:
■  Bei Marx fi ndet die Krise eine 
grundsätzlich endogene Erklärung, 
indem der kapitalistische „Kern-
prozess“ zur verantwortlichen Ur-
sache erklärt wird. Damit hebt sich 
die Krisentheorie nach Marx von 
allen „bürgerlichen“ Erklärungs-
versuchen dadurch ab, dass die-
se Krisenursachen in eher beiläufi -
gen Erscheinungen kapitalistischen 
Wirtschaftens meinen auffi nden zu 
können, was zu einem grundsätzli-
chen Regelungsoptimismus führt, 
der auf makroökonomische Hebel 
zurückgreifen will, um einen angeb-
lich krisenfreien Kapitalismus her-
beizuführen.
■  Demgegenüber ist die Marxsche 
Sicht von einer grundsätzlichen 
Skepsis hinsichtlich der Möglich-
keiten eines dauerhaft erfolgreichen 
politischen Krisenmanagements er-
füllt.
■  Aus der Gesamtsicht der kapi-
talistischen Wirtschaftsweise, wie 
Marx sie in seinen unterschiedli-
chen Entwürfen und Formen ei-
ner Kritik der Politischen Ökono-
mie erarbeitet, folgt denn auch die 
unvermeidbare Periodizität der ka-
pitalistischen Krise. Damit steht 
die Marsche Analyse in diametra-

lem Gegensatz zu allen neoklassi-
schen, aber auch den keynesiani-
schen Steuerungsmodellen.
■  Marx gelangt durch die Einbe-
ziehung der notwendigen sozialen 
Folgen der Krise zu seinen gesell-
schaftstheoretischen Schlussfolge-
rungen, die in seine Revolutions-
theorie münden. 

Marx hat nach Sandleben keine ex-
plizit ausgearbeitete „Krisentheo-
rie“ vorgelegt, sondern äußert sich 
dazu an verstreuten Stellen seiner 
kritischen Arbeiten zur Politischen 
Ökonomie seiner Zeit über das The-
ma „Krise“. Andererseits kann man 
natürlich Marxens ganze Theorie 
der kapitalistischen Produktions-
weise als Analyse einer notwendig 
krisenhaften Wirtschaftsform le-
sen und diese Lesart schon begin-
nend mit dem grundlegenden 
Kapitel 1 im „Kapital“ über 
die Waren- bzw. Wertform in 
den dortigen Aussagen be-
gründen, wenn der Autor an-
hand der Wertform W-G-W 
(Ware-Geld-Ware) das not-
wendige Auseinanderfallen 
von Warenproduktion und 
Warenrealisation im durch 
Geld vermittelten Tausch-
akt begründet: „Aber keiner 
braucht unmittelbar zu kau-
fen, weil er selbst verkauft 
hat. Die Zirkulation sprengt 
die zeitlichen, örtlichen und 
individuellen Schranken des 
Produktenaustausches“1

Die Zirkulation, von der hier 
die Rede ist, fi ndet in einer hochgra-
dig arbeitsteiligen Gesellschaft statt, 
in der die allseitige Isoliertheit der 
einzelnen Produzenten gegeneinan-
der zugleich ihre allseitige Vermit-
teltheit hervorruft. Zwar produziert 
jeder für sich allein, gleichzeitig ist 
er aber, wie es in der „globalisierten 
Welt“ schöne Regelmäßigkeit dar-
stellt, mit den gleichgerichteten Vor-
gängen in jeder Weltecke „irgend-
wie“ verbunden, und zwar über

1 Marx, Kapital I, MEW 23, S. 127

die weltweiten Finanzströme, die 
ein scheinbar unabhängiges Reich 
eigener Gesetzlichkeit bilden, das 
gleichwohl aber den isolierten Pro-
duzenten mit Macht seine Regeln 
aufnötigt (Griechenland z .B. kann 
mehr als ein Lied davon singen!)

„Die Notwendigkeit selbst, das 
Produkt oder die Tätigkeit der Indi-
viduen erst in die Form des Tausch-
werts in Geld, zu verwandeln, daß 
sie in dieser sachlichen Form ih-
re gesellschaftliche Macht erhalten 
und beweisen, beweist zweierlei: 1) 
daß die Individuen nur noch für die 
Gesellschaft und in der Gesellschaft 
produzieren; 2) daß ihre Produkti-
on nicht unmittelbar gesellschaftlich 
ist, nicht the Offspring of associa-
tion2, die die Arbeit unter sich ver-
teilt. Die Individuen sind unter die 
gesellschaftliche Produktion subsu-

miert, die als ein Verhängnis außer 
ihnen existiert“3, heißt es in Marxens 
„Grundrisse der Kritik der Politi-
schen Ökonomie“. Das „Verhäng-
nis“ Gesellschaft, von dem Marx 
hier spricht, wendet sich gegen ihre 
Mitglieder mit machtvoller Zerstö-
rungskraft in der Krise, wenn sich 
gerade erweist, dass die geleistete Ar-
beit nicht gesellschaftlich war oder, 
was ein anderer, der Oberfl äche der 
Erscheinungen gemäßer Ausdruck 
dafür ist, auf dem Markt keine Ab-
nehmer fi ndet. 

Die kapitalistische Krise ist da-
her im Gegensatz zu Krisen vorher-
gehender Produktionsweisen, die 
beispielsweise aufgrund von kli-
matischen Wechseln oder von Na-
turkatastrophen stets Krisen des 
Mangels waren, immer eine Krise 
des Zuviel, oder um es terminolo-
gisch zu fassen: Überproduktions-
krise. In der Krise ist von allem zu 
viel vorhanden, zu viele Produkte, 
zu viele Anbieter auf dem Markt, 
nicht zuletzt zu viele Menschen, 
die nach Arbeit nachfragen, wel-
che mit Gewinnerwartung gerade 
nicht mehr erbracht werden kann 
und deswegen in zugespitzter Form 
zu Massenarbeitslosigkeit und Mas-
senverelendung führt.

Wenn man über die Möglichkeit 
und Notwendigkeit der Krise im Ka-
pitalismus spricht, wird man nicht 
umhinkommen zu erwähnen, dass 
die kapitalistische Warenprodukti-
on ihrer Bestimmung nach nicht der 
Befriedigung menschlicher Bedürf-

2 the Offspring of association: Da-
mit will Marx wohl das im Gegen-
satz zur kaupitalistischen Produkti-
on erwirtschaftete Gesamtprodukt 
(offspring=»Spross«, aber auch »Er-
gebnis«) einer Vereinigung (associ-
ation) der Produzenten ansprechen, 
das nach einem vorab gefassten Plan 
zustande kommt und verteilt wird.

3 Karl Marx, Grundrisse der Kritik der 
Politischen Ökonomie, Frankfurt am 
Main (EVA) 1970, a. a. O. s. 76

nisse dient, sondern dass letztere 
überhaupt nur in dem Umfang und 
Maße berücksichtigt werden, soweit 
sie der Schaffung von abstraktem 
Reichtum, wie er in Form des Gel-
des vorliegt, dienstbar zu machen 
sind. Auspressung menschlicher Ar-
beit zur Gewinnung und Vermeh-
rung von abstraktem Reichtum, 
ohne Rücksicht auf den konkreten 
stoffl ichen Inhalt der Arbeit bzw. 
auch ohne Berücksichtigung der 
konkreten Lebensumstände der in 
den industriellen Produktionspro-
zess gezogenen Arbeiter*innen, das 
ist die ökonomische Geheimformel 
der Parole von der „Gleichheit“.

Der Kapitalismus, der sich mit 
seiner Akkumulationsdynamik als 
der große Gleichmacher par ex-
cellence betätigt, hat mit der Erhe-
bung des abstrakten Reichtums in 

Gestalt des zu erzielenden 
Profi ts zum alles bestim-
menden Gesetz mensch-
licher Existenz und allen 
ökonomischen Treibens ei-
ne Gesellschaftsform ge-
schaffen, die notwendig 
von periodisch auftreten-
den Krisen bestimmt ist. 
Hat sich diese Produkti-
on für fremde Bedürfnisse 
resp. Nachfrage, eben für 
einen „Markt“, erst ein-
mal so weit stabilisiert, 
dass sie beginnt, für einen 
namhaften Teil der Pro-
duzenten die bestimmen-

de Wirtschaftsweise darzustellen, 
ergibt sich daraus auch ein gesell-
schaftliches Bedürfnis danach, der 
Wertgegenständlichkeit der jewei-
ligen Produkte eine von ihrer kon-
kreten materiellen Form unabhän-
gige Gestalt zu geben: Das Geld 
als leibhaftige Verkörperung der 
Wertgegenständlichkeit der Waren 
steht damit am Beginn seiner histo-
rischen Laufbahn, die zu ihrem Er-
folg auch schon bald in Gestalt von 
herrschaftlich vergebenen Münz-
rechten zur Garantie der „Geld-
wertstabilität“ auf die Gewalt der 
jeweiligen Souveräne zu bauen ge-
zwungen ist. Damit aber, dass Geld, 
also die Verkörperung des abstrak-
ten Reichtums, die andererseits die 
Fähigkeit besitzt, sich in jede kon-
krete stoffl iche Erscheinungsform 
der Warenwelt zu verwandeln, das 
erste Lebensmittel der Gesellschafts-
mitglieder wird, müssen diese durch 
überaus gewalttätige Prozesse als 
eigentumslos erzeugt werden, was 
nichts anderes bedeutet, als sie von 
ihren bisherigen Produktionsmit-
teln, die ihnen zur Erzeugung ihrer 
Lebensmittel dienten, getrennt, ge-
waltsam enteignet und in das Elend 
der wachsenden Städte des begin-
nenden Industrialismus geworfen 
werden (die bei Marx so genannte 
„ursprüngliche Akkumulation“). 
Nun erst kann ihre Arbeitsleistung 
in Form der Veräußerung von Ar-
beitskraft pur ausschließlich dem 
Gebot der Reichtumsvermehrung 
als Lohnarbeiter*innen unterwor-
fen werden. Wertschaffende Arbeit 
also ist diejenige, die dem Kapital 
unterworfen Produkte hervorbringt, 
die nicht in den Besitz der unmittel-
baren Produzenten fallen, sondern 
in denjenigen, der Eigner der Pro-
duktionsmittel (Fabrik, Maschinen, 
Rohstoffe) ist.

Zur Krise kommt es, so Sandle-
ben, „wenn der kapitalistische Re-
produktionsprozess die zusammen-
gehörenden, sich ergänzenden Pha-

sen des Prozesses von Produktion 
und Markt nicht nur verselbständigt, 
sondern sie in ihrer Verselbständi-
gung so weit auseinander treibt, bis 
die Metamorphosen des Warenka-
pitals nicht mehr fl üssig ineinander 
übergehen.“ Dass es dazu kommt, 
bewirken zwei gegensätzliche Ten-
denzen kapitalistischen Produzie-
rens, deren Widerspruch innerhalb 
dieser Wirtschaftsweise nicht aufge-
löst werden kann. Die eine Tendenz 
ist der grundsätzliche Trieb nach 
maßloser Produktion, was nichts an-
deres heißt als der Trieb nach maß-
loser Gewinnerzielung. Gleichzei-
tig muss es auf die Begrenzung der 
Möglichkeiten der unmittelbaren 
Produzenten*innen setzen, sich zur 
Bedürfnisbefriedigung Teile des er-
zeugten Mehrprodukts anzueignen. 
In den Worten von Marx: „Das Ka-
pital zwingt die Arbeiter hinaus über 
die notwendige Arbeit zur Surplus-
arbeit. Nur so verwertet es sich und 
schafft Surpluswert. Aber andrerseits 
setzt es die notwendige Arbeit nur, 
soweit und insofern sie Surplusar-
beit ist und diese realisierbar ist als 
Surpluswert. Es setzt also die Sur-
plusarbeit als Bedingungen für die 
notwendige, und den Surpluswert 
als Grenze für vergegenständlichte 
Arbeit, Wert überhaupt. Sobald es 
den letztren nicht setzen kann, setzt 
es den erstren nicht und auf seiner 
Grundlage kann nur es sie setzen. 
Es beschränkt also [...] Arbeit und 
Wertschöpfung und zwar aus dem 
demselben Grunde, warum und in-
sofern es Surplusarbeit und Surplus-
wert setzt. Es setzt also seiner Na-
tur nach eine Schranke für Arbeit 
und Wertschöpfung, die im Wider-
spruch mit seiner Tendenz steht, sie 
ins Maßlose zu erweitern. Und indem 
es ebensowohl eine ihm spezifi sche 
Schranke setzt, wie andrerseits über 
jede Schranke hinaustreibt, ist es der 
lebendige Widerspruch.“4

Indem also der maßlose Berei-
cherungstrieb mit dem ihm inne-
wohnenden Zwang, die Konsum-
kraft der Massen zu seiner Verwirk-
lichung zu beschränken, ins Gehege 
kommt, ist der Zusammenstoß bei-
der Tendenzen in der Krise unaus-
weichlich. Es ist richtig, darin die 
seit zwei Jahrzehnten ablaufende 
Entwicklung des immer schrofferen 
Auseinanderklaffens der „Schere“ 
zwischen Arm und Reich wieder-
zuerkennen, wie es zutreffend ist, 
angesichts der Dynamik, die dieser 
Prozess mittlerweile angenommen 
hat, für den nächsten Krisenverlauf 
Schlimmstes zu erwarten. „Der letz-
te Grund aller wirklichen Krisen 
bleibt immer die Armut und Kon-
sumtionsbeschränkung der Massen 
gegenüber dem Trieb der kapitalis-
tischen Produktion, die Produktiv-
kräfte so zu entwickeln, als ob nur 
die absolute Konsumtionsfähigkeit 
der Gesellschaft ihre Grenze bilde“,5 
heißt es bei Marx im dritten Band 
von „Das Kapital“, ein schlagendes 
Argument, warum man der kapi-
talistischen einen baldigen Abgang 
wünschen sollte. 

Es täte Not, mehr solcher Ver-
anstaltungen wie der mit Günter 
Sandleben im Programm bei LEA 
zu fi nden, um einer radikalen Kri-
tik an den gegenwärtigen Verhält-
nissen den dringend erforderlichen 
Raum zu verschaffen.

Ernst Olbrich

4 Karl Marx, Grundrisse, a. a. O.
 S. 325

5 MEW 25, S. 501

Zur Aktualität der Marxschen Krisentheorie
Bericht über die LEA-Fortbildung mit Günter Sandleben

Fortsetzung von Seite 17

angesehen werden. Eine Einstel-
lung die in weiten Bevölkerungs-
kreisen verbreitet ist. Auch das bei 
vielen BewohnerInnen Frankfurts 
verbreitete Unbehagen am Umbau 
der Stadt zu einem Ort, über den 
nur noch zahlende KundInnen ver-
fügen können, schließt die Solida-
rität mit Roma zumeist nicht ein. 

Im Widerspruch dazu fordert 
der Förderverein Roma seit Jahren 
als eine erste unmittelbare Hilfs-
maßnahme, die Bereitstellung eines 
„Hauses für Roma“ ein, welches 
eine Anlaufstelle für in Frankfurt 
ankommende und auch für bereits 
hier lebende Roma sein könnte.

Andreas Werther
(aktiv bei Solidarity City

Frankfurt)

Solidarity City Frankfurt: Wie Initia-
tiven in zahlreichen anderen Städten 
auch verfolgt dieses Aktionsbündnis 
das Ziel, für alle StadtbewohnerInnen, 
völlig ungeachtet ihres Aufenthaltssta-
tus, Zugang zu Versorgungsstrukturen 
(Wohnen, Medizinische Versorgung, 
Bildung etc.) und Mitspracherechte 
durchzusetzen.
https://solidarity-city.eu/de/city/
frankfurt/
Förderverein Roma e.V. - Frankfurt 
am Main: www.foerdervereinroma.de
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1 siehe unter http://www.wer-war-Hit-
ler.de

Filmbesprechung – Wer war Hitler?
Kein in die Materie einführender 
und den Filmverlauf begleitender 
Kommentar, der mit Wertungen, Ge-
wichtungen, Analysen das Denken 
der Zuschauer*innen in bestimmte 
Richtungen lenkt, keine psychologi-
schen Deutungen der Person Hitlers, 
wie sie Profi - und Hobbypsycholo-
gen aller Schattierungen seit jeher 
gereizt haben: Hermann Pölkings 
Versuch, dem politischen, massen-
psychologischen und geschichtli-
chen Phänomen Hitler auf die Spur 
zu kommen, stellt hohe Anforde-
rungen an die Aufmerksamkeit des 
Publikums und lässt ihm aber auf-
grund seiner Darstellungsform auch 
einen großen Spielraum für eigene 
Denkprozesse. 

Der Film „Wer war Hitler“ des 
Regisseurs Hermann Pölking, von 
der langen Festivalfassung mit 460 
Minuten auf die 191 Minuten der 
Kinofassung „eingedampft“, lässt 
wegen seiner Länge Befürchtun-
gen aufkommen, über die Grenze 
des Auffassungsvermögens hinaus-
zugehen und gelangt doch für die 
Zuschauerschaft schneller an sein 
Ende, als zuvor vermutet. 

Dafür verantwortlich ist sicher 
auch der schnelle Wechsel unter-

schiedlicher Darstellungsarten: Ta-
gebucheinträge, Wiedergabe von 
Selbstzeugnissen Hitlers, Schnipsel 
aus Memoiren, Zitate von in- und 
ausländischen Politikern und Mili-
tärs wechseln mit Bild- und Film-
dokumenten bzw. überblenden die-
se. Sie zeigen sowohl die Person des 
NSDAP-Führers als auch bieten sie 
mit Straßenszenen und anderen Dar-
stellungen vielfältige Einblicke in 
den Alltag des Deutschlands und 
Österreichs der 20er Jahre bis hin 
zum Kriegsende. Der Film ist als ein 
dokumentarisches Patchwork aufge-
baut, das ausschließlich aus Zeugnis-
sen von Zeitgenossen des „Führers“ 
bzw. von diesem selbst und weiterem 
historischem Material besteht. „Ich 
würde sagen, ca. 35 bis 40 Prozent 
der Aufnahmen werden erstmals in 
einer Film- oder TV-Dokumentation 
gezeigt. Neben den oftmals unspek-
takulären Alltagsszenen setzen wir 
auch etliche Aufnahmen von Adolf 
Hitler, die bisher niemand gesehen 
hat, ein“, erklärt der Filmhistoriker 
Karl Höffkes als Executive Produ-
cer im Interview.1 

Indem der Regisseur auf eine 
kommentierende Stimme aus der 
Gegenwart vollständig verzichtet, 
gewinnt der Film eine Authentizi-
tät in der Darstellung der Zeitver-
hältnisse, die den Zuschauer zu-
nehmend in ihren Bann zieht und 
direkter mit den dargestellten Zu-
ständen konfrontiert, als es eine 
mit analysierender Begleitmusik 
aus dem 21. Jahrhundert versehe-
ne Machart könnte.

Äußerungen Hitlers selbst wer-
den dabei von einem Sprecher über-
nommen, der im Klang seiner Stim-
me wie auch dem leichten Akzent 
eine der typischen Sprechweise Hit-
lers ähnliche Tonlage trifft, ohne in 
die Gefahr der Selbstparodie eines 
gekünstelten Nachäffens von Hit-
lers manierierter Ausdrucksform 
in seinen Auftritten als Redner zu 
geraten. Dieses Prinzip des Nach-
sprechens von Hitlers Äußerungen 
wird auch bei denjenigen seiner Re-
den beibehalten, von denen Ton-
aufzeichnungen in guter Qualität 
existieren, sodass der Originalton 
zwar im Hintergrund mitläuft, aber 
von der Vorgrundstimme des Film-
sprechers übertönt wird; eine Me-
thode, die zwar im ersten Augen-
blick irritiert, aber ihren Sinn be-
weist, wenn man dieses Vorgehen 
beispielsweise mit  der Hitlerdarstel-
lung von Leni Riefenstahl in ihren 
beiden Propagandafi lmen „Sieg des 
Glaubens“ und „Triumph des Wil-
lens“ vergleicht. An einer Stelle des 
Films von Pölking erfolgt nämlich 
der Hinweis durch Zitierung eines 
Zeitzeugen, der den abgespannten 
und von einer dumpfen Müdigkeit 
überfallenen Hitler während eines 

Fluges nach öffentlichem Auftreten 
beobachtet und beschreibt, wie im 
Moment der Ankunft auf dem Ziel-
fl ugfeld alle Müdigkeit von Hitler 
abgefallen und er wieder als der mit 
seiner gewohnten Spannkraft aus-
gestattete Führertyp erschienen sei, 
sobald er wieder das Rampenlicht 
der Öffentlichkeit betrat: Eine Be-
schreibung, die belegt, wie sehr die 
öffentliche Person des „Führers“ ei-
ne gekonnte und diszipliniert durch-
gehaltene Selbstinszenierung gewe-
sen ist. Riefenstahl nun überhöht in 
ihrer fi lmischen Darstellung Hitlers 

Der Film ist daher 
– bei entsprechender 
Vorbereitung - ausge-
sprochen gut für den 
Besuch durch Schul-

klassen geeignet (und 
von Seiten der Urhe-
ber auch so gedacht).

diese Selbstinszenierung bis hin zu 
einem Niveau, wo sie gottesdienst-
ähnliche Züge gewinnt, und Hitler 
als Redner übermenschlich zu wir-
ken beginnt, was auch genau der 
Zweck der Selbstinszenierung ist. 

Dagegen ist die Methode der 
Wiedergabe von Hitleräußerungen, 
wie Pölking sie anwendet, von ei-
ner wohltuenden Versachlichung, 
da sie den inszenatorischen Bann, 
der vom Selbstdarsteller Hitler auf 
sein Publikum ausgeht, bricht und 
die Zuschauer damit Publikum ei-
nes Filmes über Hitler werden, ohne 
durch die Darstellung zu Hitlers Pu-
blikum zu werden, wie es dem Zu-
schauer der fi lmischen Nachinsze-
nierung bei Riefenstahl widerfährt 
und widerfahren sollte. 

Pölking zeigt aber auch den 
privaten Hitler beispielsweise in 
Szenen auf dem Obersalzberg und 
auch hier gelingt es ihm, einer wei-
teren Gefahr zu entgehen, nämlich 
das Monster Hitler als „Mensch“ 
zu zeigen. Die gezeigten Szenen und 
Fotografi en haben zusammen mit 
den Aussagen von Mitgliedern sei-
ner Entourage viel eher das Ergeb-
nis, den Blick auf die menschliche 
Dürftigkeit des „Führers“ als Pri-
vatperson zu lenken und damit den 

Fokus in einer weiteren Hinsicht für 
die Tatsache zu schärfen, dass eine 
wesentliche Antwort auf die Titel-
frage „Wer war Hitler“ tatsächlich 
in der weitgehenden Kongruenz mit 
seiner öffentlichen Wirksamkeit be-
steht. Die Bild- und Filmdokumen-
te, die Hitler an Brennpunkten sei-
ner Laufbahn zeigen, machen allein 
durch Mimik, Gestik, Körperhal-
tung vieles von dem deutlich, was 
Hitler hinter der Maske der Selbst-
darstellung bewegt, ohne dass in die 
leidige Unsitte des Psychologisierens 
verfallen werden muss. 

Pölking ist durch seine Idee, 
kommentarlos die Zeit-Zeugnisse
zu Person und Wirken Hitlers chro-
nologisch zu einer fi lmischen Bio-
graphie zusammenzufügen, ein 
Porträt dieser ihre Epoche bestim-
menden Person und ihres Anhangs 
gelungen, das den Zuschauer ver-
stört mit der Frage zurücklässt, wie 
es zu diesem katastrophalen „Be-
triebsunfall“ der deutschen Ge-
schichte hat kommen können, ge-
rade auch angesichts der vom Film 
angemessen ins Bild gerückten zahl-
losen Opfer der unter den Nazis 
begangenen deutschen Massenver-
brechen. Pölking ist das besser ge-
lungen als es eine noch so analy-

tisch und geistreich kommentier-
te Darstellung vermag. Darin liegt 
der nicht zu unterschätzende Vor-
zug von Pölkings fi lmischer Collage 
gegenüber herkömmlichen Darstel-
lungen, die dem Publikum immer 
schon Deutungen anbieten und es 
daher am denkenden Nachspüren 
dessen, was die Bilder in ihm aus-
lösen könnten, eher hindern.

Der Film ist daher – bei entspre-
chender Vorbereitung – ausgespro-
chen gut für den Besuch durch Schul-
klassen geeignet (und von Seiten der 
Urheber auch so gedacht). Der Re-
gisseur, der bei der vom Rezensen-
ten besuchten Vorstellung anwesend 
war, betonte seinen Willen, soweit 
möglich, entsprechenden Anfra-
gen auf seine Anwesenheit bei Vor-
führungen nachzukommen und für
einen einführenden Vortrag sowie 
eine an den Film anschließende Dis-

kussionsrunde zugänglich zu sein. 
Pölking hält es in der gegenwärti-
gen Phase, in der sich die deutsche 
Gesellschaft befi ndet, für eine Frage
von zentraler Bedeutung, offensiv
gegen die wiederauferstandene Ge-
fahr von rechts vorzugehen und be-
trachtet seine Arbeit als einen Bei-
trag dazu. Für den Fall einer ge-
lungenen Machtübernahme durch 
faschistische Kräfte, wie sie im Deut-
schen Reich 1933 erfolgte, sieht er 
angesichts der schnell umgesetzten 
terroristischen Maßnahmen zur Un-
terwerfung der ganzen Gesellschaft 
unter die faschistischen Imperative 
die Möglichkeiten zum erfolgrei-
chen Widerstand als gering bis nicht 
vorhanden an, weswegen Präventi-
on die entsprechende Lehre zu sein 
habe, die aus der Geschichte gezo-
gen werden müsse. 

Mit dem Regisseur bzw. seiner Produkti-
onsgesellschaft kann bei entsprechendem 
Interesse Kontakt aufgenommen wer-
den unter http://www.wer-war-hitler.de. 
Auf der zur Adresse gehörigen Website
fi nden sich zusätzliche Informationen 
zum Film wie auch weitere Pressekom-
mentare. Ernst Olbrich

Auschwitz ist kein Spezialthema
Zur Abschiedsvorlesung von Benjamin Ortmeyer als Leiter der Forschungsstelle NS-Pädagogik

Wahrscheinlich wird es auch in der 
Frankfurter Universität einige ge-
ben, die diesen Tag, an dem Kollege 
Benjamin Ortmeyer aus dem akti-
ven Dienst ausgeschieden ist, her-
beigesehnt haben, gehört es doch zu 
den herausragenden Eigenschaften 
seiner öffentlichen Wirkung, „un-
bequem“ zu sein und all denjeni-
gen auf den Füßen herumzutreten, 
die den Schlussstrich unter die NS-
Vergangenheit seinem beharrlichen 
Bestehen auf der Aufdeckung und 
publizistischen Anprangerung der 
Verbrechen gegen die Menschheit 
im Rahmen des bis zum Mordpro-
gramm radikalisierten deutschen 
Antisemitismus der Nazis vorge-
zogen hätten. 

Mit der Technik der gezielten Pro-
vokation in Tateinheit mit wissen-

schaftlicher Forschung und Doku-
mentation der vielfältigen Begleit-
erscheinungen des fortschreitenden 
Ausschlusses der Juden und Jüdin-
nen aus der deutschen Gesellschaft 
hat Benjamin Ortmeyer vor allem 
die Verhältnisse im deutschen Schul-
wesen analysiert und angeprangert. 
Dabei stand die Empathie für die 
Leiden der Verfolgten, die auch bei 
den Davongekommenen zu lebens-
langen Verletzungen führte, immer 
deutlich erkennbar im Mittelpunkt 
seines öffentlichen Wirkens. 

In den letzten Jahren richtete 
sich der Fokus seiner Arbeit auf 
die theoretischen und ideologischen 
Voraussetzungen des Holocaust, 
wie sie beispielsweise in den Arbei-
ten namhafter deutscher Pädagogen 
vorlagen, deren aktive Mitwirkung 
an der Konkretisierung der antijüdi-

schen und rassistischen Hetzideolo-
gie der Nazis für den Bereich des Er-
ziehungswesens ihren Nachkriegsruf 
als fachliche Autoritäten zunächst 
in keiner Weise beeinträchtigt hat-
te. Die Reformpädagogen Eduard 
Spranger, Peter Petersen (Jenaplan), 
Herman Nohl und Erich Weniger 
wurden in Benjamin Ortmeyers Ha-
bilitationsschrift Mythos und Pathos 
statt Logos und Ethos zum Gegen-
stand einer akribischen Untersu-
chung ihrer aktiven Verwicklung 
in den NS. „Diese Studie reagiert 
darauf, dass seit geraumer Zeit die 
historiographische Auseinanderset-
zung der Disziplin der Erziehungs-
wissenschaft mit der eigenen Ge-
schichte während der NS-Zeit für 
weitgehend beendet erklärt wurde 
– teils als Tatsachenfeststellung, teils 
als zu begrüßende Zustandsbeschrei-

bung“, heißt es in der Vorbemer-
kung zu dieser umfassenden Unter-
suchung. Dabei wird deutlich, wie 
Nationalismus und Militarismus 
als vorherrschende und das Denken 
auch von Wissenschaftlern bestim-
mende Wahrnehmungsschablonen 
eine Scharnierfunktion zur positiven 
Wahrnehmung des Nationalsozia-
lismus (NS) darstellten und einen 
bruchlosen Übergang zum Wirken 
als Wissenschaftler im Dienst der 
Nazihetze ab 1933 ermöglichten.

Benjamin Ortmeyer hat seine Arbeit 
nie als Tätigkeit im Elfenbeinturm 
„reiner“ Theorie angesehen, son-
dern auf der Grundlage seiner For-
schungen immer aktiv in das politi-
sche Geschehen eingegriffen und ist 
auch nie davor zurückgeschreckt, 
sich schlimmsten Anfeindungen aus-

Hitler im
„Weißen Rock“ 
auf dem 
Berghof am 
23. Mai 1939. 
Links: Wil-
helm Brückner, 
Chef-Adjutant 
der NSDAP bei 
Hitler bis 18. 
Oktober 1940. 
Foto: Edition 
Salzgeber,
© 2017
Epoche Media 
GmbH
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Benjamin Ortmeyer

zusetzen, um seine Einsichten in poli-
tisches Handeln umzusetzen, wie im 
Fall der von ihm geführten oder doch 
maßgeblich mitgestalteten Kampa-
gnen zur Änderung von Schulna-
men, die als Namenspatrone Per-
sonen aus dem Kreis der gegenüber 
den Nazis und ihrer niederträchti-
gen Ideologie nur zu willigen Erzie-
hungswissenschaftler hatten. Dieses 
Profi l eines Wissenschaftlers, der sein 
Forschen als Auftrag versteht, auf 
die erstarrten Verhältnisse auch im 
bundesdeutschen Wissenschaftsbe-
trieb politisch einzuwirken, wurde 
von den Zuhörern*innen im über-
füllten Saal im Kasino des Campus 
Westend mit nachhaltigem Applaus 
bedacht. Sein Engagement war in 
den letzten Jahren dem Aufbau der 
Forschungsstelle für NS-Pädagogik 
gewidmet, aus der mittlerweile ei-
ne Reihe von Publikationen hervor-
gegangen ist und weiter hervorge-
hen werden, durch welche die Er-
forschung des Nazismus und seiner 
historischen und ideologischen Vo-
raussetzungen vorangetrieben wird.

In seiner Abschiedsvorlesung, 
die noch einmal einen stark geraff-
ten Überblick über die letzten zwei 
Jahre seiner Lehrtätigkeit gab, be-
stand Benjamin Ortmeyer auf der 
berechtigten Forderung, dass Ausch-

witz nicht „als ein Spezialthema“ an-
gesehen werden dürfe und dass die 
Auseinandersetzung mit der NS-Pä-
dagogik und -Ideologie und den dar-
auf beruhenden Verbrechen bundes-
weit Bestandteil der Lehrerbildung 
zu werden habe, wo dies noch nicht 
der Fall sei. Anhand einiger fi lmi-
scher Schlüsselszenen, die sich auch 
als Clips in der Videothek der For-
schungsstelle fi nden, ging Kollege 
Ortmeyer auf ideologische Grund-
lagen des NS ein, für die man auch 
heute Entsprechungen fi nden kann, 
etwa wenn es um das zentrale NS-
Ideologem des angeblich notwendi-
gen Reinigungsprozesses des deut-
schen Volkskörpers geht, was so-
wohl in der Polemik der AfD und 
anderer rechtsradikaler Gruppie-
rungen eine Wiederauferstehung 
feiert als auch sich in derzeit ver-
breiteten Schimpfwörtern auf den 
Schulhöfen der Nation, die aus ras-
sistischen Entgleisungen bestehen, 
wiederfi ndet. 

Der „Gemeinschaftsfremde“ 
als bedrohliches Wahnbild, das den 
verbrecherischen Maßnahmen der 
nationalsozialistischen Eugenik als 
Vorlage diente, fi ndet seine Entspre-
chung in den aktuellen Überfrem-
dungsängsten, die von der Rechten 
durch „Tabubrüche“ systematisch 

gepfl egt und hetzerisch verbreitet 
werden, wobei es in einzelnen For-
mulierungen von dieser Seite durch-
aus Übergänge zu einem biologi-
stisch begründeten Rassismus gibt, 
wenn etwa Björn Höcke im Zusam-
menhang mit den weltweiten Migra-
tionsströmen von einem „afrikani-
schen Ausbreitungstypus“ spricht.

Gegen alle neueren Versuche der Ver-
harmlosung und Relativierung der 
NS-Verbrechen bestand Benjamin 
Ortmeyer auf deren historischer Ein-
zigartigkeit. Mord war der Haupt-
zweck des Lagers, die Selektion zur 
Arbeit fand nur gemäß dem Lager-
bestand statt, wobei es lediglich um 
den Ersatz der jeweils schon zu To-
de gearbeiteten Lagerinsassen ging. 
Kollege Ortmeyer warnte vor einer 
immer noch bestehenden Verharmlo-

sung der NS-Lehrerschaft, denn de-
ren Leistung habe immerhin in der 
Vermittlung einer Weltanschauung 
bestanden, die dem Mordwillen erst 
den ideologischen Boden bereitete. 
Das begann mit der Selbstdarstellung 
des deutschen Volkes als per se gut 
und überlegen und trug bei zu einem 
Nationalismus, der dadurch zu einer 
Quelle des Antisemitismus wurde. 
Ergebnis waren tiefsitzende habitu-
ell gewordene Überzeugungen („Ich 
kann riechen, ob einer ein Jud ist!“), 
welche die Grundlage dafür bilde-
ten, unerwünschte Bevölkerungsteile 
gleich ganz aus der Menschheit aus-
zuschließen und den Mordprozess 
als harte, aber unerlässliche Reini-
gung zu verstehen. Man habe den 
Menschen vermitteln müssen, dass 
sie etwas Gutes tun, wenn sie Ver-
brechen begehen, erklärte Benjamin 
Ortmeyer, und in ihrer Beihilfe zur 
Formierung dieses Bewusstseins in 
kindlichen Entwicklungsphasen, in 
denen Bewusstseinsstrukturen na-
turgemäß besonders stark beein-
fl ussbar sind, habe die Schuld be-
deutender Teile der Nazi-Lehrer-
schaft bestanden.

Allerdings habe die Aufarbei-
tung der Mitwirkung von Teilen der 
Lehrerschaft nicht bei den eigentli-
chen NS-Pädagogen*innen stehen-
zubleiben, sondern auch auf die 
nicht eindeutigen Fälle einzugehen, 
die zwar nie in der Partei waren, aber 

trotzdem mitgemacht und den Staat 
gestützt hätten. Die Judenfeind-
schaft war im Schulalltag bestim-
mend, für jüdische Schüler*innen 
begann sie schon auf dem Weg zur 
Schule und da diese als Institution 
solchen Entwicklungen nicht entge-
gentrat, sondern sie förderte, haben 
auch die Mitschüler*innen dabei 
mitgemacht. Veranstaltungen wie 
Schädelmessungen im Unterricht mit 
anschließender „rassekundlicher“ 
Kommentierung durch die Lehr-
kraft trugen mit ihrer pseudowis-
senschaftlichen „Exaktheit“ dazu 
bei, das wahnhafte Hetzsystem des 
Antisemitismus fest im Bewusstsein 
vieler Schüler*innen zu verankern. 
Lehrer*innen haben sich in hohem 
Maße an der Ausspionierung der Ju-
den und Jüdinnen beteiligt und da-
mit in letzter Instanz Zulieferdienste 
für die Vernichtung geleistet.

Lernen, „Nein“ zu sagen zu ge-
sellschaftlichen und institutionellen 
Zumutungen, bezeichnete Kollege 
Ortmeyer denn auch als zentrale 
Aufgabe emanzipatorischer Päd-
agogik, eine Tugend, die er selbst 
in vielfältigen Formen vorgelebt hat 
und weiter vorleben wird. Für diese 
seine vorbildhafte Rolle, die er auch 
in der GEW gespielt hat, dankt ihm 
die Redaktion der FLZ und wünscht 
ihm alles Gute auf seinen weiteren 
Lebens- und Kampfeswegen! 

Ernst Olbrich

Abrüsten statt aufrüsten und der 
Einsatz für eine Politik der interna-
tionalen Entspannung ist das Gebot 
der Stunde!

Die Zivilgesellschaft ist gefor-
dert sich friedenspolitisch einzumi-
schen. Die aktuelle politische inter-
nationale und nationale Lage zeigt, 
dass unsere friedenspolitischen Be-
mühungen um Abrüstung weiterhin 
erforderlich sind.

Angesichts der Mehrheitsver-
hältnisse, wie sie in der Bundes-
tagswahl im September 2017 zum 
Ausdruck gekommen sind, fi ndet 
sich im Bundestag offensichtlich 
keine ausreichende Unterstützung 
für eine ambitionierte Umsetzung 
friedenspolitischer Forderungen. 

Dies gilt besonders für Abrüstung 
und einer deutlichen Absage an das 
„2-Prozent-Ziel“. Hier fehlt auch 
dem schwarz-roten Koalitionsver-
trag die nötige Klarheit. 

Wir sagen Nein zur Erhöhung 
der Militärausgaben, wir brauchen 
das Geld für zentrale Felder der sozi-
alökologischen Transformation un-
seres Landes und für die Erhöhung 
der Ausgaben in der Entwicklungs-
zusammenarbeit. Das muss auf je-
den Fall erfolgen.

Es bleibt: Die Öffentlichkeit 
muss weiterhin und verstärkt in-
formiert und aufgeklärt werden, was 
die sozialen, ökologischen und bil-
dungspolitischen Konsequenzen ei-
ner Erhöhung der Ausgaben für die 
Rüstung um ca. 30 Milliarden Eu-
ro bedeuten. Die Herausforderung 
ist, das öffentliche Meinungsklima 
für Frieden und Abrüstung zu be-
einfl ussen. Auch in dieser Legisla-
turperiode bleibt es eine wichtige 
Aufgabe, auf die friedenspolitische 
Willensbildung hinzuwirken und zu 
mobilisieren und darüber auch Ein-
fl uss auf Parteien und die Bundes-
regierung zu nehmen.

Deswegen werden wir die Un-
terschriftensammlung unter dem 
Aufruf “Abrüsten statt Aufrüsten“ 
fortsetzen und intensivieren. Wir 
wenden uns an die Aktiven in den 
Gewerkschaften, den sozialen Bewe-
gungen und der Friedensbewegung: 
Macht die Unterschriftensammlung 
noch mehr als bisher schon gesche-
hen zu Eurer Sache.
Wir rufen auf: Beteiligt Euch in 
diesem Sinne an den Ostermär-
schen 2018!

Nur eine zahlreiche Teilnahme 
zeigt, dass vielen Menschen Frie-
den und Abrüstung wirklich wich-
tig sind, nur mit vielen können wir 
Abrüstung wieder zu einem gesell-
schaftlichen Thema machen und 
auch durchsetzen.

Berlin, den  5. März 2018

Der Frankfurter Bezirksverband 
der GEW erklärt seine Solidarität 
mit dem Präsidenten der Frankfur-
ter Eintracht Peter Fischer in seiner 
Auseinandersetzung mit der AfD 
und begrüßt in diesem Zusammen-
hang auch die öffentlichen Äuße-
rungen des Spielers der Eintracht 
Kevin-Prince Boateng, der sich hin-
ter den Präsidenten stellte und die 
Angriffe zurückwies, die von der 
Landesspitze der rechtsradikalen 
Partei ausgehen. (…)

Die GEW nimmt es mit großer 
Verwunderung zur Kenntnis, dass 
ausgerechnet die Landesspitze einer 
Partei, deren Vertreter*innen in den 
letzten Jahren immer wieder durch 
Akte der Volksverhetzung, der Be-
leidigung Andersdenkender und von 
Menschen nichtdeutscher Herkunft 
sowie durch antisemitische Hetze 
aufgefallen sind, nun ihre Absicht 
erklärt hat, Fischer wegen Volks-
verhetzung anzuzeigen. (…)

Unterdessen gibt es reichliche 
empirische Anhaltspunkte dafür, 
dass in der AfD ein Gedankengut 

existiert, das der Ideologie der Na-
zis nahesteht. Da mittlerweile viel-
fache öffentliche Äußerungen die-
ses Gedankengutes vorliegen, kann 
davon ausgegangen werden, dass 
Wähler*innen der Partei diese im 
vollen Bewusstsein ihres rassisti-
schen Kerns durch ihre Stimme un-
terstützen. (…)

In diesem Sinne erklärt die 
GEW Frankfurt ihre uneinge-
schränkte Solidarität mit Peter Fi-
scher und Kevin-Prince Boateng, der 
selbst schon wiederholte Male Ob-
jekt niederträchtigster rassistischer 
Verunglimpfungen geworden ist. Es 
ist ausdrücklich als vorbildlich zu 
loben, dass beide Sportvertreter ihre
Stellung in der Öffentlichkeit dazu 
verwenden, Zivilcourage zu zeigen 
und gegen die Vergiftung des öffent-
lichen Klimas durch Rassismus mit 
klaren Worten einzutreten!

Den wirklichen Hetzern*innen, 
Beleidigern*innen und Ras sis-
ten*innen darf kein weiterer öffent-
licher Raum zugestanden werden.

Jetzt auch noch 30 Milliarden für die
Rüstung? Die Zivilgesellschaft sagt NEIN

Erklärung des Arbeitsausschusses abrüsten statt aufrüsten

OSTERMARSCH
Frankfurt am Main

2. April 2018
10:30 Uhr
Rödelheim, Bahnhof 
12:00 Uhr
Bockenheimer Depot
11:00 Uhr
Bornheim, Gießener Str./
Marbachweg (US-Generalkonsulat)
11:30 Uhr
Niederrad, Bruchfeldplatz

Von dort demonstrieren die Frie-
densinitiativen auf verschiedenen 
Routen zum Römerberg. 
Hier fi ndet ab 13.00 Uhr die Anti-
kriegskundgebung statt. 

Gerhard Walentowitz, der lea 
wesentlich mit aufgebaut hat, 
wurde am 10. März 2018 in den 
Ruhestand verabschiedet, seine 
Nachfolgerin Dana Lüddemann 
hat in der Gesellschafterver-
sammlung bereits das neue Pro-
gramm vorgestellt.




